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I Kurzbericht 
Ursprüngliche Aufgabenstellung sowie wissenschaftlicher und technischer Stand, an welchen 
angeknüpft wurde  
Das Projekt leistet einen Beitrag zur Spezifizierung des Problems `Kunststoffe in der Umwelt´, der 
in Empfehlungen zu einem Rahmen für die umweltpolitische Instrumentierung gegen die Kunst-
stoffverschmutzung mündet. Hierzu wurde vor dem Hintergrund des gesamten Lebenszyklus von 
Kunststoffen konzeptionell und empirisch die Vielfalt, die komplexen Zusammenhänge, die Ver-
breitung und die Ursachen der Kunststoffverschmutzung in den Fokus genommen. Hierauf auf-
bauend erfolgte u.a. die Entwicklung eines Konzepts für ein nationales Kunststoffrahmengesetz 
und ein hierfür notwendiges Kunststoffprogramm. Das Projekt verfolgte dabei einen transdiszipli-
nären Ansatz, welcher abwassertechnische, verhaltens- und umweltökonomische sowie umwelt-
rechtliche Perspektiven verknüpfte.   

Ablauf des Projekts  
Das Projekt gliederte sich in mehrere interdependente Arbeitspakete. Die Basis bildete im ersten 
Schritt die Erhebung von Kunststoffeinträgen und deren Stoffströme in Entwässerungssysteme, 
welche vom Verbundpartner FiW durchgeführt wurde. Hierzu gibt es einen gesonderten Schluss-
bericht für die Jahre 2019-20. Im zweiten Schritt wurden für den gesamten Lebenszyklus von 
Kunststoffen Akteure, Ursachen und Verbreitung von Einträgen in die Umwelt identifiziert und 
systematisiert. Hierauf aufbauend wurden in einem dritten Schritt die Möglichkeiten und Grenzen 
von umweltpolitischen Instrumenten gegen die breitflächige Verschmutzung ausgelotet. Hieraus 
folgten im vierten Schritt im Sinne der Methodentriangulation auf Basis von Tiefeninterviews ein 
Online-Experiment mit 1092 Teilnehmern:innen und eine Online-Befragung von 2013 Personen zu 
Wirkungen von ausgewählten umweltpolitischen Instrumenten. Die Ergebnisse wurden im fünften 
Schritt an den konzeptionellen Ansätzen gespiegelt. Zugleich erfolgte eine Auseinandersetzung 
mit der Single-Use-Plastic-Directive der Europäischen Union sowie den Vorschlägen, die im Rah-
men der Bemühungen des UN Environment Programm (UNEP) für eine globale Vereinbarung zur 
Reduktion des Eintrags von Kunststoffen in die Umwelt diskutiert werden. Dies mündete im sechs-
ten Schritt dann in der Entwicklung eines Vorschlags zu den Inhalten eines nationalen Kunststoff-
programms und eines Kunststoffgesetzes.  

Wesentliche Ergebnisse  

Um zielgerichtete Instrumente gegen die Kunststoffverschmutzung zu entwickeln, ist es notwen-
dig, die Verschmutzungssituation umfassend zu analysieren. Bislang liegt der Fokus eher je auf 
relativ wenigen kunststoffhaltigen Produkten, Akteuren und Eintragswegen. Die Ergebnisse des 
Projekts verweisen demgegenüber unter Berücksichtigung des Lebenszyklus von Kunststoffen auf 
eine Vielzahl von relevanten Produkten (Güter, Verpackungen, Pellets …), Akteuren und Eintrags-
wegen. Nahezu jedes kunststoffhaltige Produkt wird während seines Lebenszyklus Emissionen 
verursachen. Ursächlich sind neben Akteurshandlungen auch das Produktdesign und die Materi-
aleigenschaften sowie Art und Ort der Eintragsquellen. 

Im Projekt wurde die Verbreitung von Kunststoffen in die Umwelt als eine sogenannte ‚Non-Point-
Source-Pollution‘- Situation klassifiziert. Damit wird erfasst, dass Kunststoffe aus vielfältigen 
Quellen breitflächig in Böden und Gewässer eingetragen werden und sich, abhängig von klimati-
schen Bedingungen, über den Globus verteilen. Somit ist es erstens überwiegend unmöglich, die 
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Verschmutzung zu beseitigen. Zwei-
tens sind meist auch die Akteure und 
Akteurshandlungen, die zur Ver-
schmutzung führen, nicht zu identifi-
zieren. Schließlich sind drittens Ak-
teure auf Grund beschränkter Ratio-
nalität nicht immer in der Lage oder 
willens, trotz gesetzlicher Regelun-
gen die Einträge ganz oder zu we-
sentlichen Teilen zu vermeiden, auch 
wenn sie direkt die Folgen tragen 
müssen. Hierbei spielen auch Crow-
ding-out und Rebound-Effekte eine 
Rolle.  

Entsprechend zeigen die Ergebnisse 
des Online-Experiments und der Be-
fragung, dass informatorische und 
ökonomische Instrumente nicht oder nur bedingt wirken (auch das Label der SUPD). Die Ergeb-
nisse zeigen, dass auf eine Kombination von Instrumenten ankommt, die die jeweiligen Einschrän-
kungen sowie die Spezifika der Non-Point-Source-Pollution‘- Situation erfasst. Die Single-Use-Di-
rective greift somit zu kurz, da sie nur wenige Aspekte adressiert.  
Soll der Eintrag von Kunststoffen weitgehend unterbunden werden, ist es deshalb notwendig, an 
den Grundlagen des Problems anzusetzen: der Herstellung von Kunststoffen und deren Verarbei-
tung und der Produktion von kunststoffhaltigen Produkten. Hierzu sind  
(i) die Herstellung von Kunststoffen aus neuen Rohprodukten zu untersagen und 
(ii) alle kunststoffhaltigen Verbrauchsgüter bzw. -verpackungen, und dabei zuvorderst die Ein-

weggüter und -verpackungen sowie die nicht medizinischen oder ähnlichen Zwecken dienen-
den Produkte, durch umweltgerechte, kunststofffreie und möglichst langlebige Produkte zu 
ersetzen. Zumindest Verbraucher:innen, dies zeigen die Ergebnisse der Online-Befragung, 
sind hierzu bereit.  

(iii) Soweit noch kunststoffhaltige Güter und Verpackungen hergestellt und verwendet werden, 
sind Herstellung und Verwendung klar zu regeln. Dies schließt die Materialzusammensetzun-
gen, die Produkteigenschaften sowie die Handlungen bei Produktion, Nutzung und Entsor-
gung, einschließlich aller Handlungen im Bereich Lagerung und Transport, ein. Dabei ist eine 
effiziente, umweltgerechte Kreislaufführung zu etablieren.  

Im Projekt wurde hierauf aufbauend ein nationales Kunststoffgesetz in Form eines Rahmenge-
setzes formuliert, das durch ein regelmäßig aufzustellendes nationales Kunststoffprogramm flan-
kiert werden soll. Für Letzteres wurden u.a. grundlegende Maßnahme und Instrumente zur Ver-
meidung des Eintrags von Kunststoffen in die Umwelt formuliert. Da die vorgeschlagenen grund-
legenden Maßnahmen zu unterschiedlichen Zeitpunkten in der Zukunft greifen werden, und so-
mit in der Übergangsphase der Umgang mit Kunststoffen in allen Lebenszyklusstationen zeitnah 
und umfassend zu regeln ist, wurde dies ebenso entsprechend adressiert. Diese Ausarbeitungen 
können im Rahmen des von dem UNEP forcierten Plans zu einer globalen Regelung Anwendung 
finden. 

Die Projektergebnisse bieten somit insgesamt eine konkrete Grundlage, um den Eintrag von 
Kunststoffen in die Umwelt zu unterbinden oder wenigstens deutlich zu mindern. 
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II Eingehende Darstellung (Sachbericht) 

1. Projektverlauf und Ergebnisse 

1.1. Erkenntnisse aus den Erhebungen in den Entwässerungssystemen (FIW, 
AgUp, UER; AP 1 und partiell AP 2)1  

Wie oben dargestellt, ist das Arbeitspaket 1 des Projekts an sich bereits im Schlussbericht des 
FiW dokumentiert. Während der Fokus dort auf der technischen Seite, den Erhebungen aus 
den Entwässerungssystemen und der Identifikation von kunststoffhaltigen Produkten in den 
Entwässerungssystemen lag, nimmt der vorliegende Schlussbericht dies zwar zum besseren 
Verständnis auf, fügt aber einige Erweiterungen hinzu. Somit erfolgt mit dem neuen Zuschnitt 
des AP1 erstens eine Ausweitung der ursprünglichen Perspektive, zweitens wird die Grundlage 
dafür geschaffen, dass sich die Ausführungen im Abschnitt 1.2 auf die Frage konzentrieren 
können, welche Implikationen diese Erkenntnisse für die umweltpolitische Instrumentierung 
zur Vermeidung der Kunststoffverschmutzung haben.  

Im Folgenden wird zunächst kurz auf die Kernelemente der Erhebung des FiW zum Eintrag von 
Kunststoffen in und über die Entwässerungssysteme eingegangen. Im Anschluss geht es um 
den deskriptiven und analytischen Kern des vorliegenden Abschnitts, der für den vorliegenden 
Schlussbericht relevant ist. 

Der analytische Part wurde von der AgUp in 6 Untersuchungs-
aspekte unterteilt (s. Abbildung 1). Die Untersuchung dieser As-
pekte und deren Darstellung zielt darauf ab, ein tieferes Ver-
ständnis für die komplexen und vielfältigen Faktoren zu 
entwickeln, die zur Einbringung von Kunststoffen in die Umwelt 
führen. Die gewonnenen Ergebnisse dienen als Grundlage, um 
diese Faktoren in einem Modell zusammenzuführen. Das 
Modell wird anschließend verwendet, um Strategien zur 
Bekämpfung der Kunststoffverschmutzung zu identifizieren und 
die Wirksamkeit entsprechender umweltpolitischer 
Instrumente zu bewerten.  

Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden dargestellt, welche 
kunststoffhaltigen Produkte im Rahmen der Analysen des FiW 
identifiziert wurden und wie diese zu systematisieren sowie ge-
gebenenfalls zu erweitern sind. Dies bildet die Grundlage zur 
Identifizierung von Akteursgruppen, die mit den Einträgen in die Umwelt in Verbindung ste-
hen. Im Anschluss werden die Ursachen für die Einträge von Kunststoffen in die Umwelt the-
matisiert. Dabei wird sowohl auf die Produkteigenschaften eingegangen, die mit dem Produkt-
design und den verwendeten Materialien zusammenhängen, als auch auf akteursbasierte 
Gründe.  

 
1 Soweit nicht anders angegeben, sind die Ergebnisse auf die gemeinsame Arbeit der drei Verbundpartner zurückzuführen.  

Abbildung 1: Untersuchungsaspekte  

Quelle: Eigene Darstellung  
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Dem folgt eine Darstellung der Wege, auf denen Kunststoffe in die Entwässerungssysteme und 
darüber hinaus in die Umwelt gelangen können, sowie ihrer Verbreitung. Die Ergebnisse füh-
ren schließlich münden abschließend in ein umfassendes Modell, das die Grundlagen des Ein-
trags von Kunststoffen in die Umwelt zusammenfasst und dabei den gesamten Lebenszyklus 
(exklusive der Rohstoffgewinnung) berücksichtigt.  

1.1.1. Kernelemente der Erhebungen des FiW in den Kläranlagen und auf Verkehrswe-
gen  

Kern der Erhebungen des FIW war die Untersuchung von Art und Ausmaß der Einträge von 
kunststoffhaltigen Produkten über die Entwässerungssysteme in die Flüsse und Meere.  

Zur Qualifizierung und Quantifizierung dieser Einträge erfolgte vom FiW AP 1 die Ermittlung 
des Status quo von Kunststoffeinträgen mit einer Größe von mehr als 1 mm in die Entwässe-
rungssysteme in vier unterschiedlich großen Kommunen der Städteregion Aachen (Aachen, 
Stolberg, Simmerath und Roetgen). Die Analyse in diesem Größenbereich versprach eine bes-
sere Identifikation von Plastikgegenständen. Zudem können auf Basis der Untersuchung von 
Makrokunststoffen (Partikel größer als 5 mm) Erkenntnisse über die Herkunft der sogenann-
ten „secondary microplastics“ gewonnen werden, die durch Fragmentierung von Makrokunst-
stoffen entstehen.  

Der Verbundpartner FiW hat eine umfassende Er-
mittlung der Arten und Mengen von Kunststoff-
produkten sowie deren Quellen durchgeführt, die 
in Verbindung mit der Schmutzwassersammlung 
und der Entwässerung befestigter Flächen stehen. 
Hierzu wurden über ein Jahr hinweg regelmäßig 
die Einträge in Kläranlagen und Gullys in ausge-
wählten Straßenzügen erfasst. Dabei wurden Pro-
ben aus den Stoffströmen, die von den Kläranla-
gen ausgehen (Rechengut, Sandfanggut, Klär-
schlamm bzw. Faulschlamm und gereinigtes Ab-
wasser), entnommen. Bei den Straßengullys 
wurden entsprechende Vorrichtungen zum Auffangen von Kunststofffrachten implementiert. 
Zudem fanden einige Sonderauswertungen statt, insbesondere zu Kunstrasen, Pellets, Gemü-
senetzen und Bautätigkeiten (s. Abschnitt 1.1.2.3).  

Insgesamt wurden vom FiW in den Modellkommunen knapp 80.000 Plastikpartikel aus den 
Kläranlagen und Straßenabläufen erhoben, welche die Datengrundlage für die nachfolgend 
dargestellten Ergebnisse bilden. Im Rahmen von aufwändigen Sortieranalysen wurden die ge-
fundenen Partikel von FiW dabei, soweit wie möglich, konkreten Produkten (Gütern und Ver-
packungen) zugeordnet. Weiterhin erfolgte auch eine Einteilung nach reinen Kunststoffen, 
Verbundstoffen und Größenklassen. 

Abbildung 2: Kunststoffansammlung in der Klär-
anlage  

Quelle: Daskalakis et al. 2022  
Foto: © FiW 2021 
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Durch die Arbeiten des FiW war ein bisher einmali-
ger und mit rund 13.000 analysierten und katalogi-
sierten Kunststoffpartikeln sehr umfangreicher 
Rohdatensatz erarbeitet worden. Um diesen auch 
für andere Akteure zugänglich zu machen, wurden 
die Rohdaten (auf Deutsch) im Juni 2024 auf der 
Plattform zenodo publiziert. Die DOI lautet:  
https://doi.org/10.5281/zenodo.11478552 Zur Er-
läuterung der Rohdaten wurde zudem ein Data sto-
rage report (auf Englisch) erstellt.2 

 

1.1.2. Arten von kunststoffhaltigen Produkten, die in die Umwelt eingetragen werden  

1.1.2.1. 149 durch das FiW identifizierte Produkte (Güter und Verpackungen)   

Die meisten Funde des FiW aus den Entwässerungssystemen waren Kunststofffragmente, die 
keinem bestimmten Produkt zugeordnet werden konnten. Allerdings wurden auch einige voll-
ständige Produkte entdeckt und bei einigen Fragmenten waren die zugrunde liegenden Pro-
dukte eindeutig zu erkennen. Insgesamt konnten 149 verschiedene Produkte identifiziert wer-
den. Um die Vielzahl an Produkten übersichtlicher zu gestalten, wurden die Produkte von allen 
Verbundpartnern gemeinsam in neun Produktklassen systematisiert. Tabelle 1 zeigt die Pro-
duktfunde und ordnet diese den Produktklassen zu.  
Tabelle 1: Übersicht über Fragment- und Produktfunde 

 
 

 
2 Dieser enthält neben den angewandten Methoden der Datenerfassung (Probenahme- und Analysemethoden) auch die Auswertungsmethoden 
(mittels GIS) und Ergebnisse der Stoffstrombilanzen. Somit sind die entsprechenden Ergebnisse des Verbundpartners FiW bezüglich der AP 1 und 
4 auch in englischer Sprache frei verfügbar. 

Abbildung 3: Beispiele aus der Sortieranalyse  

Quelle: FiW 2022  

Quelle: Breitbarth/Daskalakis 2024 

https://doi.org/10.5281/zenodo.11478552
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Abbildung 4 gibt einen Überblick über die 
Verteilung der neun Produktklassen 
nach Stückzahlen und Mengen. Die 
Analyse nach Stückzahlen zeigt, dass in 
den Kläranlagen die Fragmente die 
deutliche Mehrheit an reinen Kunst-
stoffen ausmachen, während bei den 
Verbundstoffen die Hygieneprodukte 
dominieren. Bei den Einträgen über die 
Verkehrswege finden sich relativ viele 
unterschiedliche Produkte. Den größ-
ten prozentualen Anteil an Stückzah-
len haben dabei Tabakwaren und Bau-
stoffe, bei den identifizierten Verbund-
stoffen sind die Verpackungen domi-
nant. 

Nach der Masse betrachtet streuen die 
Ergebnisse zu den reinen Kunststoffen 
bei den Funden in den Kläranlagen deut-
lich stärker. Zwar sind hier noch immer 
die Fragmente am häufigsten, allerdings 
machen sie weniger als ein Viertel der 
Masse aus. Dem folgen Verpackungen 
und Pellets. Bei den Verbundstoffen, die 
in Kläranlagen gefunden wurden, über-
wiegen Hygieneartikel mit Blick auf die 
Masse deutlich. Auf den Verkehrswegen 
erweisen sich Tabakwaren, hierbei ins-
besondere Zigarettenfilter, massemäßig 
als größter Eintrag, mit etwas Abstand 
gefolgt von Verpackungen. 

 

1.1.2.2. Produkte nach Verbrauchs- 
und Gebrauchsgütern bzw. FMCG und deren Verpackungen  

Wie deutlich wurde, konnten vom FiW eine Vielzahl von kunststoffhaltigen Produkten identi-
fiziert werden, die in die Umwelt eingetragen werden. Neben den Produktklassen können 
diese auch danach sortiert werden, ob es sich um Verbrauchsgüter handelt oder um Ge-
brauchsgüter. Genauso kann bei den Verpackungen unterschieden werden, ob es sich um Ver-
packungen von Verbrauchs- oder Gebrauchsgütern handelt. Zu den Verbrauchsgütern zählen 

Quelle: Breitbarth/Daskalakis 2024 

Abbildung 4: Fragmente und Produktklassen nach Stückzah-
len und Masse 
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Güter, die maximal ein Jahr verwendet werden, aber insbesondere auch alle Einwegprodukte. 
Gebrauchsgüter sind Güter, die auf längere Verwendung angelegt sind.3  

Abbildung 5 zeigt, dass sich die Anzahl von Verbrauchs- und Gebrauchsgütern weitgehend die 
Waage hält. Anders ist es bei den Verpackungen, hier überwiegen die Verpackungen von Ver-
brauchsgütern deutlich. Zudem sind alle anderen Verpackungen sowohl Verbrauchsgütern als 
auch Gebrauchsgütern zuzuordnen.  

Abbildung 5: Differenzierung der Funde nach Verbrauchs- und Gebrauchsgütern bzw. deren Verpackungen nach Anteilen 

 

Eine weitere Klassifizierung von Verbrauchsgütern kann danach getroffen werden, ob sie zu 
den sogenannten ‚Fast Moving Consumer Goods‘ (FMCG) gezählt werden können oder nicht. 
FMCG sind u.a. durch eine hohe Masse/Menge und durch schnelle Umschlagszahlen und Ver-
bräuche gekennzeichnet. Nach Marktsegmenten sortiert umfassen die FMCG laut Statista 
(2025) die folgenden Produktklassen: Food, Tabak, Körperpflege, Wasch-, Putz- und Reini-
gungsmittel. Hierbei wird zwischen FMCG für Speisen, „Food“ genannt (einschließlich Tabak-
waren), und anderen FMCG unterschieden, wobei Letztere dann als „Near Food“ bezeichnet 
werden, was etwa bei Reinigungsmitteln eigentlich nicht passend ist. Spiegelbildlich können 
auch die Verpackungen danach differenziert werden, ob sie den FMCG zuzuordnen sind. Dabei 
wird wiederum nach Food und Near Food differenziert.  
 
Wie die Abbildung 6 zeigt, ist der Großteil der Verbrauchsgüter dem Segment „Near Food“ 
zuzuordnen. Bei den Verpackungen hingegen sind diejenigen, die mit Nahrungsmitteln in Ver-
bindung stehen, am häufigsten vertreten. Insgesamt machen die identifizierten FMCG mit ei-
ner Stückzahl von 73 fast 50% der identifizierten Produkte aus.  
 
 
 
 
 

 
3 Bei der Definition und Abgrenzung von Verbrauchs- und Gebrauchsgütern für den Individualkonsum, was auch für die Verbraucher*innenbefragung 

wichtig war, wurde im Wesentlichen der Definition von destatis gefolgt, die Verbrauchsgüter von kurzlebigen und langlebigen Gebrauchsgütern 
unterscheidet. Verbrauchsgüter werden danach wie folgt definiert:  

„Als Verbrauchsgüter werden alle Waren betrachtet, die bei einmaliger Verwendung ‚untergehen‘. Mit einbezogen werden aber auch solche Pro-
dukte, die wegen der häufigen Nutzung nicht länger als ein Jahr halten, sowie Waren, die an sich eine längere Lebensdauer haben, aber leicht 
verlorengehen (z.B. Stecknadeln, Haarklemmen). Zu den Verbrauchsgütern zählen insbesondere Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren, Ener-
gie, Putz- und Reinigungsmittel, Kraftstoffe, Arzneimittel, Schnittblumen, Filme, Schreibpapier, Zeitungen usw.“ (SEA 2021, 13). 

Quelle: Breitbarth/Daskalakis 2024 
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Abbildung 6: Differenzierung der Verbrauchsgüter und Verpackungen nach FMCG-Verbrauchsgütern und FMCG-Verpackun-
gen nach Anteilen  

 

 

Die Funde zu den Verbrauchsgütern und deren Verpackungen können auch danach sortiert 
werden, ob sie Einweggüter bzw. Verpackungen von Einwegprodukten sind. Abbildung 7 
zeigt die Verteilung der Einwegprodukte nach Einweggütern und Einwegverpackungen. Bei 
den Verbrauchsgütern sind über 60% der Funde als Einwegprodukte zu zählen, bei den Ver-
packungen sind s sogar über 84% den Einwegverpackungen zuzuordnen. 

Abbildung 7: Differenzierung der Verbrauchsgüter und Verpackungen nach Einweg-Charakteristik  

 

 

1.1.2.3. Sonderauswertungen des FiW zu Kunstrasen, Pellets, Gemüsenetzen und Polystyrol-
Freisetzungen durch die Bauwirtschaft 

Im Projekt wurden, in unterschiedlicher Tiefe, auch Einträge zu Kunstrasen, Pellets und Gemü-
senetzen und deren Besonderheiten betrachtet, die nicht unmittelbar mit der Auswertung der 
Einträge in Kläranlagen und Niederschlagssysteme zusammenhingen.  

Die Untersuchungen an 34 Rasenplätzen in den vier Modellkommunen zeigten insbesondere 
über die Niederschlagssysteme und die Duschräume Einträge von Kunstrasen in unterschied-
licher Ausprägung. In den Kläranlagen hingegen waren kaum identifizierbare Teile von Kunst-
rasen zu finden (Breitbarth et al. 2022a). 

Quelle: Breitbarth/Daskalakis 2024 

Quelle: Breitbarth/Daskalakis 2024 

Quelle: Breitbarth/Daskalakis 2024 
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Bezüglich der Pellets konnte u.a. im Rahmen von Vorort-Analysen gezeigt werden, dass sich 
diese direkt in Straßengullys vor Unternehmen finden lassen, welche Pellets verwenden. Das 
können Kunststoffrecycler sein, Hersteller von Kunststoffprodukten oder beispielsweise auch 
Reifenreinigungsunternehmen (Daskalakis et al. 2022).  

Eine Versuchsanordnung zur Messung der Ablösung von (sichtbaren) Fragmenten beim Auf-
schneiden von Obst- und Gemüsenetzen zeigte, dass sich schon beim Transport und der Hand-
habung vor dem Aufschneiden und dann auch beim Aufschneiden Fragmente lösen. Diese 
können über die Spüle in Entwässerungssysteme und hierüber in die Gewässer gelangen. Dies 
ist besonders wichtig, da der Anteil dieser Fasern an den Partikeln, die größer 1 mm sind und 
über den Ablauf der Kläranlagen in Gewässer gelangen, mit 50% sehr groß ist Breitbarth et al. 
2022b).  

Eine weitere Auswertung befasste sich im Rahmen einer Masterarbeit im Projekt mit der 
Frage, inwieweit durch bauwirtschaftliche Tätigkeiten Polystyrole in die Entwässerungssys-
teme eingetragen werden (s. Breitbarth 2019). Um dies zu untersuchen, wurden die Polysty-
rol-Freisetzungen mit über 1 mm Größe auf 3 Baustellen in Aachen genauer betrachtet. Hier-
bei ergaben sich beachtenswerte Zahlen für Polystyrol-Freisetzungen: pro verbautem Kubik-
meter rund 6.000 Fragmente. Eintragsursachen waren unter anderem die Lagerung von Neu-
waren und Abfällen und die Verarbeitung.  

1.1.2.4. Produkte und Eintragspfade, die nicht im Projekt erfasst wurden  

Im Fokus des Projekts standen Einträge von Kunststoffen in die Entwässerungssysteme, d.h. 
die Untersuchung von Niederschlagswasser und Schmutzwasser auf Kunststoffpartikel mit ei-
ner Größe über 1 mm. Hieraus folgt, dass die Ergebnisse der Probenahmen zwar eine erhebli-
che Anzahl von Produkten und Fragmenten erfassen. Es gibt jedoch auch andere Eintragswege 
von anderen Produkten.  

So erfassten die Untersuchungen im Projekt keine Einträge von Partikeln mit einer Größe von 
1 mm oder weniger sowie keine Einträge von flüssigen Kunststoffen. Zudem wurden auch 
keine Einträge berücksichtigt, die systematisch kaum oder gar nicht über die Entwässerungs-
systeme in die Umwelt gelangen.4 Hierbei handelt es sich um Einträge von kunststoffhaltigen 
Produkten, die durch umweltoffene Anwendungen zu einer Kunststoffverschmutzung führen.  

Solche umweltoffenen Anwendungen können danach differenziert werden, ob das Produkt a) 
per se für die Nutzung in der Umwelt vorgesehen ist. Beispiele hierfür sind etwa landwirt-
schaftliche Folien, polymerbeschichtete Langzeitdünger, Fischernetze, Reifen (Abrieb) oder 
auch Klärschlamm und Kunstrasen. Eine umweltoffene Anwendung ist b) auch dann gegeben, 
wenn Kunststoffe Teil eines Gegenstands sind und sich bei der Nutzung und/oder über die Zeit 
ablösen. Beispiele hierfür sind Lacke und Farben an Gegenständen jeglicher Art, die im freien 
Raum genutzt werden (etwa Gartenbänke oder Schiffe) oder Fadenstücke von Rasentrim-
mern. 

Zudem gibt es Produkte, die systematisch im offenen Raum verarbeitet werden und zu Einträ-
gen führen können. Ein Beispiel für einen häufigen Eintrag in die Umwelt ist das Schneiden 

 
4 S. https://bmbf-plastik.de/de/node/463.html  

https://bmbf-plastik.de/de/node/463.html
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von Styropor für den Hausbau (s. hierzu auch Abschnitt 1.1.2.3). Soweit die Kügelchen nicht 
über Straßengullys in die Kanalisation gelangen oder anderweitig aufgefangen werden, gelan-
gen sie in den offenen Raum und verteilen sich dort.  

Vom Projekt ebenfalls nicht adressiert waren Kunststoffeinträge, die bei Starkregenereignis-
sen und damit Überläufen der Entwässerungssysteme erfolgen. Auch wurden Einträge nicht 
erfasst, die durch illegale Entsorgungen von kunststoffhaltigen Produkten in die Umwelt ge-
langen und nicht über die über die Niederschlagswassersysteme aufgefangen wurden.  

1.1.3. Vielfalt von Akteuren im gesamten Lebenszyklus  

1.1.3.1. Akteure, welche die im Projekt identifizierten Kunststoffprodukte nutzen  

Das Projekt hatte zu Beginn einen starken Fokus auf den Eintrag von Kunststoffen in die Um-
welt durch die Nutzung von kunststoffhaltigen Produkten durch Akteure. Die Auswertung der 
Produktfunde zeigte aber relativ schnell, dass dieser Fokus zu kurz griff und viele Ver- und 
Gebrauchsgüter gleichzeitig von Akteuren in unterschiedlichen Unternehmensbranchen, in 
der öffentlichen Hand wie auch in sonstigen Organisationen genutzt werden.  

So können beispielsweise die Funde von Baustoffpartikeln sowohl von Bauunternehmen, pri-
vaten Akteuren oder von der öffentlichen Hand eingetragen worden sein. Medizinprodukte 
sind ebenfalls sowohl dem Gesundheitswesen als auch privaten Akteuren zuzuordnen. Auch 
Feuchttücher können, je nach Funktion, nicht nur von privaten Akteuren, sondern auch im 
Gesundheitswesen, in Kindergärten und von vielen weiteren Organisationen genutzt werden. 
Dies trifft genauso auf Verpackungen von Lebensmitteln zu. Selbst Pellets, welche als Rohstoff 
für die Kunststoffverarbeitung genutzt werden und deren Verwendung insofern der kunst-
stoffverarbeitenden Industrie zugeordnet werden kann, können u.a. als Hilfsmittel von Dienst-
leistern wie Radreinigungsfirmen oder als Bastelartikel von privaten Akteuren genutzt wer-
den. 

Auch die Nutzung von Produkten, die nicht vom Projekt erfasst wurden, ist den verschiedens-
ten Akteursgruppen oder Wirtschaftszweigen zuzuordnen, etwa der Fischerei (z.B. Fischer-
netze) oder der Landwirtschaft (z.B. landwirtschaftliche Folien, polymerbeschichtete Langzeit-
dünger). Letztlich werden sich kaum Akteure finden, die keinerlei plastikhaltigen Produkte 
nutzen.  

1.1.3.2. Akteure nach den weiteren Stadien im Lebenszyklus von Kunststoffen  

Da die Nutzung von Produkten jedoch nur eine von mehreren Stationen im Lebenszyklus von 
Kunststoffen ist, genügt es nicht, sich nur darauf zu konzentrieren. Zu betrachten sind die Ak-
teure aller Stationen, da in jeder Einträge stattfinden können.  

Zu den Akteuren im Lebenszyklus jenseits der Nutzung zählen zum einen Unternehmen wie 
die Hersteller von Pellets und Granulaten und die Kunststoffveredler. Die Hersteller können in 
zwei Gruppen unterschieden werden: Die einen stellen Pellets aus Rohstoffen her, die ande-
ren Pellets aus recyceltem Plastik. Erstere sind vor der ersten Nutzung relevant, Letztere nach 
der ersten und für die weitere Nutzung. Weitere Akteure sind die Hersteller von Kunststoff-
produkten bzw. von Produkten, die Kunststoff enthalten. Darunter fallen Unternehmen aus 
fast dem gesamten produzierenden Gewerbe, da es sehr viele Wirtschaftszweige gibt, die 
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Produkte herstellen, die ganz aus Kunststoff sind bzw. Kunststoff enthalten. Hinzu kommen 
vor und nach der Produktnutzung noch Dienstleister des Transportgewerbes mit dem Trans-
port von Pellets und Kunststoffprodukten sowie Abfällen von Station zu Station. Auch weitere 
Unternehmen wie etwa Zwischenhändler von Pellets und kunststoffhaltigen Vorprodukten 
und die Händler von kunststoffhaltigen Produkten sind zu berücksichtigen. Zu den Akteuren 
jenseits der Nutzung zählen auch die Kommunen als Betreiber:innen der Entwässerungssys-
teme einschließlich der kommunalen Kläranlagen.  

1.1.3.3. Sonderauswertung der AgUp zur Verteilung kunststoffverarbeitender Unternehmen 
über die Wirtschaftszweige und die Problematik der Erfassung der Anzahl der Unter-
nehmen  

Für genauere Analysen der Kunststoffverschmutzung in Deutschland ist es wichtig, die Art und 
Anzahl von kunststoffverarbeitenden Unternehmen, deren Produkte sowie Materialeinsätze 
zu kennen. Hierzu gibt es jedoch bislang keine valide Statistik. Die Projektrecherchen zeigen, 
dass es nicht einmal möglich ist, die Anzahl der Unternehmen in Deutschland, die Kunststoff 
verarbeiten oder handhaben, genauer zu bestimmen (s. Zwischenbericht von 2021). 

So weist zwar die Wirtschaftszweigstatistik des Statistischen Bundesamtes eine Klassifikation 
für die Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren auf, die für 2020 3382 Unternehmen 
erfasst. Ein Vergleich der unter den 4-Stellern des WZ 22 berücksichtigten Güter mit den Pro-
duktfunden aus AP 1 ergab jedoch, dass in der Systematik des Statistischen Bundesamtes bei 
weitem nicht alle gefundenen Produkte und Verpackungen gelistet sind. Dies trifft zum einen 
auf alle sogenannten Non-Woven-Fabrics zu, wie etwa Feuchttücher, Binden und Tampons. 
Zum anderen werden Hersteller von Kunststoffprodukten von der Wirtschaftszweigstatistik 
oft nicht erfasst, wenn das Produkt nur zu einem Teil aus Kunststoff besteht und/oder wenn 
die Hersteller von Produkten ohne Kunststoff die kunststoffhaltige Verpackung ihrer Produkte 
selbst herstellen. Grund ist hier vielmals, dass die Hersteller nicht gezwungen sind, dies anzu-
geben.  

Auch Recherchen über kommerzielle Datenbanken erbrachten zwar Werte, aber auch hier 
scheint eine Untererfassung vorzuliegen. Der Anbieter mit dem größten Angebot an Adress-
daten gab mit Stand April 2021 eine Zahl von 11.613 Unternehmen an, die „Erzeugnisse aus 
Kunststoffen“ herstellen. Allerdings weisen diese ein sehr heterogenes Produktportfolio auf. 
Bei einer stichprobenartigen Analyse des Angebots erwiesen sich die Adressdaten als relativ 
gut gepflegt. Ein Abgleich mit den Unternehmen aus Nordhessen, die von den Projektpartnern 
erfasst worden waren, zeigte jedoch, dass auch hier eine Untererfassung besteht, die syste-
matisch den Datensatz verzerrt.  

Es lässt sich also festhalten: In Deutschland liegt eine deutliche Untererfassung von kunst-
stoffverarbeitenden Unternehmen vor. 

Dies hat auch Auswirkungen auf die Hochrechnungen, die üblicherweise der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht werden. Da in der Wirtschaftszweigstatistik zu wenige Unternehmen als 
kunststoffverarbeitende Unternehmen gelistet sind, fallen auch die Zahlen zu den Kunststof-
feinträgen zu gering aus.  
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1.1.4. Ursachen für die Einträge von Kunststoffen in die Umwelt: Produktdesign bzw. 
Materialeigenschaften und Akteurshandlungen  

Eine grundlegende Frage ist nun, wie im Zuge der einzelnen Aktivitäten im Lebenszyklus von 
kunststoffhaltigen Produkten überhaupt Einträge in die Umwelt entstehen können. Hierbei 
spielen verschiedene bzw. unterschiedliche Faktoren eine Rolle. Im Folgenden werden zwei 
Ursachen unterschieden: einerseits das Produktdesign und die Materialeigenschaften und an-
dererseits die Handlungen der Akteure, die, bewusst oder unbewusst, Kunststoffe handhaben.  

1.1.4.1. Produktdesign und Materialeigenschaften 

Ein Grund für den Eintrag von Kunststoffen in die Umwelt liegt im Produktdesign und in den 
(unterschiedlichen) Materialeigenschaften. Diese spezifischen Eigenschaften können bei der 
Nutzung unmittelbar oder im Zeitverlauf dazu führen, dass Kunststoffe in die Umwelt gelan-
gen. Sowohl produktdesignbedingte Einträge als auch materialbedingte Einträge können hier-
bei jeweils im umweltoffenen Raum oder über die Entwässerungssysteme erfolgen. 

Produktdesignbezogene Einträge in die Umwelt erfolgen dann, wenn sich bei der Handhabung 
bzw. Nutzung der Produkte funktionelle Produktbestandteile ablösen. Ein bekanntes Beispiel 
hierfür sind die Deckelringe von PET-Flaschen.  

Materialbedingte Ursachen beziehen sich ebenfalls auf die Handhabung bzw. Nutzung. Das im 
Rahmen der Förderlinie erstellte Kompendium „Kunststoff in der Umwelt“ (Bertling et al. 
2022) listet folgende Ursachen auf:  

• „Einem Produkt bewusst (intendiert) zugesetztes Mikroplastik“ 
•  „Lösliche Polymere in umweltoffenen Anwendungen“  
• „Fragmentierung von Kunststoffobjekten durch mechanische Beanspruchung oder 

Umwelteinflüsse [etwa Verwitterung, Verschleiß, Abrasion, Abrieb] während der 
Nutzung … Fragmentierung kann an der Oberfläche oder im Volumen stattfinden.“ 

 

Die materialbedingten Einträge können dabei jeweils mit oder ohne unmittelbare menschliche 
Aktivitäten erfolgen. So setzt das Ausbringen einer landwirtschaftlichen Folie zunächst eine 
menschliche Aktivität voraus, die Fragmentierung jedoch erfolgt dann aufgrund der Material-
zusammensetzung ohne menschliches Zutun.  

1.1.4.2.  Intentionale und nicht-intentionale Einträge durch Akteurshandlungen 

Die Art der Handlungen, in deren Verlauf Kunststoffe in die Umwelt gelangen können, spiegelt 
den kompletten Lebenszyklus von Kunststoffen wider und umfasst alle Akteursgruppen. Zu 
nennen sind hier etwa produzieren, kaufen, transportieren, lagern, verpacken/entpacken, 
entsorgen, sortieren, recyceln und/oder reinigen. In jedem Schritt können prinzipiell Einträge 
im umweltoffenen Raum oder über die Entwässerungssysteme erfolgen. 

Inwieweit im Rahmen dieser Handlungen Einträge entstehen, hängt, wie im Abschnitt zuvor 
dargestellt, einerseits vom Produktdesign und andererseits den Materialeigenschaften ab. Al-
lerdings können auch die Handlungen selbst für den Eintrag verantwortlich sein.  

In diesem Zusammenhang können Kunststoffeinträge danach differenziert werden, ob sie auf 
intentionale Handlungen zurückzuführen sind oder auf nicht-intentionale. Intentionale 
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Eintragshandlungen können danach differenziert werden, ob die Verschmutzung bewusst in 
Kauf genommen wird und vermeidbar wäre oder ob sie nicht vermeidbar ist.  

Beispiele für ein bewusstes Inkaufnehmen sind etwa die nicht-korrekte Entsorgung von Ziga-
rettenfilter oder anderen kunststoffhaltigen Produkten im öffentlichen Raum, die unzu-
reichend gesicherte Bearbeitung von Kunststoffen auf Baustellen oder die unzureichende Si-
cherung und Handhabung von gelagerten Pellets. Derartiges wird häufig als direktes und indi-
rektes Littering gefasst, unabhängig davon, ob es indoor oder outdoor geschieht.  

Zu intentionalen Einträgen kann prinzipiell aber auch die Verwendung von umweltoffenen 
Produkten gezählt werden, von denen bekannt ist, dass sie Kunststoffe emittieren und die 
trotzdem genutzt werden, obwohl es Alternativen gäbe und/oder auf die Produkte verzichtet 
werden könnte.  

Bewusste Einträge, die nicht vermeidbar sind, können erfolgen, weil es keine (zumutbare) an-
dere Handlungsmöglichkeit gibt und/oder exogene Umstände die Vermeidung verhindern. 
Gründe hierfür können beispielsweise kulturelle Gewohnheiten, fehlende Hilfsmittel 
und/oder unzureichende Ausstattung öffentlicher oder betrieblicher Räume sein. Ein Beispiel 
sind Einträge durch Sanitärprodukte, die durch fehlende entsprechende Beutel und/oder Ab-
falleimer oder durch kulturelle Einflüsse induziert werden.  

Unvermeidbare Einträge können auch entstehen, wenn ein Produkt benötigt wird, welches 
ein ungünstiges Produktdesign oder ungünstige Materialeigenschaften aufweist, für dieses 
aber keine oder keine finanzierbaren Alternativen verfügbar sind. Weiterhin lassen sich hier-
unter auch Einträge subsumieren, die entstehen, weil Notsituationen wie z.B. medizinische 
Notfälle dies erfordern.  

Wesentliche Gründe für nicht-intentionale Einträge können mangelndes Wissen über den 
Kunststoffgehalt und/oder über das Produktdesign- bzw. das Verhalten der Materialkomposi-
tionen sein. So sind beispielsweise die Fasern, die sich bei der Handhabung von Gemüsenetzen 
oder auch beim Öffnen von Verpackungen ablösen, kaum sichtbar. Sie können dann ungewollt 
beim Reinigen von Küchenarbeitsflächen in das Schmutzwasser eingetragen werden.  

1.1.5. Eintragswege 

Grob gesagt können zwei Wege unterschieden werden, wie Kunststoff in die Umwelt gelan-
gen: über die im Projekt untersuchten Entwässerungssysteme und direkt in die Natur über die 
umweltoffenen Anwendungen und das Littering. Die Eintragspunkte in die Entwässerungssys-
teme sind die Gullys für die Niederschlagserfassung und die Abflüsse in Gebäuden für die 
Schmutzwassererfassung. Die Eintragspunkte für den offenen Raum sind mannigfaltig und 
über die Fläche verteilt.  

Auch bei der Verbreitung von Kunststoffeinträgen über die Entwässerungssysteme ergeben 
sich verschiedene Möglichkeiten. Hier sind zum einen die Kläranlagen zu nennen, in die das 
Schmutzwasser und bei Mischwassersystemen auch das Niederschlagswasser fließt. Von den 
Kläranlagen aus gelangt der Kunststoff zum Teil direkt über den Ablauf in die Gewässer. Grö-
ßere Kunststoffprodukte bzw. -partikel, die in den Kläranlagen aufgefangen werden, können 
hingegen durch die Art und Weise, wie die Kläranlagenbetreiber mit den Stoffströmen 
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umgehen, in die Umwelt gelangen. Letzteres ist insbesondere dann der Fall, wenn Rechengut, 
Sandfanggut und Klärschlamm kompostiert bzw. im Falle von Klärschlamm auch direkt auf die 
Felder ausgetragen werden.  

Weiterhin kann es bei Starkregenereignissen dazu kommen, dass in Mischwassersystemen die 
Kunststofffrachten des Schmutz- und Niederschlagswassers direkt oder über Entlastungsbau-
werke in die Umwelt gelangen. Auch die Kläranlagen können bei solchen Wetterlagen über-
laufen und somit weitere Kunststofffrachten direkt in die Umwelt bringen. Der Eintrag be-
schränkt sich dann allerdings nicht nur auf Gewässer, je nach Aufkommen und Lage der Ent-
lastungsbauwerke können auch Böden verschmutzt werden.  

Bei Trennwassersystemen findet systematisch ein direkter Eintrag von Kunststofffrachten in 
die Umwelt statt. Dies sind regelmäßig die Gewässer, in denen die Kanalrohre enden. Bei 
Starkregenereignissen kann es allerdings ebenfalls zu Überflutungen kommen, etwa wenn die 
Straßengullys überlaufen.  

Bei den umweltoffenen Anwendungen, die nicht oder eher zufällig über die Niederschlags-
wasserkanalisation aufgefangen werden, kommt es unmittelbar zur Dissipation in die Umwelt.  

Für alle genannten Fälle gilt: Sind die Kunststoffe erst einmal auf die Böden gelangt, können 
diese durch Verwitterung entweder im Boden verbleiben und in das Grundwasser oder in Luft 
und Gewässer gelangen. Was genau geschieht hängt von den Produkt- bzw. Materialeigen-
schaften, der Bodenbeschaffenheit, den Witterungsverhältnissen und der geographischen 
Lage, einschließlich der klimatischen Bedingungen, ab. Kunststoffe, die in die Luft gelangen, 
können sich über große Gebiete verteilen; bekanntermaßen finden sich Kunststoffpartikel in 
der Luft auch in sehr abgelegenen Regionen wie der Arktis. Ebenso verhält es sich mit Kunst-
stoffen, die über die Gewässer in die Meere getragen werden. 

1.1.6. Auswirkungen der Verschmutzung der Umwelt mit Kunststoffen  

Die Auswirkungen von Kunststoffen in der Umwelt sind äußerst vielfältig und hinsichtlich di-
verser Aspekte noch nicht vollständig geklärt. Es ist aber davon auszugehen, dass Kunststoffe 
in der Umwelt auf viele Arten und Weise Schäden an Flora und Fauna, Menschen und auch 
dem Klima verursachen.5 

So werden beispielsweise über 700 Tierarten, die in den Meeren oder im Küstenbereich leben, 
von Plastikmüll beeinträchtigt; das betrifft fast die Hälfte aller Meeressäuger- und Seevogel-
arten (WWF 2018, Clark et al. 2023).  

Neben den offensichtlichen Implikationen von Plastikmüll für die (Meeres-) Umwelt, die rela-
tiv häufig im öffentlichen Fokus stehen, etwa die Gefährdung durch Fischernetze, existieren 
weitere Gefährdungen, deren Ausmaß sich erst mit zunehmenden Forschungstätigkeiten of-
fenbart. Dies betrifft u.a. die ökotoxikologischen und humantoxikologischen Wirkungen der 
chemischen Additive von sich in der Umwelt zersetzenden Plastikprodukten (Barrick, et al. 
2021). Substanzen wie Weichmacher (Bisphenol-A), Synthesestarter, Stabilisatoren, 

 
5 Die nachfolgenden Ausfürhungen skizzieren nur die Auswirkungen der Verschmutzung der Umwelt durch Kunststoffe. Ein umfassender Überblick 

über die aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse wird hier nicht gegeben. Vielmehr dienen die Ausführungen hier dazu, die Problamtik der 
Kusntstoffe in der Umwelt generell zu illustrieren.  
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Antioxidantien, Farbstoffe und Brandschutzmittel sind zum Teil als kanzerogen eingestuft. 
Kunststoffe in der Umwelt können somit durch ihre endokrinen Wirkungen den Hormonhaus-
halt von Lebewesen beeinträchtigen (Ullah et al. 2023) und damit unter Umständen zu einer 
verminderten Reproduktion führen (Marcelino et al. 2022). Auch können sie ins Blut gelangen 
oder sich in Organen anlagern (Ullah et al. 2023; Leslie et al 2022). Nachgewiesen wurden 
Mikroplastikpartikel im menschlichen Körper bereits u.a. im Blut (Leslie et al. 2022), der Lunge 
(Amato-Lourenço et al. 2021), in der Plazenta (Ragusa et al. 2021), der Muttermilch (Ragusa 
et al. 2022), im Stuhl (Schwabl et al. 2018) sowie im Gehirn (Nihart et al. 2025). Diskutiert wird 
nun u.a. auch, ob diese Kunststoffe im Körper Krebs erzeugen können (s. Kumar et al. 2022; 
Goswami et al. 2024). 

Mikroplastik belastet aber auch die Böden (Sajjad et al. 2022). Die durch landwirtschaftliche 
Aktivitäten oder auch durch andere menschliche Handlungen und Verwehungen eingetrage-
nen Kunststoffe in den Boden werden als eine Gefahr nicht nur für die Qualität der Böden an 
sich, sondern u.a. auch für das Grundwasser und die Lebensmittelsicherheit angesehen (Wan-
ner 2021; Kumar et al. 2020; Lakhiar et al. 2024; Bertling et al. 2021).  

Nicht zu unterschätzen ist auch, dass mit der Kunststoffprodukte ein erheblicher CO2-Ausstoß 
einhergeht (Stegmann et al. 2022; Dalberg Advisors, 2021). Dieser führt wieder zu den bislang 
bereits bekannten Auswirkungen auf das Klima und den resultierenden Folgen.  

Es gibt einige Versuche, die Schäden, die Kunststoffe verursachen, zu monetarisieren. Nach 
älteren Schätzungen des UNEP im Jahr 2014 belaufen sich die Schäden an der Meeresumwelt 
pro Jahr weltweit auf mindestens acht Mrd. bis 13 Mrd. USD (UNEP 2014). Im Jahr 2019 wur-
den die Kosten für die Plastikverschmutzung der Meere bereits auf jährlich mehr als 2,2 Billi-
onen USD geschätzt (Forrest et al. 2019). Die Kosten, die der Gesellschaft, der Umwelt und der 
Wirtschaft allein durch das im Jahr 2019 produzierte Plastik entstehen, sollen 3,7 Billion USD 
betragen (Dalberg Advisors 2021). Sofern keine Maßnahmen ergriffen werden, sollen sich 
diese Kosten für die im Jahr 2040 produzierten Kunststoffe verdoppeln (ebd.). 

Zwar geben diese Zahlen einen ersten Eindruck, wie groß die ökonomischen Kosten sein könn-
ten. Da bisher aber viele Wirkungen von Kunststoffen auf Flora, Fauna und Mensch noch gar 
nicht erkannt und hinreichend ermittelt wurden, das Wissen über die vielfältigen Schändlich-
keiten sich aber immer mehr verdichtet, stellen diese Zahlen auch nur eine grobe Abschätzung 
dar. Kosten für die Reinigung der Umwelt von Kunststoffen werden aktuell und auch in Zukunft 
nicht beziffert werden können, da eine Reinigung des Bodens, des Wassers und der Luft von 
sämtlichen Kunststoffpartikeln auf Grund der Größe dieser in weiten Teilen nicht mehr mög-
lich ist.  
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1.1.7. Zusammenfassendes Modell der Grundlagen des Eintrags von Kunststoffen in die 
Umwelt  

Die in den vorhergehenden Abschnitten dargestellten Ergebnisse und Ableitungen zu den 
sechs Untersuchungsaspekten wurden von der AgUp zu einem übergreifenden Modell der 
Grundlagen des Eintrags von Kunststoffen in die Umwelt zusammengeführt (s. Abbildung 8).  

In diesem Modell sind alle Lebenszyklen von Kunststoff enthalten (außer der primären Gewin-
nung von Rohstoffen und deren Transport). Es differenziert zwischen den Akteuren, die im 
Rahmen des Lebenszyklus von Kunststoffen vor, während und nach der Nutzung kunststoff-
haltiger Produkte relevant sind. Als unmittelbare Ursachen der Einträge werden die Handlun-
gen nach Art und Intentionalität berücksichtigt sowie auch das Produktdesign und Material-
aspekte. Das Modell erfasst dabei noch die Vielfältigkeit der Produkte sowie die Eintragswege 
und die weitreichende Verbreitung des Kunststoffs in die Umwelt.  

Dieses Modell dient im Folgenden als Grundlage für die weiteren Ausführungen zu den Pro-
jektergebnissen der Arbeitspakete 2, 3 und 6.  

Abbildung 8: Modell der Grundlagen des Eintrags von Kunststoffen in die Umwelt  
 

 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung  
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1.2. Konzeptionelle Grundlagen (AgUp; UER; AP 2) 

1.2.1. Grundlagen des Eintrags von Kunststoffen in die Umwelt und resultierende Ein-
schränkung der Wirkung von umweltpolitischen Instrumenten (AgUp) 

Thema des folgenden Abschnitts sind die Möglichkeiten und Grenzen der Regulierung des 
Kunststoffeintrags in die Umwelt durch umweltpolitische Maßnahmen. Zwei Ansatzpunkte 
werden hierfür in den Mittelpunkt gestellt: die Determinanten des Handelns von Akteuren und 
die Charakterisierung der Kunststoffverschmutzung als ein Non-Point-Source-Pollution-Prob-
lem. Beide Fälle werden auf mögliche Implikationen hinsichtlich der Wirksamkeit der typi-
schen umweltpolitischen Instrumente untersucht. Dies umfasst die informatorischen und die 
ökonomischen, d.h. marktbasierten, und die kooperativen Instrumente sowie ordnungsrecht-
liche Instrumente in Form von Ge- und Verboten.  

1.2.1.1. Determinanten des Akteurshandelns und Einschränkung der Wirkung umweltpoliti-
scher Instrumente 

Im Abschnitt 1.1.3 wurden Akteursgruppen identifiziert, die mit ihren Handlungen bzw. mit 
dem Unterlassen von Handlungen den Eintrag von Kunststoffen in die Umwelt verantworten. 
Dies sind die Akteursgruppen private Verbraucher*innen, Unternehmen, Einrichtungen der 
öffentlichen Hand und andere Organisationen.  

Für die Entwicklung von tragfähigen umweltpolitischen Instrumenten gegen die Kunststoff-
verschmutzung im gesamten Lebenszyklus eines Produkts stellt sich nun die Frage, ob es aus 
einer verhaltensorientierten Perspektive wesentliche Aspekte gibt, die der Wirkung von In-
strumenten auf diese Handlungen entgegenstehen.  

Im Folgenden werden solche Aspekte auf Basis von Akteurskonzepten der Ökonomik und der 
Psychologie skizziert und auf die genannten umweltpolitischen Instrumente gespiegelt. Die 
Betrachtung umfasst dabei einerseits Einzelakteure und andererseits Unternehmen. Für die 
Akteursgruppen öffentliche Hand und andere Organisationen ist die Diskussion noch nicht so 
weit vorangeschritten, dass sie hier sinnvoll referiert werden könnte. Es ist aber davon auszu-
gehen, dass auch für das Akteurshandeln in der öffentlichen Hand und in anderen Organisati-
onen Ähnliches gilt wie für die anderen Akteure.  

Einzelakteure  

Typischerweise wird in der traditionellen Ökonomik von vollständig informierten, rationalen 
und optimierenden Akteuren ausgegangen, deren Handlungen stets perfekt sind und deren 
Ziel die Maximierung des eigenen Nutzens ist. Dieser fiktive Typ Mensch ist als ‚Homo oeco-
nomicus‘ bekannt. Auch das Verbraucherleitbild der Rechtsetzung orientiert sich an diesem. 
So geht nach Weber (2020, 1) der EuGH noch 2019 vom „durchschnittlich informierten, auf-
merksamen und verständigen Durchschnittsverbraucher“6 aus.  

In der traditionellen Ökonomik hat sich in den letzten 15 Jahren das Bild des Homo oecono-
micus etwas gewandelt. Demnach kann es kognitive Einschränkungen und resultierende Ab-
kürzungen bei Entscheidungsprozessen geben (Biases und Heuristiken), in deren Folge die 

 
6 EuGH, Rs. C-143/18 (Antonio Romano, Lidia Romano/DSL Bank), ECLI:EU:C:2019:701, Rn. 54 f. 
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Handlungen des Homo oeconomicus nicht unbedingt optimal sind (s. Kahnemann/Smith 2002, 
Gigerenzer 2005).  

In Rahmen der Diskussion um die Rechtsetzung entstand korrespondierend hierzu das Kon-
zept des ‚Nudging‘ (Thaler/Sunstein 2021). Hierbei sollen Akteure durch gezielte Steuerung 
der Biases mittels informatorischer Instrumente dazu gebracht werden, eine erwünschte 
Handlung durchzuführen und unerwünschte Handlungen zu unterlassen (ebd.). Auch dies 
spiegelt sich in der Rechtsetzung. Beispielsweise nutzt die Single-Use-Plastic-Directive (SUPD) 
der Europäischen Union ein Logo mit einer toten Schildkröte, welches darüber informiert, dass 
ein Produkt Kunststoff enthält und der richtige Entsorgungsweg gewählt werden sollte – nicht 
die Toilette oder die Umwelt. Dieses ist als ein entsprechender Nudge anzusehen.  

Die Ansichten der traditionellen Ökonomen über das Akteurshandeln werden nicht von allen 
Ökonomen geteilt. Lange schon gibt es ein Gegenkonzept, welches vom Nobelpreisträger Her-
bert Simon begründet wurde: das Konzept der beschränkten bzw. prozeduralen Rationalität 
(s. Simon 1999; s. zu einer Übersicht Sent 2004; Daskalakis 2013).7 Dieses geht davon aus, dass 
Akteure grundsätzlich (und nicht nur mit Blick auf spezifische Biases) Einschränkungen aufwei-
sen, die optimales Handeln unmöglich machen. Zu den Einschränkungen zählen u.a. Unzuläng-
lichkeiten beim Überblick über mögliche vorhandene Informationen, der Informationsauf-
nahme, der Informationsverarbeitungskapazität und der Wissensgenerierung (s. Simon 1978, 
1997).  

Der Begriff der prozeduralen Rationalität umfasst dann noch diejenigen Aspekte und Prozesse, 
welche den Umgang mit der beschränkten Rationalität kennzeichnen (s. Simon 1982). Das sind 
u.a. die Handlungsmodi Routine- und Problemlösungshandeln, die Innovationbereitschaft so-
wie die Lernfähigkeit von Akteuren (Newell/Simon 1972) und das Erschließen von komple-
mentären Ressourcen durch kollektive Lernprozesse (Okada/Simon 1997). Ein weiteres we-
sentliches Merkmal ist die Heterogenität von Akteuren, die sich etwa hinsichtlich ihrer kogni-
tiven Ausprägungen unterscheiden, aber auch in ihren Zielen und Handlungen und Lernpro-
zessen (Cyert/March 1963).  

Der ökonomische Ansatz kann und sollte zudem, wie bei der Carnegie-School schon angelegt 
und auch im Rahmen der Verhaltensökonomik teilweise praktiziert, eine Erweiterung durch 
die Bezugnahme auf psychologische Ansätze erfahren (s. Gigerenzer 2018). Ein häufig ange-
wendeter Ansatz ist der Reasoned-Action-Approach von Fishbein und Ajzen (2010), der die 
Determinanten von Handlungsintentionen betrachtet und diese von drei Hauptfaktoren be-
einflusst sieht: erstens die Einstellung von Akteuren zu einer Handlung bzw. einem Sachver-
halt, zweitens die sozialen Normen, denen sie folgen, sowie drittens sowohl die wahrgenom-
mene Kontrolle als auch die tatsächliche Kontrolle (s. Fishbein/Ajzen 2011). Inwieweit diese 
Hauptfaktoren ausgeprägt sind, hängt dabei von Hintergrundfaktoren wie Alter, Bildungs-
stand etc. ab (s. ebd.). 

Weitere Ansätze, auf welche sich häufiger bezogen wird und die für die vorliegende Fragestel-
lung von Bedeutung sind, stammen aus der Motivationstheorie (Heckhausen/Heckhausen 

 
7 Der Ausgangspunkt dieses Konzepts war im Übrigen das Handeln öffentlicher Verwaltungen, so dass hier schon eine Übertragung auf den Öffen-

tlichen Dienst und andere Organisationen angelegt ist (s. Simon 1944). 
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2018, Ryan/Deci 2017). Hierbei ist insbesondere die Differenzierung zwischen intrinsischen 
und extrinsischen Motivationen von Bedeutung. Intrinsisch heißt, dass die Motivationen in 
den Akteuren selbst entstehen, extrinsisch bedeutet, dass sie von außen an sie herangetragen 
werden – z.B. in Form umweltpolitischer Instrumente. Dabei kann es dazu kommen, dass die 
intrinsische Motivation zerstört wird – dies wird in der umweltpolitischen Diskussion unter 
dem Begriff ‚Crowding-Out-Effekt‘ gefasst (s. Frey 1997).  

Unternehmen 

Die ursprüngliche Perspektive der traditionellen Ökonomik auf den Homo oeconomicus gilt in 
einer groben Analogie auch für Unternehmen. Hierbei wird davon ausgegangen, dass vollstän-
dig rationale Unternehmen ausschließlich im Sinne der Gewinnmaximierung handeln und die-
ses Ziel auch erreicht werden kann. Einschränkungen analog der Diskussion um Biases und 
Heuristiken werden allerdings nicht diskutiert. Genauso wenig wird auf die Akteure im Unter-
nehmen und deren Handlungen bzw. Handlungsmöglichkeiten, einschließlich der Folgen der 
individuellen Handlungen für das Unternehmen an sich eingegangen.  

Soweit bekannt, gibt es in der modernen Rechtsetzung keine explizite, zum Verbraucherleit-
bild korrespondierende Betrachtung des Unternehmenshandelns. Letztlich wird die Perspek-
tive der traditionellen Ökonomik aufgenommen und es wird häufiger davon ausgegangen, 
dass es hinreichend ist, Informationsflüsse anzuregen, Selbstverpflichtungen zu initiieren so-
wie mittels anreizorientierter ökonomischer Instrumente das Verhalten von Unternehmen zu 
lenken (s. zu Letzterem etwa Keohane et al. 2019).  

Dem Unternehmensbild der traditionellen Ökonomik steht ein Konzept des Entscheidens und 
Handelns von und in Unternehmen gegenüber, welches Herbert Simon und seine Kollegen 
Richard Cyert und James March entwickelt haben (s. Cyert/March 1963, March/Simon 1993). 
Hierbei wird explizit nicht nur das Handeln von Unternehmen als Ganzes thematisiert, sondern 
es wird genauso auch das vielfältige Entscheiden und Handeln von beschränkt rationalen Akt-
euren im Unternehmen berücksichtigt (s. z.B. Simon 1991). Im Rahmen dieses Theorieansat-
zes können auch in Unternehmen Routinen zu einer Unterlassung notwendiger Handlungsän-
derungen führen (s. 1991, March/Simon 1993). Ebenso wird angenommen, dass Unterneh-
men verschiedene Ziele verfolgen und in ihren Handlungsgrundlagen und in der Ausprägung 
von Zielsetzungen sowie der Zufriedenheit mit Zielerreichungsgraden differieren (s. 
Cyert/March 2001; March/Simon 1993). So kann auch hier das Entscheiden und Handeln von 
(beschränkt rationalen) Unternehmen dazu führen, dass die Unternehmensziele nicht optimal 
erreicht werden (s. ebd.; s. zu einer Übersicht Daskalakis 2013).  

Mögliche Minderung der Wirkung umweltpolitischer Instrumente 

Aus einer verhaltensbasierten Perspektive ergeben sich für umweltpolitische Instrumente un-
terschiedliche Implikationen hinsichtlich der Wirkung umweltpolitischer Maßnahmen, unab-
hängig davon, wie stark sie das Leitbild des Homo oeconomicus einbeziehen. Auch für Unter-
nehmen kann Entsprechendes angenommen werden. Zu diesem Thema steht allerdings deut-
lich weniger Literatur zur Verfügung, weshalb im Folgenden einige Schlussfolgerungen analy-
tisch abgeleitet werden. Allerdings gelten die Ausführungen bezüglich der Einzelakteure auch 
für das Handeln der Einzelakteure in Unternehmen.  
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Informatorische Instrumente 
Beschränkt rationale Akteure können Informationen nicht umfassend aufnehmen und verar-
beiten. Selbst wenn dies der Fall wäre, können Routinen, Einstellungen, Normen oder wahr-
genommene Kontrolle sowie andere individuelle Merkmale dazu führen, dass diese Informa-
tionen nicht die umweltpolitisch erwünschte Handlungsänderung bewirken (s. Daskalakis/Be-
ckenbach 2017).  

Mittlerweile ist sogar bekannt, dass durch Nudging als informatorisches Instrument auch ne-
gative Effekte hervorgerufen werden können. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn Ak-
teure aufgrund von Nudges Handlungen mit Blick auf ein Umweltproblem, etwa die Wasser-
verbräuche, verbessern, dafür dann aber bei anderen Umweltproblemen, etwa den Energie-
verbräuchen (s. Tiefenbeck et al. 2013) oder auch in demselben Problemfeld (z.B. Klimaschutz, 
s. Burger et al. 2022), nachlässig werden. Solche Verhaltensmuster werden mit den Begriffen 
‚Moral Licensing‘ oder auch ‚Rebound-Effekte‘ erfasst (s. Dütschke et al. 2018).  

Zu den informatorischen Instrumenten gehören teilweise auch betriebsorganisatorische oder 
kooperative Maßnahmen, soweit diese darauf ausgelegt sind, Informationsflüsse von und in 
Unternehmen anzuregen. Angesichts der beschriebenen Verhaltenseffekte kann diese Infor-
mationsvermittlung aber durchaus an Wirksamkeit verlieren (s. beispielhaft zur mangelnden 
Wirkung von EMAS als betriebsorganisatorischem Instrument Daskalakis/Kollmorgen 2024).  

Ökonomische Instrumente 
Auch marktbasierte Instrumente können an der Perzeption und der Reaktion beschränkt rati-
onaler Akteure scheitern. Auch hier wirken in unterschiedlichster Art und Weise Routinen, 
Einstellungen und andere akteursspezifische Merkmale.  

Ein in der Literatur häufig diskutierter Aspekt ist dabei, dass ökonomische Anreize die intrinsi-
schen, d.h. akteurseigenen Motivationen zum umweltgerechten Verhalten aushebeln können. 
Dabei können sowohl beim individuellen Akteurshandeln als auch bei ganzen Unternehmen 
Crowding-Out-Effekte auftreten (s. Frey 1992, s. zu einer Übersicht Cinner et al. 2021). Als ein 
Beispiel für mögliche Crowding-Out-Effekte wird die Einführung von CO2-Steuern behandelt 
(s. u.a. Nyborg 2010). Mit dem Bezahlen dieser Steuern auf Produkte kann sich die Vorstellung 
entwickeln, man habe damit eine ‚Lizenz zur Verschmutzung‘ erworben (Frey 1992; Grieder et 
al. 2021; Pizzo et al. 2024). Analoges ist auch mit Blick auf das Instrument der erweiterten 
Herstellerverantwortung denkbar.  

Auch bei umweltpolitisch motivierten Subventionen als anreizorientiertem ökonomischem In-
strument können Moral Licensing oder Rebound-Effekte die Wirkung beeinträchtigen. Dies ist 
der Fall, wenn durch die Subventionen Kosten eingespart werden und diese Ersparnis für neue 
Maßnahmen und Investitionen verwendet wird, die wiederum die Umwelt beeinträchtigen. 
Ein Beispiel hierfür sind Rebound-Effekte, die im Zuge von Förderungen für die Energiewende 
entstehen (s. etwa zur eingeschränkten Wirkung von EMAS Daskalakis/Kollmorgen 2022).  

Kooperative Instrumente  
Zu den kooperativen Instrumenten zählen z.B. freiwillige Maßnahmen und Selbstverpflichtun-
gen der Industrie. Den Autorinnen sind allerdings keine freiwilligen Maßnahmen bekannt, die 
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zu einer hinreichenden Reduktion von umweltschädlichen Aktivitäten führen. Dies lässt sich 
mit der beschränkten Rationalität und der Zielsetzung von Unternehmen erklären.  

Ge- und Verbote  
Auch Ge- und Verbote in Bezug auf das Durchführen bestimmter umweltschonender Hand-
lungen oder das Unterlassen umweltschädlicher Handlungen wirken möglicherweise nur be-
dingt. So können sie ebenfalls als Instrumente verstanden werden, die über die Herstellung 
einer extrinsischen Motivation wirken und Crowding-Out-Effekte hervorrufen (s. Frey 1997, 
Feldman/Perez 2012). Aus verhaltensbasierter Sicht ist es dabei von Bedeutung, ob die Zuwi-
derhandlungen zugeordnet werden können und/oder Strafen durchsetzbar sind, die ausrei-
chend hoch sind. Das ist notwendig, damit Einstellungen, die der jeweiligen umweltpolitischen 
Zielsetzung entgegenstehen, überschrieben werden und die Strafen nicht, wie es bei markt-
basierten Instrumenten vorkommen kann, als Kostenbestandteil in Kauf genommen werden 
(s. zu Letzterem Frey 1992).  

1.2.1.2. Der Eintrag in die Umwelt: Non-Point-Source-Pollution-Situation sowie deren Wirkung 
auf umweltpolitische Instrumente  

Im Abschnitt 1.1.5 wurde dargestellt, wie vielfältig die Wege sind, auf denen Kunststoffe in die 
Umwelt gelangen und sich von dort aus verteilen. Es wurde deutlich, dass die Spezifika dieser 
Wege es nur eingeschränkt erlauben, die Akteure, die hinter den Einträgen stehen, zu identi-
fizieren. Beides, Verteilung und fehlende Akteursidentifikation, hat Implikationen für die Ge-
staltung und Wirkung von umweltpolitischen Instrumenten.  

Non-Point-Source-Pollution 

Eine Verschmutzungssituation wie oben geschilderte wird als ‚Non-Point-Source-Pollution‘ 
(NPSP) oder ‚ambient pollution‘ bezeichnet (s. Segerson 1988). Charakteristisch hierfür ist, 
dass die verschmutzenden Akteure nicht eindeutig identifizierbar sind, weshalb die Ver-
schmutzung nicht direkt gemessen werden kann, und dass auch die Akteure selbst dann nicht 
identifiziert werden können, wenn die Verschmutzung in einem mehr oder weniger umgrenz-
ten Gebiet feststellbar und messbar ist (s. Segerson 1988, Xepapadeas 2011).  

Zusätzlich können klimatische oder topographische Bedingungen im Rahmen einer solchen 
NPSP-Situation die Verbreitung der Verschmutzung verstärken. Dies führt dann dazu, dass sich 
die Verschmutzungen in nicht antizipierbaren und nicht kontrollierbaren Richtungen, Umfän-
gen und zeitlichen Abläufen verteilen (s. Segerson 1988, Xepapadeas 2011). Hieraus resultiert 
eine nicht-lineare und nicht-separierbare Verschmutzungsverteilung (s. Rabotyagov et al. 
2014), in deren Rahmen (mit dem aktuellen Stand der Forschung und der Technik) eine Be-
stimmung der Gesamtverschmutzung oder gar der gesamten Schäden unmöglich ist. Dies 
führt insgesamt dazu, dass auf Seiten der gesetzgebenden Akteure eine ubiquitäre Unsicher-
heit über Verursachende, Ausbreitung und Schäden vorherrscht, die die Instrumentierung er-
schwert. 

Die Diskussion der Spezifität einer NPSP-Situation und deren Implikationen für die umweltpo-
litische Instrumentierung wurde in der Literatur und auch der Politikpraxis größtenteils mit 
Blick auf die Verschmutzung von Böden und Wasser durch Düngemittel geführt (s. Xepapadeas 
2011; s. EPA 2025). Deshalb sind die Adressaten der Gesetzgebung, die im Zusammenhang mit 
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der NPSP diskutiert wird, meist die Agrarbetriebe. In jüngerer Zeit werden jedoch auch andere 
Kategorien von Verschmutzung betrachtet, vereinzelt sogar die Kunststoffverschmutzung (s. 
Ajibade et als 2021) sowie Einträge in die Luft (Vikas/Dwrakish 2015; Ajibade et als 2021). 
Insgesamt zählt die United States Environmental Protection Agency (EPA) die Non-Point-
Source-Pollution zu den am häufigsten in Gewässern zu beobachtenden Verschmutzungssitu-
ationen (s. EPA 2025). Interessanterweise werden dabei zwar verschiedene Arten von einge-
tragenen Stoffen genannt, aber keine Kunststoffeinträge referiert.  

Mögliche Minderung der Wirkung umweltpolitischer Instrumente 

Informatorische Instrumente 
Die hier aufgezählten spezifischen Eigenschaften der Non-Point-Source-Pollution führen dazu, 
dass die typischen umweltpolitischen Instrumente nur beschränkt wirken können. Es beste-
hen Informationsdefizite bezüglich der Akteure, der Verschmutzung und damit auch der re-
sultierenden Schäden, der Möglichkeiten, diese zu beseitigen, sowie der resultierenden Kos-
ten. Somit können informatorische Instrumente nicht adressatengerecht zugespitzt werden 
und entfalten mit ihren deshalb meist relativ allgemein gehaltenen Formulierungen keine 
große Wirkung.  

Ökonomische Instrumente 
Beim Vorliegen von NPSP-Situationen können ökonomische Instrumente kaum wirken. Dies 
liegt zum einen daran, dass die für die Verschmutzung verantwortlichen Akteure konkret nicht 
identifizierbar sind und deren Emissionen auch nicht gemessen werden können. Somit entfällt 
etwa der ökonomische Ansatz, der dem Emissionshandel zugrunde liegt, denn dieser setzt 
Messbarkeit, Kenntnis der Verursacher sowie auch die Befähigung zum Monitoring voraus (s. 
auch mit Blick auf die Wasserverschmutzung Stephenson/Shapman 2017).  

Zumeist wird in der Literatur zur Verhinderung von NPSP-Situationen eine Verteuerung der 
schädlichen, eingetragenen Produkte oder Produktbestandteile und Rohstoffe durch eine 
Steuer vorgeschlagen (s. z.B. Segerson/Wu 2006). Eine solche Steuer würde an dem Problem 
jedoch wenig ändern. So ist es aufgrund der weiten Verbreitung der Verschmutzung (insb. bei 
Mikro- und Nano-Partikeln) kaum möglich, diese breitflächig (und nicht nur punktuell) aus der 
Umwelt zu beseitigen und die Schäden zu beheben (s. auch zur Wasserverschmutzung Goul-
der 2013). Daran ändern auch Einnahmen aus einer Steuer nichts. Entsprechendes gilt für Ab-
gaben. Selbst wenn es überhaupt möglich wäre, die Verschmutzung und die Schäden zu be-
seitigen, müssten Steuern und Abgaben vollumfänglich die Höhe der externen Kosten zur Rei-
nigung und Schadensbehebung erfassen. Diese Kosten werden jedoch aufgrund der komple-
xen, breitflächigen NPSP-Situation und der möglichen Unsicherheiten über die Schäden und 
die Möglichkeit der Schadensbehebung in den meisten Fällen viel zu niedrig angesetzt sein 
und insofern nur bedingt Lenkungswirkung entfalten.  

Im Rahmen einer NPSP-Situation kommt auch das Instrument der erweiterten Herstellerver-
antwortung an seine Grenzen, da kaum eindeutig festzustellen sein wird, wo sich die entspre-
chenden Hersteller befinden und in welchen räumlichen Geltungsbereich diese fallen. Zudem 
wird es bei fragmentierten Einträgen, die von Produkten und nicht von Rohstoffen stammen, 
aufgrund der geringen Größe von Partikeln in der Regel nicht möglich sein, die ursprünglichen 
Produkte und damit überhaupt die Arten von Herstellern zu erfassen.  
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Kooperative Instrumente  
In NPSP-Situationen werden freiwillige Maßnahmen und Selbstverpflichtungen noch weniger 
greifen, als im Abschnitt 1.2.1.1 dargestellt, da hier die relevanten Akteure kaum zu identifi-
zieren sind.  

Ge- und Verbote  
Auch Ge- und Verbote werden auf Grund der mangelnden Identifikation von Akteuren und 
Eintragswegen sowie der breitflächigen Verteilung der Einträge nur bedingt greifen.  

1.2.1.3. Synopse und Übertragung auf das Problemfeld Eintrag von Kunststoffen in die Umwelt  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die verhaltensbezogene Perspektive kein ‚optimales‘ 
Instrument erkennen lässt, das im Handeln von Akteuren und Unternehmen umweltschädli-
che Handlungen konsequent unterbinden würde. Dies gilt entsprechend auch für Instrumente 
zur Unterbindung von intentionalen und nicht-intentionalen Handlungen, die zum Eintrag von 
Kunststoffen in die Umwelt führen, und betrifft im Kern alle Akteursgruppen – möglicherweise 
auch jede einzelne Person, denn es wird kaum Akteure geben, die ausschließlich kunststoff-
freie Produkte nutzen bzw. mit ihnen umgehen.  

Weiterhin lässt sich feststellen, dass die typischen umweltpolitischen Instrumente bei ausge-
prägten NPSP-Situationen ihre grundsätzliche Wirkung nicht entfalten können. Ursache hier-
für ist zum einen die fehlende Identifizierbarkeit der Verschmutzer und zum anderen die kom-
plexe, breitflächige und auch nicht-lineare Verschmutzungs- und Schadensverteilung (soweit 
überhaupt bekannt).  

Zu fragen ist nun, ob die Verschmutzung der Umwelt mit Kunststoffen als ein NPSP-Problem 
zu verstehen ist. Die aktuellen Daten zur Kunststoffverschmutzung auf dem gesamten Globus 
und in der Luft zeigen unmittelbar, dass dies in weiten Teilen zu bejahen ist.  

Grundsätzlich führen alle Einträge, die im umweltoffenen Raum entstehen und nicht unmit-
telbar behoben werden, im Zeitverlauf durch die Erosion und Verbreitung von Kunststoffen 
und das Einwirken auf die Umweltmedien zu einem mehr oder weniger ausgeprägten NPSP-
Problem. Dies betrifft auch die Einträge über die Niederschlagswasserkanäle in Trennsyste-
men sowie die Einträge bei Starkregen und Überflutungen.  

Sofern Einträge in Gewässer allerdings über den Ablauf einer Kläranlage erfolgen, kann hier 
zunächst von einer Point-Source-Pollution (mit Blick auf den Kunststoffeintrag s. auch Hou et 
al. 2021) ausgegangen werden, d.h. der Emittent (Kläranlage) und prinzipiell auch die Ver-
schmutzung sind ermittelbar. Hier gibt es einen unmittelbaren Ansatz dafür, Kunststoffein-
träge zu unterbinden. Dies trifft prinzipiell auch auf die Einträge zu, die über den Klärschlamm, 
den Sandfang und das Rechengut von Kläranlagen auf die Böden ausgebracht werden.  

Ein weiteres Problem ist, dass Verschmutzende im Rahmen des Eintrags von Kunststoffen nur 
bedingt identifiziert werden können. Einträge, die innerhalb von Gebäuden und auf privaten 
Grundstücken in das Abwassersystem erfolgen, sind in der Regel nicht auf Einzelindividuen 
zurückzuführen. Intendierte Einträge, die erfolgen, ohne dass sie unmittelbar beobachtet wer-
den, sind ebenfalls kaum zurückzuverfolgen. Akteure, die umweltoffene Produkte eintragen, 
könnten möglicherweise über den Kauf und die Nutzung identifiziert werden, sind aber mit 
Blick auf die Vielzahl von Produkten kaum individuell adressierbar (in diesem Sinne wären 
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dann etwa alle Personen, die Auto oder Bus fahren, als Verschmutzende im Rahmen von NPSP-
Situationen anzusehen).  

Zugleich wurde im Abschnitt 1.1 deutlich, dass eine sehr große Menge und Vielfalt an Produk-
ten in die Gewässer eingetragen wird. Eine derartige Vielzahl von Akteuren und Produkten 
mittels nur bedingt wirksamer informatorischer oder ökonomischer Instrumente zu adressie-
ren, erscheint vor den Verschmutzungen und resultierenden Schäden, welche Kunststoffe in 
der Umwelt verursachen (s. Abschnitt 1.1.6), keine angemessene Vorgehensweise zu sein.  

Häufig wird angenommen, dass ein Policy Mix besser zum Gelingen der umweltpolitischen 
Instrumente führen könnte (s. Daskalakis/Beckenbach 2017, Gunningham/Sinclair 2019). Es 
stellt sich allerdings die Frage, wieso eine Anwendung von mehreren suboptimalen Instrumen-
ten tatsächlich zu Handlungsänderungen oder Handlungsunterlassungen beitragen sollte. Zu-
dem können unterschiedliche Instrumente auf eine Weise miteinander interagieren, deren 
Auswirkungen und Probleme im Voraus nur begrenzt abschätzbar sind (s. Gunningham/Sin-
clair 2019; Capano/Howlett 2020).  

Vor diesem Hintergrund ist bei der Gestaltung von umweltpolitischen Instrumenten immer 
darauf zu achten, wie eng die Ziele, die erreicht werden sollen, gesteckt sind. Sollen im An-
wendungsfall ‚Einträge von Kunststoffen in die Umwelt‘ die Einträge weitgehend komplett ge-
stoppt werden, dann ist es nicht hinreichend, an den Handlungen von Einzelnen oder von En-
titäten wie Unternehmen, der öffentlichen Hand oder Organisationen anzusetzen. Hier wären 
die Rahmenbedingungen so zu setzen, dass schädliche Handlungen erst gar nicht vorkommen 
können. Dies kann durch ein CAP erreicht werden. Bei noch verbleibender Kunststoffproduk-
tion wäre dann aber sicherzustellen, dass in keiner Station des Lebenszyklus Einträge erfolgen 
können.  

Mit Blick auf Letzteres und weil es Zeit kosten wird, bis ein CAP zum Tragen kommt, wird es 
notwendig sein, auch auf Second-Best-Instrumente zurückzugreifen. Hierzu ist es sinnvoll, 
sowohl am Produktdesign bzw. den Materialeigenschaften als auch an den Akteurshandlun-
gen sowie den Point-Sources anzusetzen und dabei den kompletten Lebenszyklus von Kunst-
stoffen zu erfassen. Die Instrumente sollten dann auch Produktinnovationen anregen, um 
Kunststoffprodukte durch andere, nachhaltige Produkte zu ersetzen. Vorschläge hierzu finden 
sich im Abschnitt 1.4.3.  

1.2.2. Grundlagen des Eintrags von Kunststoffen in die Umwelt und resultierende Be-
wertung von umweltpolitischen Instrumenten aus rechtlicher Perspektive (UER) 

Die aus umweltökonomischer Sicht anzusprechenden Instrumente zur Steuerung von Verhal-
ten finden ihre Entsprechung in der rechtlichen Diskussion. Zu der aus verhaltensökonomi-
scher Betrachtung abgeleiteten Wirkung einzelner Instrumente auf bestimmte Akteure treten 
weitere rechtliche Aspekte hinzu, wie das Verhältnismäßigkeitsprinzip. Nach dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit müssen alle staatlichen Maßnahmen einen legitimen Zweck verfol-
gen. Sie müssen zudem geeignet sein, den verfolgten Zweck zu erreichen oder ihn zu fördern 
(Geeignetheit). Die Maßnahmen müssen erforderlich sein, um den Zweck zu erreichen (Erfor-
derlichkeit) und dürfen nicht außer Verhältnis zum Ziel und dem Zweck stehen (Angemessen-
heit oder Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne). Der Gesetzgeber hat also bei der 
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Rechtssetzung vor allem darauf zu achten, dass seine Regelungen angemessen sind und die 
Adressaten nur in einem solchen Maß einschränken, wie es das verfolgte Ziel erfordert.  

Das verfolgte Ziel, Einträge von Kunststoffen in die Umwelt zu vermeiden, dort wo dies nicht 
vollständig geht, weitestgehend zu vermindern und die Gesundheit von Menschen zu schüt-
zen, aber auch die Beeinträchtigung von Tieren und Pflanzen zu minimieren, erfordert ein so-
fortiges Tätigwerden des Gesetzgebers, das sich nicht an einigen wenigen Produkten, Eintrags-
wegen oder Akteuren orientiert, sondern ganzheitlich die Thematik aufgreift und hierfür Lö-
sungen bietet. Dies ist aber bisher weder auf europäischer, noch auf nationaler Ebene abseh-
bar. Auch der Versuch, auf internationaler Ebene tätig zu werden und ein völkerrechtliches 
Abkommen zum Umgang mit Kunststoffen zu formulieren, ist vorerst 2024 gescheitert.  

Sowohl der europäische und daran dann orientiert auch der nationale Gesetzgeber setzen mit 
ihrer Regulierung an wenigen Einzelprodukten an und versuchen hierbei unterschiedliche Ak-
teure anzusprechen. So finden sich bisher Regelungen zu wenigen Kunststoffprodukten in der 
SUPD und der Kunststofftüten-Richtlinie sowie zum Einsatz festen Mikroplastiks in bestimm-
ten Anwendungen in der europäischen REACh-Verordnung. Weitere rechtliche Anforderun-
gen für bestimmte Produkte (Textilien, Autoreifen, Verpackungen) sind auf europäischer 
Ebene in Planung und stehen kurz vor der Verabschiedung. Dabei ist jedoch schon grundsätz-
lich anzumerken, dass die besondere Situation des Non-Point-Solution-Problems auf europäi-
scher und nationaler Ebene bei der Rechtsetzung nicht in den Blick genommen wird. Vielmehr 
versucht der europäische Gesetzgeber proaktiv auf Funde an europäischen Stränden mit der 
SUPD und intendiert zugesetztes Mikroplastik in vielen Produkten und Anwendungen auf 
Grund verschiedener Studien (Fraunhofer Umsicht, 2018) mit der Änderung der REACh-Ver-
ordnung und der Aufnahme eines begrenzten Mikroplastik-Verbots zu reagieren.  

1.2.2.1. Allgemeine rechtliche Instrumenteneinordnung 

Generell bietet sich aus rechtlicher Sicht die Aufnahme der bereits als umweltpolitische In-
strumente dargestellten Ansätze in rechtliche Regelungen an. Insoweit wird nachfolgend 
diese Strukturierung zur besseren Vergleichbarkeit übernommen. Zunächst wird allgemein 
aus rechtlicher Sicht auf die Instrumentenkategorien eingegangen, anschließend wird ihre An-
wendung in den genannten Regulierungen bewertet.  

Informatorische Instrumente 
Eine recht einfach umzusetzende Regulierung ist für den europäischen und nationalen Gesetz-
geber die Vorgabe von informatorischen Pflichten und Maßnahmen. Sie erlangen ihre beson-
dere Bedeutung nicht allein aus sich heraus, sondern vor allem im Verbund mit anderen In-
strumenten. Als Instrument indirekter Verhaltenssteuerung können sie unterschiedlich aus-
gestaltet sein und einerseits dem staatlichen Informationsbedürfnis oder dem Informations-
bedürfnis der Bürger:innen dienen. In Bezug auf die Kunststoffregulierung findet sich aller-
dings die erste Ausrichtung kaum bis gar nicht. Informationelle Instrumente, die der staatli-
chen Informationsbeschaffung dienen, sind u.a. Erklärungs-, Auskunfts- oder Berichtspflich-
ten, die sich an Hersteller, aber zum Beispiel auch an Inverkehrbringer von Produkten oder 
auch öffentliche Einrichtungen, wie Kläranlagen richten. In Bezug auf den Eintrag von Kunst-
stoffen in die Umwelt gibt es bisher allerdings keine Berichtspflichten, die sich zum Beispiel an 
Hersteller richten und ihnen aufgeben, darüber zu informieren, welche Kunststoffe in ihren 
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Produkten verwendet werden, in welchem Umfang diese eingesetzt werden, welche Qualität 
sie aufweisen (neue Kunststoffe oder Einsatz von Rezyklaten) und mit welchen Zusatzstoffen 
(Additive, etc.) sie versehen sind und ob es vor, während und nach der Produkten zu Kunst-
stoffeinträgen in die Umwelt kommt, weil mit Pellets nicht sorgsam genug umgegangen wird 
oder sich bei der Benutzung Teile lösen können.  

Hingegen finden sich bereits Informationsinstrumente, die die Bürger:innen adressieren in der 
SUPD. Hier verwendet der europäische Gesetzgeber die Kennzeichnung bestimmter Produkte 
durch Logos und fordert Informationskampagnen. Informationen, die die Bürger:innen infor-
mieren sollen, können rechtlich relativ einfach den Herstellern und Inverkehrbringern von Pro-
dukten aufgegeben werden. Ihnen wohnt kein intensiver Eingriff in Grundrechte inne, sofern 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gewahrt werden. In der Regel verfügen die Unternehmen 
über die zur Aufklärung der Bürger:innen geforderten Informationen, können diese einfach 
und schnell zusammenstellen und mittels einheitlicher Darstellung – in der Regel durch Vor-
gabe durch den Gesetzgeber durch Logos, Label oder eine genau ausgestaltete Reihenfolge 
von Informationen (siehe Lebensmittelkennzeichnung) – diesen auch zur Kenntnis bringen.  

Dass Informationsinstrumente an Bürger:innen gerichtet allerdings häufig nicht das vom Ge-
setzgeber intendierte Verhalten auslösen, zeigen die Ausführungen unter 1.2.1.1 und 1.2.1.2. 
Sie sind in ihrer Wirkung schwer zu messen und ein Eingreifen bei Nichtwirken führt häufig zu 
noch mehr Unsicherheit und ggf. Nichtbeachtung. Informationsinstrumente, die Berichts-
pflichten für Unternehmen begründen, könnten hingegen zielgenau wirken und den Staat die 
gewünschten Informationen liefern, die wiederum als Grundlage für weitere rechtliche Rege-
lungen dienen könnten.  

Zu den informatorischen Instrumenten im weiteren Sinn zählen auch betriebsorganisatorische 
oder kooperative Maßnahmen und solche, die auf Wissensgenerierung ausgerichtet sind. So 
ist vor allem für die Verwirklichung des umweltpolitischen Ziels, Kunststoffeinträge in die Um-
welt zu vermeiden, ausreichendes Wissen von zentraler Bedeutung. Mangelndes Wissen des 
Gesetzgebers und der Verwaltung, aber auch bestimmter Akteure stellt eine der Hauptursa-
chen für Steuerungsdefizite dar (Sanden/Roßnagel 2007, 20). Instrumente zur Wissensgene-
rierung im Sinne von Ökobilanzen oder „Produkt-Umweltverträglichkeitsprüfungen“ existie-
ren jedoch nicht. 

Ökonomische Instrumente 
Ökonomische Instrumente sollen ebenfalls als Instrumente indirekter Verhaltenssteuerung 
Einfluss auf die Motivation der Adressaten nehmen. Im Gegensatz zu ordnungsrechtlichen In-
strumenten in Form von Ge- und Verboten fordert der Gesetzgeber durch ihren Einsatz kein 
bestimmtes Tun, Dulden oder Unterlassen, sondern versucht durch das In-Aussichtstellen von 
wirtschaftlichen Nachteilen oder Vorteilen, Unternehmen und Bürger:innen zu einer be-
stimmten Verhaltensweise zu bewegen. Häufig werden sie als milderes Mittel zu ordnungs-
rechtlichen Instrumenten gesehen, da der Adressat selbst bestimmen kann, ob er sich ent-
sprechend verhält und damit es selbst in der Hand hat, das Eintreten der Vor- oder Nachteile 
zu steuern. Allerdings hängt ihre Steuerungswirkung aus rechtlicher Sicht entscheidend von 
ihrer Höhe und der (potentiellen) Möglichkeit der Weiterreichung der Kosten ab.  
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Der Einsatz ökonomische Instrumente in Bezug auf die Kunststoffproblematik ist ebenfalls li-
mitiert. Das allgemein identifizierte NPSP-Problem kann mit ihnen nicht adressiert werden, 
weil es viele Akteure gibt, die zudem unterschiedliche Verantwortung für die Einträge von 
Kunststoff aufweisen und auch im Hinblick auf durch den Eintrag entstehender Schäden noch 
gar keine hinreichenden Erkenntnisse vorliegen, die als Grundlage für einen finanziellen Rah-
men fungieren könnten. Zudem sind die aus umweltökonomischer Sicht mit Nutzung dieser 
Instrumente auftretenden Unzulänglichkeiten zu beachten und Rebound-Effekte zu unterbin-
den. Die hierfür notwendigen Informationen liegen dem Gesetzgeber jedoch weitestgehend 
nicht vor, so dass die Wirkung dieser Instrumente nicht hinreichend ist.  

Ge- und Verbote 
Ordnungsrechtliche Instrumente, wie Ge- und Verbote, haben ihren Ursprung im allgemeinen 
Polizeirecht. Sie stellen direkte Instrumente zur Verhaltenssteuerung dar und sollen als „com-
mand and control regulation“ dem Staat die unmittelbare Kontrolle über Aktivitäten und Maß-
nahmen geben. Sie können zwangsweise durchgesetzt und zudem sanktioniert werden. Ord-
nungsrechtliche Instrumente sind jedoch im besonderen Maße am Maßstab der Verhältnis-
mäßigkeit zu messen, denn sie können mittels Ver- und Geboten in die Handlungsfreiheiten 
von Unternehmen und Bürger:innen stark eingreifen. Mittels Verboten kann der Gesetzgeber 
klare Vorgaben formulieren und diese auch zielgenau realisieren. Werden jedoch Ver- oder 
Gebote erlassen, ohne Umgehungsmöglichkeiten vorher zu identifizieren und in die Rechtset-
zung mit einzubeziehen, und werden sie in der Umsetzung nicht hinreichend mit Verboten 
und Sanktionen verknüpft, zeitigen sie nicht die angedachte Wirkung, sondern führen zum 
Ausnutzen von Schlupflöchern oder zur Identifizierung von Umgehungsmöglichkeiten. Zudem 
ist bei der Nutzung von ordnungsrechtlichen Instrumenten zu beachten, dass z. B. Verbote 
aufgrund ihrer direkten Wirkung bei Adressaten häufig erst mit langen Übergangsfristen in 
Kraft treten und damit zum einen eine weitere Verschmutzung der Umwelt für einen begrenz-
ten Zeitraum in Kauf nehmen und somit auch dem Adressaten die Zeit verschaffen, Ausweich-
strategien zu entwickeln. Auch wenn sie somit auf dem ersten Blick als zielgenaue Instrumente 
wahrgenommen werden, ist ihre Umsetzung in der Praxis mit vielen Herausforderungen ver-
knüpft. 

Erweiterte Herstellerverantwortung 
Ein neuer Ansatz, der auf europäischer Ebene im Abfallrecht seit einigen Jahren verfolgt wird, 
ist die gemeinsame Formulierung verschiedener Vorgaben gerichtet an die Hersteller unter-
schiedlicher Produkte. Die Bezeichnung erweiterte Herstellerverantwortung beschreibt einen 
Ansatz aus der Umweltregulierung, bei dem die physische und/oder finanzielle Verantwortung 
eines Herstellers über die Nutzungsphase eines Produktes hinaus auf die an die Nutzungs-
phase anschließende Phase der Entsorgung ausgedehnt wird (hierzu Hentschel 2020). Der Be-
griff „erweiterte Herstellerverantwortung“ beschreibt nicht ein bestimmtes Instrument. Viel-
mehr fasst die erweiterte Herstellerverantwortung unterschiedliche Ansätze, die sich auf die 
physische Verantwortung des Herstellers beziehen, häufig kombiniert mit einer organisatori-
schen Verantwortung desselben und ergänzt durch eine ökonomische Verantwortung des 
Herstellers und Informationspflichten zusammen. Die „eine“ erweiterte Herstellerverantwor-
tung gibt es somit nicht, vielmehr kann sie je nach Einsatzgebiet unterschiedlich streng ausge-
staltet sein, was eine Bewertung auch nur anhand der konkreten Ausgestaltung ermöglicht. 
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Allerdings ist aus rechtlicher, aber auch umweltökonomischer Sicht zu bemerken, dass der Mix 
aus unterschiedlichen Einzelinstrumenten deren geminderte Wirkung auch auf dieses kombi-
nierte Instrument überträgt und nicht zwingend ausschließt.  

1.2.2.2. Bewertung rechtlicher Ansätze auf europäischer und nationaler Ebene 

Mit der SUPD zeigt die Europäische Union zwar, dass sie das Plastikproblem als real und dring-
lich wahrgenommen hat und sich ihrer Verantwortung stellen will. Die Richtlinie enthält inso-
weit einige gute Ansätze, bleibt aber deutlich hinter ihren Möglichkeiten zurück, schnelle und 
entscheidende Impulse gegen eine weitere Vermüllung der Umwelt durch Plastikpartikel zu 
setzen (so schon Hentschel/Kaser 2019, Factsheet SUPD). Gleiches gilt für das Verbot, inten-
diertes festes Mikroplastik bestimmten Anwendungen zuzusetzen. Mittels langer Übergangs-
fristen wird der Eintrag von Mikroplastik nicht zeitnah unterbunden, sondern zum Teil noch 
Jahre zugelassen. Im Folgenden erfolgt im Hinblick auf die dargestellten Instrumentenkatego-
rien eine kurze Bewertung der jeweiligen rechtlichen Regelungen.  

Informatorische Instrumente 
Die Kennzeichnungspflichten, die die Richtlinie für die Hersteller bestimmter Produkte vor-
schreibt, und die mitgliedstaatlichen Informationskampagnen, die sich an Verbraucher:innen 
richten sollen, weisen nur eine beschränkt Wirksamkeit auf. Das gewählte Symbol (Schildkrö-
tenlogo) findet sich bei den von der SUPD erfassten Produkte nur auf der Verkaufs- oder Um-
verpackung und soll so Verbraucher:innen bei der Entsorgung der Produkte in die richtige 
Richtung lenken. Es soll die Verbraucher:innen über den richtigen Entsorgungsweg bestimm-
ter Produkte informieren. Ob Verbraucher:innen ihr Handeln jedoch danach ausrichten, ist 
unklar, denn die Aussage des Logos ist nicht eindeutig. Auch trifft es mit einer Vielzahl weiterer 
Kennzeichnungen zusammen, so dass Verbraucher:innen überfordert sind und es ggf. auch 
gar nicht wahrnehmen, und damit ihr Verhalten nicht neu ausrichten. Zudem lässt sich die 
Änderung des Verbrauchsverhaltens kaum messen.  

Dass das Schildkrötenlogo allein nur eine sehr eingeschränkte Wirkung im Hinblick auf die Ver-
meidung von Kunststoffeinträgen der mit ihm gekennzeichneten Produkte hat, zeigen die in 
AP 3 vorgenommenen Experimente und Befragungen. So konnte in den Experimenten nach-
gewiesen werden, dass das informatorische Instrument in Form des Schildkrötenlogos allein 
nicht in der Lage war, die unsachgemäßen Eintragshandlungen in Entwässerungssysteme sub-
stantiell zu unterbinden. In Kombination mit einer Strafgebühr konnte jedoch zum Teil eine 
signifikante Änderung des Verhaltens nachgewiesen werden.  

Die bedingte Wirksamkeit im Experiment war sodann auch Anknüpfungspunkt für die Befra-
gung. Dabei zeigen die Ergebnisse, dass einem erheblichen Teil der befragten Nutzer:innen 
das Schildkrötenlogo bislang nicht aufgefallen war, obwohl sie zumindest einzelne Produkte, 
wenn auch nur selten, nutzen. Deutlich wurde unter anderem auch, dass ein Teil der Befragten 
auf Grund der Tatsache, dass die Labels leicht unter zwischen den vielen Informationen, die 
auf einer Verpackung sind, untergehen, diese nicht wahrnimmt.  

Damit bestätigten sowohl Experiment als auch Befragung die geringe Wirkung von informato-
rischen Instrumenten, sofern diese allein genutzt werden und nicht durch weitere Instru-
mente flankiert sind.  
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Die ebenfalls in der SUPD geforderten Informationskampagnen sollen auf die Schädlichkeit 
der Kunststoffumwelteinträge hinweisen, wobei unklar ist, wer diese Informationskampagnen 
inhaltlich zu gestalten hat, die Hersteller selbst oder unabhängige Verbraucher- und Umwelt-
schutzorganisationen. Dies zu regeln, bleibt den Mitgliedstaaten überlassen.  

Ökonomische Instrumente 
Marktbasierte Instrumente finden sich ebenfalls in der SUPD in Form von Kostentragungen für 
die Sammlung der in öffentlichen Sammelbehältern entsorgten Einwegkunststoffprodukte 
und für Reinigungsaktionen. Beide Ansätze werden unter dem Instrument Erweiterte Herstel-
lerverantwortung zusammengefasst und dort nochmals aufgegriffen. 

In Umsetzung der Richtlinienvorgaben der SUPD hat Deutschland das Einwegkunststofffonds-
gesetz erlassen. Dessen Wirkung kann auf Grund der noch kurzen Bestandszeit noch nicht völ-
lig abgeschätzt werden. Allerdings ist bereits zu konstatieren, dass auch hier ein „Crowding-
Out-Effekt“ zum Tragen kommen kann, indem die Hersteller keinen Anreiz mehr haben, ihre 
Produkte zu ändern, und weitergereicht die Verbraucher:innen der Vorstellung unterliegen, 
eine „Lizenz zur Verschmutzung“ – insbesondere auf das Wegwerfen von Zigarettenkippen 
bezogen – erworben zu haben (s. unter 1.2.2.1).  

Auf europäischer Ebene wurde als ökonomisches Instrument zudem eine Kunststoffsteuer in 
Höhe von 0,80 EUR pro Kilogramm nicht recycelten Kunststoffs eingeführt, deren Weiterrei-
chung an die Hersteller und Importeure von Verpackungskunststoffen in Deutschland noch 
nicht umgesetzt wurde und deren Aufkommen derzeit noch vom Staat und damit vom Steu-
erzahler beglichen wird. Als ökonomische Instrument, das eigentlich die Herstellung besser 
recycelbarer Verpackungsmaterialien adressiert, zeitigt es – bis auf das Generieren von Ein-
nahmen – kaum Wirkung. 

Ge- und Verbote 
Ordnungsrechtliche Instrumente finden sich in Form von Verboten und Geboten unterschied-
lichen Umfangs in der SUPD und in der REACh-Verordnung.  

Verbote in Bezug auf Kunststoffeinträge in die Umwelt formuliert die SUPD, indem sieben der 
zehn am häufigsten an europäischen Stränden gefundenen Produkte verboten werden. Ver-
bote finden sich auch in der Ergänzung der REACh-Verordnung, die es nunmehr verbietet, fes-
tes Mikroplastik bestimmten Produkten gezielt zuzusetzen. Vor allem die zuletzt angespro-
chene Regulierung ist allerdings von langen Umsetzungsfristen begleitet, die den Eintrag von 
Kunststoffen in die Umwelt bis zum Inkrafttreten des Verbots billigend in Kauf nehmen und 
auch nicht durch flankierende Maßnahmen mindern. In Bezug auf die SUPD ist zudem die stark 
begrenzte Weite des Verbots zu kritisieren. Der Anwendungsbereich der SUPD ist insoweit 
unzureichend. 

Im Sinne der Abfallhierarchie hätte die Richtlinie die Ebene der Vermeidung umfassender ad-
ressieren müssen. Das Verbot von sieben der zehn am häufigsten an europäischen Stränden 
gefundenen Einwegplastikartikel durch die Europäische Union kann nur als erster kleiner 
Schritt gesehen werden, das Plastikproblem in der Umwelt zu mindern. Zwar hat die europäi-
sche Union mittlerweile weitere rechtliche Vorgaben und Verbote, insb. im Hinblick auf Mik-
roplastikeinträge durch Produkten gezielt zugesetztes festes Mikroplastik, durch Reifen und 



 

32 
 

durch Textilien verabschiedet oder angekündigt. Dies ergänzt durch die Verbote der SUPD 
ergibt aber immer noch keinen vollständigen umfassenden Ansatz, der Kunststoffeinträge ver-
meidet und eine Gefährdung von Mensch, Umwelt und Tieren mindert.  

Die Umwelt stark belastende Produkte, wie Einweg-To-Go-Becher oder Wegwerfboxen für 
Fast Food, die häufig achtlos in der Umwelt entsorgt werden, erfasst die Richtlinie zwar, for-
muliert für diese aber „nur“ ein allgemeines Minderungsziel im Sinne eines Gebotes. In diesem 
Zusammenhang sieht die Richtlinie zwar die Festlegung nationaler Verbrauchsminderungs-
ziele als eine Möglichkeit neben anderen Maßnahmen vor, bleibt damit aber deutlich hinter 
potentiellen Vorgaben, für Kunststoffverpackungen verbindliche nationale Reduktionsziele zu 
setzen, oder einem europaweiten Minderungsziel von mindestens 25 Prozent für Einwegbe-
cher und To-go-Lebensmittelverpackungen zurück.  

Die Vorgabe einer Quote, bestimmte Einweggetränkeflaschen aus Kunststoff getrennt zu sam-
meln, ist in ihrem Ansatz als Gebot durchaus positiv zu bewerten und sorgt dafür, dass sich 
die anderen Mitgliedstaaten durch z.B. die verpflichtende Einführung eines Pfandsystems der 
Quotenerfüllung annehmen (GS1 in Europe, 2024). Für Verbraucher:innen ist damit ein Anreiz 
gegen die unsachgemäße Entsorgung von Einweggetränkeflaschen geschaffen, indem leere 
Kunststoffeinweggetränkeflaschen gesammelt, zurückgegeben und schließlich einem geord-
neten Recyclingkreislauf zugeführt werden können. Die Erfüllung der Getrenntsammelquote 
in Höhe von 90 Prozent muss aber erst im Jahr 2029 erreicht werden (Art. 50 EU-Verpackungs-
verordnung 2025/40). Ein deutliches Zeichen gegen die Plastikverschmutzung durch Geträn-
keflaschen kommt damit sehr spät. Grundsätzlich ist auch die Festlegung eines verpflichten-
den Anteils an Recyclingmaterial für Getränkeflaschen zu befürworten, der ambitionierte Vor-
schlag des Europäischen Parlaments konnte sich jedoch nicht durchsetzen. 

Sowohl Quote als auch Rezyklatanteil beziehen sich allerdings lediglich auf ein Produkt, näm-
lich Einweggetränkeflaschen. Der Anwendungsbereich ist damit stark begrenzt. Die weit in der 
Zukunft liegenden Erfüllungsfristen führen zudem nicht zu einem schnellen Tätigwerden der 
Wirtschaft. Schließlich ist eine Ausweitung beider Instrumente kaum auf andere Produkte 
möglich, insoweit müssen für andere Einwegprodukte auch andere Instrumente herangezo-
gen werden.  

Erweiterte Herstellerverantwortung 
Der Ansatz der erweiterten Herstellerverantwortung wird in der SUPD aufgegriffen, allerdings 
nicht besonders stark ausgestaltet. Die Hersteller von bestimmten Einwegkunststoffproduk-
ten sollen sich an den Kosten von Reinigung und Aufklärung beteiligen. Die Randbedingungen 
sind in der Richtlinie zwar enthalten, die genaue Ausgestaltung obliegt jedoch den Mitglied-
staaten.  

Der Einwegkunststofffonds ist die nationale Umsetzung des in der SUPD vorgesehenen Ansat-
zes der Beteiligung von Herstellern an der Kostentragung von Reinigungs- und Entsorgungs-
maßnahmen. In Bezug auf die Höhe der in den Fonds zu leistenden Zahlungen ist allerdings 
unklar, welche Reinigungsmaßnahmen zugrunde gelegt werden. Ein Anknüpfen nur an Kosten, 
die den kommunalen Entsorgungsträgern entstehen, führt zwar zur finanziellen Entlastung 
dieser, nimmt aber nicht die vielfältigen Verschmutzungswege und Adressaten in den Blick 
und ebenfalls nicht die Schäden, die infolge des Eintrags von Kunststoffen und dessen 
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Fragmentierung entstehen. Zudem adressiert die Zahlung in den Kunststofffonds nicht das 
grundsätzliche Problem des Kunststoffeintrags. Anknüpfend an Reinigungskosten der Kommu-
nen, die durch den Fonds ausgeglichen werden sollen, ist eine Reinigung der Umwelt nur lokal 
begrenzt auf Eintragsorte, für deren Reinigung konkret Kosten identifiziert werden können. 
Neben der engen Begrenzung auf gegebenenfalls Teilgebiete von Kommunen erfasst die Zah-
lung in den Fonds keine Einträge, die schnell verwehen, die auf Grund von Regenereignissen 
über die Kanalisation weggespült werden oder in den Boden eingetragen werden. Die Wirkung 
des Kunststofffonds ist schon aus diesem Gründen unbefriedigend. 

Wesentliche Schwäche der Richtlinie im Hinblick auf die erweiterte Herstellerverantwortung 
ist zudem, dass sich diese nur auf sehr wenige Produkte bezieht und hier auch nicht alle Pro-
dukte mit den gleichen Ausgestaltungsoptionen anspricht. So geht es zwar insgesamt um Kos-
tentragung von Reinigung und Information, doch beziehen sich die Kosten für Informations-
kampagnen und Sensibilisierungsmaßnahmen allein auf acht von der Richtlinie erfasste Pro-
dukte und nicht generell auf alle kunststoffhaltigen Produkte, durch die Einträge in die Umwelt 
erfolgen können. Die angeordnete Kostentragung für die Reinigung der Umwelt im Zusam-
menhang mit von der Richtlinie erfassten Produkten suggeriert, dass eine solche auch möglich 
ist. Dies mag für nicht fragmentierte Produkte unter Umständen gegebenenfalls noch anzu-
nehmen sein, auf Grund der Menge der in die Umwelt eingetragenen Produkte (vor allem 
Einweg-To-Go-Becher) ist jedoch nicht auszuschließen, dass diese auf Grund von Witterungs-
einflüssen und längerer Verweilung in der Umwelt zerfallen und sich Kunststoffteile lösen. 
Eine großflächige Reinigung der Umwelt von diesen Teilen ist jedoch unrealistisch, die erho-
benen Kosten ändern hieran nichts. 

1.3. Online-Experiment und Verbraucher:innen Befragung (AgUp; AP3) 

Im Zentrum der empirischen Untersuchungen stand die Frage nach der Wirksamkeit umwelt-
politischer Instrumente gegen die Kunststoffverschmutzung unter der Prämisse der be-
schränkten Rationalität und der Non-Point-Source-Pollution-Situation. Aus Gründen der guten 
Zugänglichkeit zu der Grundgesamtheit wurde hierbei das Verbraucher:innenverhalten unter-
sucht.8 Dafür wurden ein größeres Online-Experiment und eine umfangreiche Verbraucher:in-
nenbefragung durchgeführt. Im Folgenden werden die Ergebnisse der beiden Erhebungen 
kurz vorgestellt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Wirksamkeit von informationellen und 
ökonomischen Instrumenten.  

1.3.1. Online-Experiment: Wirkung von Aufklärung, Labels und Gebühren auf Eintrags-
handlungen 

Das Online-Experiment untersuchte die Wirkung von umweltpolitischen Instrumenten auf das 
intentionale Verhalten von beschränkt rationalen Akteuren in einer Non-Point-Source–Pollu-
tion-(NPSP)-Situation (siehe auch Suter/Vossler 2014; Zia et al. 2020). Das Experiment wurde 
als sogenanntes „Public Bad“-Experiment konzipiert (siehe z.B. Kotchen/Segerson 2020; Son-
nemans et al. 1998; Sutter 2002). 

 
8 Eine angedachte Befragung von Unternehmen konnte aufgrund der mangelnden Datenlagen und der Vielzahl von betroffenen Wirtschaftszweigen 

(s. hierzu Abschnitt 1.1.3.3) sowie der prinzipiellen Heterogenität der Grundgesamtheit nicht durchgeführt werden.  
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Ein solches Experiment basiert auf der Annahme, dass Akteure möglicherweise eigennütziges 
Verhalten zeigen und eine öffentliche Ressource übernutzen bzw. verschmutzen. Im vorlie-
genden Fall war die öffentliche Ressource das Wasser, wobei die Verschmutzung durch Kunst-
stoffeinträge über die Abwasserleitungen von Haushalten erfolgte, d.h. über Spüle, Waschbe-
cken, Toilette, Dusche etc.9  

Das Experiment umfasste folgende Prämissen:  

1) Es kann durch falsches Entsorgungsverhalten eine Verschmutzung des Abwassers 
stattfinden. 

2) Die Akteure nehmen diese Schädigung bewusst in Kauf. 
3) Es ist nicht möglich, die Verursachenden zu identifizieren. 
4) Die Schädigung verursacht Kosten für die Allgemeinheit. 

Ziel des Experiments war es, herauszufinden, ob bestimmte umweltpolitische Instrumente die 
Punkte (2) und (3) erfolgreich adressieren, indem sie Akteure motivieren, die Verschmut-
zungshandlung zu unterlassen. An dem Experiment nahmen 1.092 Personen teil, die in 9 Ex-
perimentvariationen mit je 30 Personen aufgeteilt wurden. Das Experimentdesign bildete 273 
(virtuelle) Kommunen mit je 4 Haushalten (pro Haushalt ein:e Teilnehmer:in) ab, die unterei-
nander nicht kommunizieren konnten. 

Die Teilnehmer:innen mussten in jeder Runde 100 Plastikprodukte (Güter und deren Verpa-
ckungen) entsorgen und erhielten hierfür ein Budget von 25 Euro. Dabei konnten sie für jedes 
zu entsorgende Kunststoffprodukt frei zwischen einer sachgerechten und einer unsachgerech-
ten Entsorgung wählen. Die sachgerechte Entsorgung erfolgte über den Müll und führte zum 
Recycling, die unsachgerechte Entsorgung erfolgte über die Abflüsse im Haushalt und damit 
über die kommunalen Entwässerungssysteme. Die Experimente umfassten jeweils 20 Runden, 
d.h. es wurde 20 Mal über die sachgerechte oder unsachgerechte Entsorgung von je 100 
Kunststoffprodukten entschieden. 

Bei sachgerechter Entsorgung fielen in jeder Runde individuelle Müllgebühren an, bei nicht-
sachgerechter Entsorgung fielen je nach Höhe des Eintrags in einer Kommune zusätzliche Ab-
wassergebühren für alle Haushalte an. Für jeden Einzelnen war es dabei finanziell lohnender, 
nicht-sachgerecht zu entsorgen. Für die Kommune als Ganzes bedeutete das jedoch die höchs-
ten Kosten.  

Die Experimentteilnehmer:innen durften die Mittel, die sie im Durchschnitt der Runden nicht 
verausgabt hatten, behalten und bekamen diese nach dem Experiment auf ihr privates Konto 
überwiesen. Somit war prinzipiell ein monetärerer Anreiz gegeben, unsachgemäß zu entsor-
gen. Alle Teilnehmer:innen wurden darüber informiert, was eine sachgerechte und was eine 
unsachgemäße Entsorgung ist und auf welche Weise sie in dem Experiment Geld verdienen 
konnten. Dies umfasste auch Beispielrechnungen.  

 
9 Das Experiment wurde in 2021/2022 von Prof. Dr. Christoph Bühren, damals in der AgUp tätig, und Dr. Maria Daskalakis und, konzipiert und 

ausgewertet. Die Programmierung und Durchführung wurde von der Universität Hamburg im Rahmen eines Amtshilfeverfahrens übernommen. 



 

35 
 

Das Experiment untersuchte nun verschiedene Einflussgrößen auf die Entscheidung, Kunst-
stoffprodukte entweder sachgerecht oder unsachgemäß zu entsorgen. Hierzu wurde zunächst 
ein Baseline-Experiment durchgeführt, welches die Kontrollgruppe für die Wirkung der weite-
ren Experimente bildete. Das Baseline-Experiment umfasste folgende Merkmale:  

• Bei einer sachgerechten Entsorgung betrugen die Kosten, d.h. die Müllgebühren, pro 
Haushalt pro entsorgtem Produkt 0,10 Euro. 

• Bei einer unsachgemäßen Entsorgung wurden nur 0,05 Euro Abwassergebühr berech-
net. 

Dieses Baseline-Experiment wurde dann in 8 weiteren Experimenten mit informatorischen 
und ökonomischen Instrumenten erweitert. Die informatorischen Instrumente waren zum ei-
nen ein kurzer Text des NABU zu Kunststoffen in der Umwelt, zum anderen das Label der SUPD 
bzw. der Einwegkunststoffrichtlinie mit der toten Schildkröte und der Aufforderung, das Pro-
dukt sachgerecht zu entsorgen. 

Als ökonomische Instrumente wurden zwei Strafgebühren eingeführt:  
1. Strafgebühr 1 lag bei 2 € und wurde für alle Haushalte fällig, sofern auch nur ein 

Haushalt der Kommune in einer Runde eine Einheit Plastik nicht sachgerecht ent-
sorgte. 

2. Strafgebühr 2 lag ebenfalls bei 2 Euro, allerdings wurde diese erst dann fällig, wenn 
alle Haushalte der Kommune insgesamt 200 Produkte nicht sachgerecht entsorgten. 
Dies betraf dann wiederum alle Haushalte, unabhängig davon, ob sie sachgemäß ent-
sorgt hatten oder nicht. 

Tabelle 2 gibt die 9 verschiedenen Experimentvarianten wieder und stellt auch dar, wie die 
Auszahlungen an die Experimentteilnehmer:innen pro Runde jeweils berechnet wurden (s. zu 
den Instruktionen und Weiterem den Zwischenbericht 2022).   

Tabelle 2: Kurzbeschreibung der Varianten des Experiments  

Quelle: InRePlast Zwischenbericht 2022, eigene Änderungen  
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Die Auswertungen des Experiments bestätigen die Ausführungen im Abschnitt 1.2.1. Zunächst 
zeigt sich bei der Baseline, dass alle Akteure auch nicht-sachgemäße Entsorgung gewählt ha-
ben (siehe zu den statistischen Werten Anhang auch Anhang 5.1). Wie aus der Tabelle 3 er-
sichtlich, verhinderten die informatorischen und ökonomischen Instrumente in dem Experi-
ment nur in einem sehr geringen Ausmaß die nicht-sachgerechte Entsorgung über die Entwäs-
serungssysteme. Keines der beiden Instrumente trug bei alleiniger Anwendung dazu bei, den 
Eintrag von Kunststoffen gegenüber der Baseline substanziell und dabei auch signifikant zu 
reduzieren. Aber auch eine isolierte Anwendung der Strafgebühren führte, unabhängig von 
der Art, nicht zu einer signifikanten Reduktion. Der Mix von Strafgebühren in Verbindung mit 
dem Aufklärungstext des NABU bewirkte eine signifikante Reduktion der nicht-sachgerechten 
Entsorgung im Experiment um immerhin 19% bzw. 23%. Interessanterweise ließ sich der hö-
here der beiden Werte mit der harten Strafgebühr 1 erreichen. Bei dem SUPD-Label sind die 
Ergebnisse nicht so eindeutig. Die nicht-sachgerechte Entsorgung erhöht sich im Mix mit der 
Strafgebühr 1 sogar um 2%, im Mix mit der Strafgebühr 2 sinkt sie jedoch signifikant um 11%.  

Im Detail zeigt sich, dass bereits in der Baseline von den insgesamt 400 Kunststoffprodukten 
pro Runde (4 Teilnehmer:innen mit je 100 Produkten) im Durchschnitt 218 unsachgemäß ent-
sorgt wurden. Über die Hälfte der Produkte wurde also unsachgemäß über die Abwasserlei-
tungen entsorgt.  

Dieser Wert wird jedoch in der Experimentvariante mit der relativ harten Strafgebühr 1 in 
Verbindung mit dem Label des NABU übertroffen. Hier wurden im Durchschnitt rund 226 
Kunststoffprodukte unsachgemäß entsorgt. Dies war allerdings entsprechend eines nichtpa-
rametrischen Mann-Whitney-U-Tests statistisch nicht signifikant. Auch die anderen Instru-
mente bzw. Instrumentenkombinationen reduzieren den Eintrag nicht signifikant. Ausnahmen 
gibt es bei der Strafgebühr 2 in Verbindung mit den informatorischen Instrumenten. Hier ist 
die Reduktion gegenüber der Baseline signifikant. 

Die Ergebnisse verweisen weiterhin auch auf heterogenes Verhalten von Akteur:innen, wie es 
auch im Abschnitt 1.2.1.1 thematisiert wurde. Tabelle 3 zeigt, wie sich die Anzahl der minimal 
und der maximal unsachgemäß entsorgten Kunststoffprodukte unterscheidet. Bei der Base-
line beträgt das Minimum beispielsweise 32 Produkte und das Maximum 325 Produkte. Bei 
dem Experiment mit der besten Wirkung sind die Unterschiede noch deutlicher: Das Minimum 
beträgt 8 und das Maximum 341 Produkte. 
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Tabelle 3: Werte hinsichtlich der unsachgemäß entsorgten Produkte nach Experimentvarianten  

 
Quelle: InRePlast Zwischenbericht 2022, eigene Änderungen  

1.3.2. Verbraucher:innen Befragung: Wirkung des SUPD-Labels und Bestimmungsgrö-
ßen der Bereitschaft zur Nutzung kunststofffreier Produkte 

Auch die Befragung befasste sich mit der Wirkung von Instrumenten. Das Online-Experiment 
hatte ergeben, dass das SUPD-Label nur bedingt wirk-
sam ist. Deshalb sollte im Rahmen der Online-Befra-
gung vertiefend untersucht werden, wie die Nut-
zer:innen dieser Produkte das Label wahrnehmen 
und ob es wirksam ist. Dies wurde anhand von 4 Ein-
wegverbrauchsgütern untersucht, die von der SUPD 
adressiert werden: Feuchttücher und Zigarettenfil-
ter sowie Tampons und Damenbinden (einschl. Slip-
einlagen). Diese Verbrauchsgüter wurden auch vom 
FiW im Rahmen der Untersuchungen in den Kläran-
lagen und/oder Gullyschächten gefunden (s. Abschnitt 
1.1). 

Ein zweiter Schwerpunkt der Befragung war die Untersuchung der Gründe für die Nutzung von 
kunststofffreien Verbrauchsgütern. Dies geschah auf Basis des in Abschnitt 1.2.1.1 angespro-
chenen Akteurskonzepts der beschränkten bzw. prozeduralen Rationalität. Die Konzeption 
der Fragen erfolgte auf Basis des Reasoned-Action-Approach (RAA) von Fishbein und Ajzen 
(2011) und differenzierte u.a. zwischen Einstellungen, Normen und wahrgenommener Kon-
trolle als Einflussgrößen. Entsprechend dem RAA wurde hierbei die zukünftige Intention für 
den Kauf solcher Produkte betrachtet.  

Die Befragung wurde als Online-Befragung konzipiert und Ende 2022 durchgeführt (s. zum 
Fragebogen Zwischenbericht 2022).10 Das gewählte Format der Online-Befragung ermöglichte 
es, optische Merkmale aufzunehmen, sodass die 4 SUPD-Labels abgebildet werden konnten. 
Es wurden weitere Abbildungen verwendet, um den Teilnehmenden das breite Spektrum von 
plastikhaltigen Verbrauchsgütern zu verdeutlichen und sicherzustellen, dass bei allen das 

 
10 Die Durchführung der repräsentativen Online-Befragung erfolgte durch das Markt- und Meinungsforschungsinstitut forsa. 

Abbildung 9: Die SUPD- Label der 4 Einwegprodukte  

Quelle: https://www.bmk.gv.at/themen/klima_um-
welt/abfall/recht/einwegkunststoffrichtlinie.html  



 

38 
 

gleiche Grundverständnis des Gegenstandsbereichs der Umfrage vorhanden war. An der On-
line-Befragung nahmen insgesamt 2013 Personen teil, davon 52,4% Frauen, 0,1% Divers und 
47,5% Männer.  

Die Antwortmöglichkeiten der meisten Fragen im Fragebogen fußten auf einer 6er-Skala (1, 
stimme gar nicht zu, bis 6, stimme voll zu). Sofern im Folgenden die Ergebnisse mehrerer die-
ser Fragen in einer Abbildung erfasst sind, folgt deren Reihenfolge absteigend nach der sum-
mierten Häufigkeit der Skalenpunkte 4-6.  

1.3.2.1. Wahrnehmung und Wirkung der Label der SUPDs 

Die erste Frage zu den 4 Einwegverbrauchsgütern erfasste zunächst die Häufigkeit der Nut-
zung (s. Abbildung 10). Hierbei gaben 79% aller Befragten an, keine Filterzigaretten zu rauchen 
und 30% gaben an, keine Feuchttücher zu verwenden. Von den weiblichen Teilnehmerinnen 
nutzen 62% keine Tampons und 29% keine Binden. Insgesamt verwendeten 84% der Teilneh-
menden mindestens eines dieser Produkte mindestens selten.  

Abbildung 10: Häufigkeit der Nutzung 

 

 

Eine zweite Frage befasste sich mit dem Wissensstand der Befragten über den Plastikgehalt 
der 4 Produkte. Wie aus der Abbildung 11 deutlich wird, ist das Wissen hierüber bei den Da-
menbinden am größten und bei den Tampons am geringsten.  

Abbildung 11: Kenntnisse über den Kunststoffgehalt der 4 Einwegprodukte  
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Die nächsten Fragen befassten sich dann konkret mit dem SUPD-Label als informatorischem 
Instrument. Zunächst wurde danach gefragt, ob denjenigen, die mindestens eines der Pro-
dukte mindestens selten nutzen, das jeweilige SUPD-Label aufgefallen war. Wie die Abbildung 
12 verdeutlicht, sind die Labels einem erheblichen Teil der Nutzer:innen (42%) bislang nicht 
aufgefallen.  

Abbildung 12: Wahrnehmung der SUPD-Labels  

 
 

Einige Fragen befassten sich unmittelbar mit der Wirkung, die die Labels bei denjenigen Nut-
zer:innen hatten, denen die Labels aufgefallen waren. Die Abbildung 13 stellt die Antworten 
der Befragten zu den Labels auf der Verpackung von Feuchttüchern und Zigarettenschachteln 
dar. Es zeigt sich, dass die Labels bei einem Teil der Befragten wirken, teilweise aber auch für 
nicht notwendig gehalten werden. Eine Veränderung des Entsorgungsverhaltens haben sie 
nur bei 11 bzw. 13% der Akteur:innen hervorgerufen und 13% haben das Label erst gar nicht 
auf das eigene Verhalten bezogen. Diese Ergebnisse finden sich auch bei den Labels für Da-
menbinden bzw. Slipeinlagen und Tampons, hier allerdings noch stärker ausgeprägt, wie Ab-
bildung 14 zeigt. 

Abbildung 13: Aussagen in Bezug auf die Labels für Feuchttücher und Zigarettenfilter 
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Abbildung 14: Aussagen in Bezug auf die Labels für Damenbinden/Slipeinlagen und Tampons  

 

Eine weitere Frage befasste sich zusammenführend mit der Wahrnehmung und der Bewer-
tung des Nutzens der SUPD-Label insgesamt, ohne hierbei nach den Produkten zu differen-
zieren. Sie wurde denjenigen Personen gestellt, die angegeben hatten, mindestens eines der 
Produkte zu nutzen und auch das SUPD-Label wahrgenommen zu haben. Dies waren insge-
samt 42% der Befragten. Wie die Abbildung 15 zeigt, werden die Labels überwiegend als gut 
verständlich bewertet. Die Antworten geben auch einen Hinweis darauf, warum nur ein Teil 
der Befragten die Labels wahrnimmt: Sie gehen leicht unter zwischen den vielen Informatio-
nen, die auf einer Verpackung sind. Insgesamt wird die Wirkung der Labels als Beitrag gegen 
die Kunststoffverschmutzung zwar von 58% der Teilnehmer:innen eher positiv bewertet, al-
lerdings stimmten nur 14% der entsprechenden Frage voll zu.  

Abbildung 15: Aussagen zu den SUPD-Labels 

 

 

 

Um nun bei allen 2013 Befragten ein Meinungsbild über die Wirksamkeit und Erfahrungen mit 
Produktkennzeichen einzuholen, befasste sich eine weitere Frage allgemein mit Labeln auf 

Quelle: Eigene Darstellung  

Quelle: Eigene Darstellung  
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Verpackungen (am Beispiel Blauer Engel). Wie Abbildung 16 zeigt, sind über die Hälfte der 
Befragten der Auffassung, es seien zu viele Label auf einer Verpackung. Mehr als ein Drittel 
meinen jeweils, sie würden diese häufig nicht kennen und die Labels seien auch oft kaum les-
bar. Nur rund ein Viertel der Befragten schaut sich die Label immer sehr genau an. Immerhin 
helfen die Kennzeichen mehr als einem Drittel der Befragten bei der Auswahl zwischen Pro-
dukten. Vollständiges Vertrauen in die Labels haben allerdings nur 5% der Befragten. 

Abbildung 16: Weitere Aussagen zu den SUPD-Labels 

 

 

1.3.2.2. Bestimmungsgrößen der Intention, kunststofffreie Verbrauchsgüter zu nutzen  

Zur Feststellung der Bestimmungsgründe der Intention, zukünftig kunststofffreie Verbrauchs-
güter zu nutzen, wurden Regressionen gerechnet (s. zu deren Werten auch Anhang 5.2). Diese 
bezogen alle Fragen des Fragebogens ein, soweit diese nicht die vertiefende Betrachtung der 
Nutzung der 4 Produkte aus dem vorhergehenden Abschnitt betrafen.  

Abbildung 17 zeigt die Ergebnisse der Regressionsanalyse. Die Regression hat einen hohen 
Erklärungsgrad von 49%. Dabei finden sich zu drei Größen des RAA-Ansatzes, den Einstellun-
gen, den Normen und der wahrgenommenen Kontrolle, signifikante Einflussgrößen.  

Die Regression in Abbildung 17 erfasst dabei nur solche Einflussgrößen, die nach Cohen (1988) 
mindestens einen kleinen Effekt aufweisen. Einen signifikanten, aber sehr geringen Einfluss 
hat beispielsweise das soziodemographische Merkmal weiblich (stand. Beta = 0,50**). Die an-
deren sozio-demographische Merkmale sind überhaupt nicht signifikant.  

Im Ergebnis erweisen sich unterschiedliche Einstellungen zum Themenfeld Plastik in der Um-
welt als die relevantesten Variablen. Sie betreffen sowohl das eigene Wohl als auch die Sorge 
um Dritte und sowie allgemeine Einstellungen zur Relevanz des Themas als auch eigene Hand-
lungen. Die ersten drei links oben in der Abbildung 17 erfassten Fragen zu Einstellungen kor-
relierten dabei untereinander hoch, weswegen sie statistisch zu einem Faktor zusammenge-
fasst wurden (s. Anhang 5.5). Neben den Einstellungen sind auch zwei Einflussgrößen der 
wahrgenommenen Kontrolle zuzuordnen. Das ist zum einen ein bestehender Informationsbe-
darf und zum anderen der Umstand, dass zeitliche Restriktionen keine Rolle spielen. Zudem 
sind hinsichtlich der Normen je eine deskriptive Norm (das Verhalten relevanter anderer) und 
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eine persönliche Norm (Anforderung an das eigene Verhalten) relevant, außerdem die indivi-
duelle Bereitschaft, neue Produkte auszuprobieren. 

Abbildung 17: Bestimmungsgrößen der Intention, zukünftig plastikfreie Verbrauchsgüter zu nutzen  

 

 

Die drei nachfolgenden Abbildungen zeigen die Verteilung der Antworten zu den Variablen 
der Regression. Wie schon bei den Labels zeigt sich in Bezug auf die Antworten zu den von der 
Befragung erfassten Sachverhalten auch hier wieder eine Heterogenität der Akteur:innen.  

Abbildung 18: Intention zur zukünftigen Nutzung plastikfreier Verbrauchsgüter 

 
Quelle: Eigene Darstellung  
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Wie aus Abbildung 18 ersichtlich, kann sich deutlich über die Hälfte der Befragten vorstellen, 
zukünftig eher auch kunststofffreie Verbrauchsgüter zu nutzen (Skalenpunkte 3-6), 27% stim-
men dabei der Frage voll und ganz zu (Skalenpunkt 6).  

Abbildung 19 zeigt die Angaben der Befragten zur Frage nach den Einflussgrößen der Inten-
tion, soweit sie mit der Relevanz und Nutzung kunststofffreier Produkte verbunden sind. 

Abbildung 19: Aussagen zu Relevanz und Nutzung von plastikfreien Alternativen 

 

 

Abbildung 20 erfasst die Antworten zu den 3 Fragen zur Intention, zukünftig plastikfreie Ver-
brauchsgüter zu nutzen, die in einem Faktor zusammengeführt wurden. 

Abbildung 20: Aussagen zur eigenen Einstellung zu Plastik in der Umwelt 
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1.3.3. Synopse  

Sowohl die Ergebnisse der Online-Befragung als auch die Ergebnisse des Online-Experiments 
verweisen auf die teilweise sehr deutliche Einschränkung der Wirksamkeit von Informationen 
und hierbei insbesondere von Labels auf den Umgang mit kunststoffhaltigen Produkten. Sie 
stützen damit die Ergebnisse der Darstellungen in Abschnitt 1.2.1.  

Das Online-Experiment zeigt weiterhin, dass auch Informationen in Form von Texten sowie 
Strafgebühren, soweit sie isoliert angewendet werden, nicht oder nur sehr eingeschränkt und 
dabei nicht signifikant wirksam sind. Im Mix mit den Strafgebühren wirkt der Text des NABU 
deutlich besser als das SUPD-Label. Der Mix von Strafgebühr 1 und 2 mit dem Text des NABU 
führt immerhin, und mit deutlichem Abstand, zu einer Reduktion von 23% bzw. 19%.  

Im Rahmen der Umfrage gaben die Befragten dann auch an, dass Labels nur bedingt wahrge-
nommen würden und wenn, dann nur eingeschränkt zu Handlungsänderungen führten.  

Die Ergebnisse der Regression, die im Rahmen des Online-Experiments zu den Bestimmungs-
größen der Intention, zukünftig mehr kunststofffreie Produkte zu nutzen, durchgeführt wurde, 
können zusätzliche Hinweise geben, welche Maßnahmen möglicherweise Handlungsänderun-
gen bei Verbraucher:innen mit Blick auf die Nutzung von kunststofffreien Verbrauchsgütern 
unterstützen. Diese können dann begleitend zu anderen Instrumenten eingesetzt werden. Re-
levant, aber schwierig ist es, an den Einstellungen und Normen anzusetzen. Der ebenfalls re-
levante Informationsbedarf ist jedoch relativ leicht abzudecken. Solche Informationen können 
dann auch so ausgestaltet werden, dass Einstellungen und Normen adressiert werden.  

Insgesamt ist festzustellen, dass die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung im Kern die in 
der Synopse zu Abschnitt 1.2.1. getroffenen Feststellungen stärken, auch wenn der Fokus im 
Laborexperiment und vor allem auch bei der Befragung deutlich enger ist. Es kommt bei der 
Auswahl von Instrumenten darauf an, welche Ziele erreicht werden sollen. Sollen Einträge von 
Kunststoffen in die Umwelt weitgehend komplett gestoppt werden, ist es erforderlich, die 
Rahmenbedingungen so zu setzen, dass schädliche Handlungen erst gar nicht vorkommen 
können.  
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1.4. Formulierung eines Kunststoffgesetzes und Ansätze für ein Kunststoffpro-
gramm (UER; AP 6) 

Wie die im Projektverlauf erlangten Erkenntnisse zu den Einträgen von Kunststoffen in die 
Umwelt zeigen, können diese während des gesamten Lebenszyklus von Kunststoffen erfolgen. 
Dabei werden eine Vielzahl von eingetragen, was auf einer Vielzahl von Handlungen unter-
schiedlicher Akteure und Akteurs-
gruppen sowie insbesondere auch 
auf dem Produktdesign und den Materi-
aleigenschaften basiert. Insbesondere 
sind zudem Einträge und Verbreitung 
von Kunststoffen in der Umwelt als eine 
Non-Point-Source- Pollution- Situation 
zu klassifizieren. Aus dieser resultiert 
eine eingeschränkte Wirkung von In-
strumenten, erstens weil die Ver-
schmutzung breitflächig ist und zwei-
tens weil die Verursacher:innen oftmals 
nicht eindeutig zu identifizieren sind. 
Die eingeschränkte Wirkung informato-
rischer Instrumente und Strafen wurde 
auch im Online-Experiment und in der 
Online-Befragung deutlich. Zudem 
konnte die begrenzte Wirkung von bereits erlassenen rechtlichen Vorgaben, insbesondere der 
SUPD, der REACH-Verordnung und des Kunststofffondsgesetzes gezeigt werden.  

Diese während des Projektverlaufs gefundenen Ergebnisse waren Grundlage für die Überle-
gungen der Verbundpartner, aus rechtlicher Perspektive einen zum bisher erfolgenden recht-
lichen Vorgehen neuen ganzheitlichen Rechtsansatz zu wählen.  

Hierfür sprechen auch die in AP 1 in großer Zahl identifizierten Produkte sowie die weiteren, 
im Projekt nicht behandelten, aber bekannten Produkte, etwa alle Produkte, die über umwelt-
offenen Anwendungen eingetragen werden, die bisher nicht rechtlich adressiert werden. Aus 
Projektsicht keine umfassende Lösung bietet dabei die Erweiterung des in der SUPD formu-
lierten Verbotskatalogs von bestimmten Einwegkunststoffprodukten. Hierdurch würden zwar 
mehr Produkte erfasst, diese jedoch wiederum einzelfallbezogen geregelt. Auch eine Regulie-
rung von konkreten (z.B. in AP 1 erfassten) Kunststoffgütern und -verpackungen verspricht 
keinen entscheidenden Schritt zur Verminderung von Kunststoffeinträgen in die Umwelt, son-
dern fokussiert nur die aktuell identifizierten HotSpots. Ein solches Vorgehen des Gesetzge-
bers (auf europäischer oder wie hier in den Blick genommen auf nationaler Ebene) in Form 
von Verboten auf Grund von Funden an bestimmten Orten (z. B. Stränden, Kläranlagen, Stra-
ßeneinläufen) könnte die Wirtschaft, aber auch alle anderen handelnden Akteure (Verbrau-
cher:innen, öffentliche Hand, etc.) ein Signal der Sicherheit in dem Sinne vermitteln, dass die 
größten und umfassendsten Eintragswege rechtlich adressiert (und damit möglichst schnell 
und final verschlossen) werden und alles andere hinnehmbare Umwelteinwirkungen sind, de-
nen sich der Gesetzgeber (noch) nicht widmen muss.  

Abbildung 21: Modell der Grundlagen des Eintrags von Kunststoffen in die 
Umwelt  

Quelle: Eigene Darstellung  
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Zugleich würde ein Ansetzen an einigen Kunststoffprodukten Ausweichbestrebungen der 
Wirtschaft nicht unterbinden und ebenfalls die Vielzahl der handelnden Akteure und der Ein-
tragswege nicht in den Blick nehmen. Wie die Ausführungen zum Non-Point-Solution-Prob-
lem-Ansatz (1.2.1.2) im Hinblick auf Kunststoffe zeigen, können die Eintragswege und -hand-
lungen kaum konkreten Akteuren zugeordnet werden, weshalb auch eine rechtliche Adressie-
rung mit Hilfe der gängigen umweltpolitischen Instrumente nicht gelingt.  

Ein Vorgehen gegen Kunststoffe bedarf somit eines umfassenden Ansatzes, der an dem Pro-
dukt Kunststoff ansetzt und nicht daraus produzierte Verbrauchs- oder Gebrauchsgüter in den 
Mittelpunkt stellt. Nur dieser kann vor allem der Problematik begegnen, dass die existierende 
Regulierung zu Kunststoffen sehr stark zersplittert und an Einzelprodukten oder Eintragspfa-
den orientiert ist und ein gemeinsames Ziel vermissen lässt.  

Anlehnend an die Klimaschutzregulierung, die einen vor die Klammer gezogenen umfassen-
den Ansatz im Klimaschutzgesetz formuliert, der in einem Klimaschutzprogramm der Bundes-
regierung konkretisiert und durch Fachregulierungen operationalisiert wird, wurden gemein-
sam mit den Projektpartnern Themen für eine grundlegende Kunststoff-Regulierung identifi-
ziert und in einem Rahmengesetz – in Form eines sog. Kunststoffgesetzes - formuliert, das 
durch ein regelmäßig zu aktualisierenden und fortzuschreibendes Kunststoffprogramm zu er-
gänzen und auszufüllen ist, in dem die Bundesregierung im Gesetz ermächtigt wird, die ge-
setzlichen Ziele und Grundsätze mittels Maßnahmen und Instrumenten zu konkretisieren.  

Mit einem derartigen Rahmengesetz kann eine Vielzahl an Einzelregelungen in Fachgesetzen 
vermieden werden. Es regelt dann zwar nur die grundsätzlichen Fragen im Umgang mit Kunst-
stoffen und bedarf der Operationalisierung durch das Kunststoffprogramm und fachspezifi-
sche Gesetze, ihm kommt jedoch eine symbolische Strahlkraft zu. Es stellt als eigenständige 
Regulierung die besondere politische Bedeutung des Schutzes der Gesundheit und der Um-
welt vor Kunststoffeinträgen heraus. Durch ein solches Gesetz wird der Schutz der Umwelt 
und der Gesundheit vor Kunststoffen und deren Auswirkungen unzweideutig als ein eigenes 
rechtliches Ziel anerkannt (so auch für ein Ressourcenschutzgesetz Roßnagel/Hentschel, 
2017).  

Das Kunststoffgesetz als Rahmengesetz soll die wesentlichen Zielsetzungen selbst vorsehen 
und ihre Konkretisierung und Operationalisierung einem Kunststoffprogramm der Bundesre-
gierung übertragen. Für die politische Umsetzung des Kunststoffprogramms muss es geeig-
nete Kontrollmechanismen (Monitoring, Berichtspflichten) vorsehen. Konkrete produktspezi-
fische oder eintragswegspezifische Regelungen bleiben den bereichsspezifischen Fachgeset-
zen vorbehalten. Die Fachgesetze werden auf die für alle gemeinsamen Zielsetzungen des 
Rahmengesetzes hin orientiert und in ihrer Auslegung durch dieses beeinflusst. So wirkt das 
Kunststoffgesetz im Hinblick auf alle bereits erkannten, aber auch noch nicht ermittelten Wir-
kungen von Kunststoffen auf Umwelt und Gesundheit. 

Mit einem solchen Rahmengesetz somit eine Grundlage für einen besseren Schutz von Ge-
sundheit und Umwelt vor Kunststoffen und zugleich für mehr Transparenz, Rechtssicherheit 
und Berechenbarkeit für alle Beteiligten geschaffen. Es bietet eine zu konkretisierende Rechts-
grundlage, die durch ihre Rahmensetzung aber eine verlässliche Planungsgrundlage für 
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Umsetzungsmaßnahmen darstellt, die im Interesse des Schutzes vor Kunststoffauswirkungen 
erforderlich sind. 

Die in dem Kunststoffprogramm der Bundesregierung zu formulierenden Strategien und Maß-
nahmen bedürfen regelmäßig, insbesondere bei Grundrechtseingriffen, weiterer Umset-
zungsakte in der jeweils rechtlich gebotenen Form gestützt auf fachspezifische Ermächti-
gungsgrundlagen. Die in das Kunststoffprogramm aufgenommenen Maßnahmen und Instru-
mente dienen dazu, die rechtlichen Anforderungen des Gesetzes zu operationalisieren und 
Beiträge zur Zielerfüllung zu leisten. Sie sind konkrete Vorgaben, wie der Eintrag von Kunst-
stoffen in die Umwelt vermieden oder mindestens gemindert werden kann. Sie können bei 
der regelmäßigen Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung des Kunststoffprogramms er-
gänzt, erweitert oder auch aufgehoben werden, wenn sich ihr Beitrag zur Zielerreichung nicht 
verwirklicht hat. 

Die im Kunststoffgesetz formulierten die Ziele und Grundsätze und deren Konkretisierung im 
Kunststoffprogramm bilden Orientierungspunkte, um durch Einzelentscheidungen einen sys-
tematischen Beitrag zu einem allgemeinen Schutz vor Kunststoffauswirkungen auf Umwelt 
und Gesundheit zu leisten. 

Die nachfolgenden Ausführungen beschreiben zunächst die Gesetzgebungskompetenz für ein 
solches gesetzliches Vorgehen (unter 1.4.1), sodann die Inhalte eines Rahmengesetzes und 
deren Wirkungen (unter 1.4.2) und skizzieren schließlich die Grundzüge der Inhalte, die in ei-
nem Kunststoffprogramm aufzugreifen wären. (unter 1.4.3) 

1.4.1. Nationale Gesetzgebungskompetenzen und europäische Grenzen  

Eine ausdrückliche Gesetzgebungskompetenz zur Regulierung von Kunststoffen ist den 
Art. 70 ff. GG nicht zu entnehmen. So findet sich weder im Katalog der ausschließlichen Bun-
deskompetenz nach Art. 73 GG noch in der Auflistung der Materien der konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz in Art. 74 Abs. 1 GG der Begriff „Kunststoff“, an den mit einem Rah-
mengesetz anzuknüpfen wäre. Da es sich bei der Regulierung von Kunststoffen jedoch um eine 
Querschnittsmaterie handelt, die die unterschiedlichsten Bereiche erfasst, für die Gesetzge-
bungskompetenzen im Grundgesetz existieren, ist das Rahmengesetz auf eine Kombination 
von Gesetzeskompetenzen zu stützen, die in ihrem Zusammenwirken den gesamten Bereich 
des Umgangs mit Kunststoffen abdecken (sog. Kompetenzkombination). Der Bund kann sich 
für ein Kunststoffgesetz primär auf seine Gesetzgebungskompetenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 
GG (Recht der Wirtschaft) berufen. Sekundär können Regelungen zumindest auch auf Art. 74 
Abs. 1 Nr. 18 (Bodenrecht), Nr. 24 (Luft und Abfall), Nr. 32 (Wasser) gestützt werden.  

Zu berücksichtigen ist bei der Ausgestaltung dieses Rahmengesetzes zwingend das europäi-
sche Recht. Hierin kann das nationale Recht seine Grenze finden, das heißt, der nationale Ge-
setzgeber ist daran gehindert, eigene Regelungen zu treffen. Dies ist dann der Fall, wenn die 
europäische Union in EU-Verordnungen, aber auch in EU-Richtlinien abschließende Regelun-
gen trifft, die den Mitgliedstaaten keinen Handlungsspielraum lassen. Zu beobachten ist je-
doch auf europäischer Ebene in den letzten Jahren, dass Regelungen mit Bezug zum Kunststoff 
häufig auf Richtlinienebene getroffen werden, die den Mitgliedstaaten 
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Entscheidungsspielräume zugestehen.11 Zudem existiert mit Art. 193 AEUV eine Schutzver-
stärkungsmöglichkeit, die jedenfalls dann zur Anwendung gelangen kann, wenn die EU auf 
Grundlage von Art. 192 AEUV – ihrer Umweltkompetenz – tätig geworden ist. Dies ist in Bezug 
auf die Regulierung von Kunststoffen in der Regel der Fall. Die hier in das Rahmengesetz auf-
genommenen Regelungen sind bisher noch kein Bestandteil der europäischen Gesetzgebung, 
sondern gehen weit über diese hinaus. Vorgaben der EU für sektor- oder produktspezifische 
Regelungen sind jedoch auf fachspezifischer Ebene zu berücksichtigen und gegebenenfalls Lü-
cken hierzu zu schließen.  

1.4.2. Inhalte eines Kunststoffgesetzes 

Das Kunststoffgesetz ist als ein Rahmengesetz zu formulieren. Dies bedeutet, dass es ähnlich 
wie das Klimaschutzgesetz und das Klimaanpassungsgesetz des Bundes für die Materie Ver-
meidung von Kunststoffeinträgen in die Umwelt einen Regelungsort für Bestimmungen bietet, 
die grundsätzliche und übergeordnete Aspekte betreffen. Mittels eines Rahmengesetzes kön-
nen Handlungsgrundsätze und -ziele für die gesamte Rechtsordnung einheitlich und systema-
tisch festgelegt werden (Roßnagel/Hentschel, 2017). Gegenüber den einschlägigen Fachgeset-
zen weist es einen leitenden und ergänzenden Charakter auf. Vorgaben für die Verwendung 
von zentralen Begriffen sind einheitlich definiert. Das Rahmengesetz bildet somit einen zent-
ralen Orientierungspunkt und Bezugsrahmen, der für die Auslegung von Fachgesetzen beach-
tet werden muss und trägt damit einem vereinheitlichten Umgang mit der Thematik Kunst-
stoffe Rechnung. Es ist möglichst schlank zu formulieren12 und hat spezifische Regelungen den 
jeweiligen Fachgesetzen zu überlassen. Es ist in das schon bestehende Umweltrechtssystem 
einzupassen, soll aber auch dieses in seiner weiteren Entwicklung und Anwendung prägen.  

Das Kunststoffgesetz sollte  

• die allgemeinen Ziele und Grundsätze zum Umgang mit Kunststoffen für alle Wirt-
schaftsbereiche und Verbraucher:innen gesetzlich festhalten. 

• sich am Vorsorgeprinzip, am Verursacherprinzip, aber auch am Ressourcen- und Kli-
maschutz orientieren.  

• zentrale Begriffe zum Umgang mit Kunststoffen für das gesamte Bundesrecht einheit-
lich definieren und eine allgemeine Pflicht zum nachhaltigen Umgang mit Kunststoffen 
einführen.  

• verbindliche Mechanismen und Vorgaben für die Erarbeitung, Umsetzung, Überprü-
fung, Anpassung, Berichterstattung und Fortschreibung der zum Schutz der Umwelt 
vor Kunststoffeinträgen und der Gesundheit vor Kunststoffeinwirkungen notwendigen 
Maßnahmen enthalten.  

 
11  Anders aber die Verbote des Inverkehrbringens bestimmter Einwegprodukte in der SUPD. Diese sind für die Mitgliedstaaten grundsätzlich 

verbindlich, ein Abweichen hiervon ist nicht möglich. Die Mitgliedstaaten können aber das Inverkehrbringen weiterer Produkte beschließen und 
damit über die Regelungen der SUPD hinausgehen.  

12 Das vom Projektteam formulierte Kunststoffgesetz enthält lediglich 13 Paragraphen. 
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• die Aufgaben der Bundesregierung regeln, regelmäßig ein Kunststoffprogramm, des-
sen Inhalte beispielhaft im Gesetz aufgeführt sind, aufzustellen, dessen Monitoring zu 
gewährleisten und über dessen Ergebnisse regelmäßig zu berichten.  

• Zudem sollte die Vorbildfunktion der öffentlichen Verwaltung beim Schutz der Umwelt 
vor Kunststoffen und das Zusammenarbeiten von Bund und Ländern adressiert wer-
den. Nachfolgend werden die Aspekte aufgegriffen und kurz vorgestellt und begrün-
det. 

1.4.2.1. Erster Abschnitt – Allgemeine Vorschriften 

Das Kunststoffgesetz erhält, wie bei Gesetzen im Umweltbereich üblich (siehe Klimaschutzge-
setz, Wasserhaushaltsgesetz, etc.), einen ersten Abschnitt, in dem allgemeine Vorschriften zu-
sammengefasst werden. Der erste Abschnitt erfasst Regelungen zum Ziel und Zweck des Ge-
setzes, zum Anwendungsbereich sowie die Begriffsbestimmungen. 

1.4.2.1.1.  Zweck des Gesetzes  

§ 1 des Gesetzes enthält den Zweck des Gesetzes, der orientiert am Vorsorgeprinzip, die Nut-
zung von Kunststoffen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen auf ein ökolo-
gisch vertretbares, sozial und wirtschaftlich tragfähiges Maß beschränkt und dazu beitragen 
soll, negative Umweltauswirkungen von Kunststoffen, insbesondere deren Eintrag in die Um-
welt und daraus folgende Beeinträchtigungen von Mensch und Tieren, zu vermeiden, und so-
fern dies nicht möglich ist, weitestgehend zu mindern. Dabei nehmen die nachfolgenden Re-
gelungen des Kunststoffgesetzes die Umweltauswirkungen der Kunststoffnutzung über den 
gesamten Lebenszyklus hinweg in den Blick.  

Für eine eigenständige Regelung des Zwecks spricht, dass sie wegen des neuartigen und um-
fassenden Regelungsansatzes des Kunststoffgesetzes für dessen Verständnis hilfreich sein 
könnte. Sie dient zugleich als Auslegungsleitlinie für alle nachfolgenden gesetzlichen Regelun-
gen, wenn es zu Unklarheiten hinsichtlich deren Bedeutung oder Reichweite kommt. Sie ist 
Ausdruck einer bürgernahen Gesetzgebung und findet ihre Vorbilder in vielfältigen umwelt-
bezogenen Gesetzen auch neueren Erlassdatums, wie dem Klimaschutz- oder dem Klimaan-
passungsgesetz. 

Mit dem Bezug auf die „Verantwortung für die zukünftigen Generationen“ knüpft die Vor-
schrift direkt an Art. 20a GG an, der dem Staat den Schutz der Umwelt durch den Erlass von 
Gesetzen aufgibt. Das Kunststoffgesetz versteht sich damit als Konkretisierung dieser Verfas-
sungsnorm.   

1.4.2.1.2. Anwendungsbereich  

§ 2 regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes und bezieht diesen auf die gesamte Wert-
schöpfungskette, nämlich auf das Herstellen, das Verarbeiten, das Inverkehrbringen, das Nut-
zen, und die Entsorgung von Kunststoffen. Abs. 2 der Norm zieht Grenzen des Anwendungs-
bereichs zu Medizinprodukten und solchen, die in Notfällen, zum Beispiel in Katastrophen-
schutzszenarien, einsetzbar sind, diese werden (vorerst) aus dem Anwendungsbereich des 
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Gesetzes ausgeschlossen, weil sich Ersatzprodukte derzeit nicht aufdrängen.13 Eine Subsidia-
ritätsregelung in § 2 Abs. 3 dient der Abgrenzung zu anderen Regelungen des Bundes oder der 
Länder, etwa dem Kreislaufwirtschaftsrecht oder dem Wasserhaushaltsrecht. Bundes- und 
landesrechtliche Regelungen zum Schutz der Umwelt vor Kunststoffeinträgen gehen den Re-
gelungen des Kunststoffgesetzes vor, soweit sie zumindest einen gleichwertigen Schutz der 
Umwelt vor Kunststoffen gewährleisten. Soweit die Belange des Schutzes der Umwelt vor 
Kunststoffeinträgen explizit oder implizit bei Entscheidungen der öffentlichen Stellen zu be-
rücksichtigen sind, gelten die Zielsetzungen und Grundsätze des Kunststoffgesetzes auch in 
der Anwendung dieser bundes- und landesrechtlichen Regelungen, soweit sie den mit diesen 
verfolgten Zielsetzungen nicht widersprechen. Ist in Spezialgesetzen keine identische Rege-
lung enthalten, gelten die Regelungen des Kunststoffgesetzes eigenständig oder ergänzend.  

1.4.2.1.3. Begriffsbestimmungen  

Ein zentraler Bestandteil des Kunststoffgesetzes ist die Regelung von spezifischen Begriffen, 
die in ihm verwandt werden. Begriffsbestimmungen definieren die Rechtsbegriffe des Geset-
zes, dürfen aber keine materiell-rechtlichen Regelungen enthalten (BMJ 2024). Mit einer sol-
chen Regelung übernimmt das Kunststoffgesetz die grundsätzlich auch in vielen anderen Um-
weltgesetzen erfolgende Strukturierung. Als wichtige Begriffsbestimmungen zählen u.a. 
Kunststoff, Mikroplastik, Kunststoffemissionen, Biokunststoffe, Einwegkunststoffprodukt, Ge-
brauchsgüter und Verbrauchsgüter, aber auch das Inverkehrbringen von Kunststoffen und 
Verpackungen. Für die Formulierung von Begriffsbestimmungen werden nicht eigenständige 
Formulierungen gewählt, sondern es wird soweit wie möglich auf vorhandene Definitionen 
zurückgegriffen. Diese können sich aus bereits bestehenden Regelungen auf europäischer 
oder nationaler Ebene ergeben oder an in der Wissenschaft entwickelten Definitionen an-
knüpfen (z. B. Kompendium Kunststoff in der Umwelt, Bertling et al. 2022). Der Begriff „Kunst-
stoff“ ist bereits in der REACh-Verordnung der EU definiert. In Bezug auf die Definitionen im 
Zusammenhang mit Verpackungen wird auf das Verpackungsgesetz und die europäische Ver-
packungsverordnung verwiesen. Letztlich hat die Norm alle Begriffe aufzuführen, die für die 
weitere Anwendung des Gesetzes relevant sind. 

1.4.2.2. Zweiter Abschnitt – Ziele und Grundsätze zum nachhaltigen Umgang mit Kunststoffen, 
Monitoring 

Der zweite Abschnitt des Kunststoffgesetzes greift die allgemein gehaltenen, qualitativen Ziele 
des Gesetzes in § 1 auf und konkretisiert diese durch quantitative Vorgaben und zeitliche Fris-
ten. Klare absolute und relative Zielsetzungen mit eindeutigen Zeitvorgaben sind notwendig, 
um den Erfolg der Politik in Sachen Kunststoffeintragsvermeidung in die Umwelt zu messen. 
Sie wären in einem regelmäßig fortzuschreibenden Kunststoffprogramm der Bundesregierung 
zu konkretisieren und sind für diese verbindlich. Die Zielfestlegung in einem Gesetz beinhaltet 
im Unterschied zu rein politischen Programmen einen spezifischen rechtlichen und politischen 
Mehrwert.  

Gesetzlich verankerte Ziele weisen eine höhere Verbindlichkeit als nur politische Zielsetzun-
gen auf, weil sie durch den Gesetzgeber spezifisch demokratisch legitimiert sind. Auf diese 

 
13 Eine Aufnahme dieser Produkte kann jedoch über die Zielvorgaben erfolgen. Zudem kann ein Prüfauftrag im Kunststoffprogramm aufgenommen 

werden, der zugleich mit einer Innovationsförderung verknüpft wird.  
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Ziele kann und muss sich jede rechtliche Argumentation beziehen. Die Ziele gelten in der 
Rechtskommunikation als rechtlich anerkannte öffentliche Belange und sind in der Auslegung 
und Anwendung rechtlicher Regelungen zu beachten. Die nationalen Ziele sind – soweit mög-
lich - auf den gesamten Lebenszyklus der Kunststoffe zu beziehen. So sind Ziele für die Pro-
duktion, den Umgang und die Nutzung sowie die Entsorgung von Kunststoffen zu formulieren. 
Anzuknüpfen ist hier an das auf internationaler Ebene von 68 Staaten weiterhin angestrebte 
Plastikabkommen. Dieses sollte ursprünglich von der gesamten Staatengemeinschaft getra-
gen werden und der Plastikverschmutzung bis 2040 ein Ende setzen (HAC 2024). Die noch 
zusammenarbeitende Koalition der 68 Staaten bekennt sich weiterhin zur Umsetzung recht-
lich verbindlicher Maßnahmen wie der Verringerung der Plastikproduktion und des Plastikver-
brauchs, der schrittweisen Abschaffung problematischer Plastikprodukte und -chemikalien 
und der Gewährleistung einer globalen ungiftigen Kreislaufwirtschaft. Diese noch nicht auf 
internationaler Ebene beschlossenen Zielvorgaben werden im Kunststoffgesetz antizipiert, da 
auch Deutschland der High Ambition Coalition to end Plastic Pollution angehört (https://hac-
toendplasticpollution.org/).  

Die Ziele des Kunststoffgesetzes sind durch Grundsätze zu ergänzen, deren Beachtung dazu 
beiträgt, die Ziele zu erreichen, ohne andere wichtige Ziele zu gefährden. Den Abschnitt schlie-
ßen Regelungen zum Monitoring. 

1.4.2.2.1. Grundsätze zum Umgang mit Kunststoffen 

Das Kunststoffgesetz sollte neben nationalen Zielen zur Produktion, zum Umgang und zur Nut-
zung sowie zur Entsorgung von Kunststoffen auch Grundsätze zum Umgang und zur Nutzung 
mit Kunststoffen enthalten. Deren Beachtung trägt dazu bei, die Ziele zu erreichen, ohne an-
dere wichtige Ziele zu gefährden. Mit Hilfe von Grundsatzregelungen kann der Gesetzgeber 
seine Gestaltungsmöglichkeiten nutzen, um die für das Umweltschutzrecht maßgebenden 
Rahmenbedingungen in Bezug auf Kunststoffe näher zu umschreiben. Sie sind rechtspolitisch 
und systematisch sinnvoll. § 4 des Kunststoffgesetzes sollte solche Grundsätze für einen nach-
haltigen Umgang mit Kunststoffen formulieren.  

Dies kann u.a. in Form einer allgemeine Sorgfaltspflichtenregelung - wie in § 5 WHG – gesche-
hen (Abs. 1). Die Norm sollte – angelehnt an Regelungen im Wasserrecht, in einem potentiel-
len Ressourcenschutzgesetz oder auch an die erweiterte Herstellerverantwortung im Kreis-
laufwirtschaftsgesetz – eine allgemeine Sorgfaltspflicht enthalten: Wer Kunststoffe produ-
ziert, lagert, weitverarbeitet, in Verkehr bringt, transportiert, nutzt oder entsorgt, hat dabei 
so zu handeln, dass die Umwelt und die menschliche Gesundheit so wenig wie möglich beein-
trächtigt werden. Zu erfassen sind über die gängigen Handlungen hinaus hier auch die Lage-
rung und der Transport, beides bedingt ebenfalls die Einhaltung der Sorgfaltspflicht. Eine sol-
che Regelung richtet sich grundsätzlich an jede natürliche und juristische Person. Sie ist jedoch 
nicht strafbewehrt und nicht unmittelbar durch Verwaltungsanordnungen umsetzbar. Sie be-
gründet keine konkreten Handlungspflichten, die ordnungsrechtlich durchsetzbar wären, und 
ist auch nicht vollstreckbar. Sie ist jedoch eine rechtliche Verpflichtung, die bei der Anwen-
dung fachspezifischer Regelungen, die zu Anordnungen ermächtigen, zu berücksichtigen sind. 
Bei der Anwendung anderer Vorschriften kann sie auch als Verhaltensmaßstab rechtliche Be-
deutung erlangen, etwa für die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe und im Rahmen von 
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Ermessensentscheidungen (zum Beispiel könnte die Vergabe öffentlicher Aufträge hiermit 
verknüpft werden oder bei Baumaßnahmen der öffentlichen Hand die Einhaltung der Sorg-
faltspflicht explizit gefordert werden). Mit ihr ist ein Appell an die Eigenverantwortlichkeit je-
der Person verbunden, der zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen für zukünftige 
Generationen im Sinne von Art. 20a GG auch zu einer späteren Zeit in verbindliche Handlungs-
pflichten überführt werden kann.14  

Mit Grundsätzen kann grundsätzlich auch an den Gütern selbst angeknüpft werden. Dabei 
geht es nicht um die Regulierung konkreter Güter, sondern um generelle Anforderungen an 
diese. So kann als Grundsatz in einem Abs. 2 in das Kunststoffgesetz aufgenommen werden, 
dass Güter so zu gestalten sind, dass sich keine Kunststoffteile lösen und keine Einträge durch 
ihre Nutzung in die Umwelt gelangen. Hierbei ist ein besonderes Augenmerk auf umweltof-
fene Produkte zu legen. Als Grundsatz kann auch in einem Abs. 3 die vorrangige Verwendung 
von recycelten Kunststoffen formuliert werden. Diese wäre aber mindestens durch eine kon-
krete allgemeine oder produktspezifische Zielvorgabe in § 5 zu ergänzen. Der Gesetzgeber 
könnte zudem die Substitution von Kunststoffen in Produkten oder in der Nutzung (z.B. Sub-
stitution von Kunststofffolien in der Landwirtschaft, ggf. ergänzt über ein zeitlich gestaffeltes 
Verbot dieser Folien) als Grundsatz vorgeben. Zwar bedarf auch eine solche Grundsatzrege-
lung der Konkretisierung im Kunststoffprogramm oder auch in den Fachgesetzen, als allgemei-
ner Maßstab hätte sie jedoch Auswirkung auf die Rechtsanwendung. Die Grundsatzregelung 
sollte in einem Abs. 4 auch einen Vorrang von sonstigen Verpackungen vor Kunststoffverpa-
ckungen, sofern diese unter Berücksichtigung von ökologischen, sozialen und ökonomischen 
Faktoren nachhaltiger sind, vorgeben. Ist ein Ersatz nicht möglich, sind Mehrweglösungen aus 
recyceltem Kunststoff zu nutzen. Auch Biokunststoffe könnten hier als Alternative aufgenom-
men werden, dafür müsste in den Definitionen klar geregelt werden, was als Biokunststoff gilt. 
Als Grundsatz ist zudem aufzunehmen, dass Hersteller über den gesamten Lebenszyklus ihrer 
Produkte Verantwortung für diese tragen (erweiterte Produktverantwortung, hierzu Hent-
schel, 2020). 

Das Formulieren von Grundsätzen für eine nicht näher bestimmte Anzahl an Produkten hat 
den Vorteil, dass diese für alle Produkte gemeinsam gelten und jeweils bei den erfassten 
Handlungen zu berücksichtigen sind. Sie stärken die Zielerfüllung und kommen auch dann zum 
Tragen, wenn keine konkreten, messbaren Ziele formuliert werden können. Sie sind unabhän-
gig von nationalen Zielen einzuhalten und tragen damit auch zum Ziel bei, weniger Kunststoffe 
in die Umwelt gelangen zu lassen.  

1.4.2.2.2. Nationale Ziele  

Die Vorgabe von nationalen Zielen in Bezug auf Kunststoffe bildet das „Kernstück“ des Kunst-
stoffgesetzes. Orientierung hierfür Regelungen in anderen Gesetzen, zum Beispiel im Klima-
schutzgesetz. Die quantifizierbaren Ziele sind für den Bund und die Bundesländer verbindlich. 
Sie setzen einen Rahmen für eine transparente, planmäßige und konsistente Politik zum 

 
14 Die allgemeine Sorgfaltspflicht kann bei Ausschreibungen der öffentlichen Hand im Bausektor zum Beispiel zur Abgabe von 

Verpflichtungserklärungen führen, den Umgang mit Kunststoffen auf Baustellen besonders im Blick zu haben und Einträge in die Umwelt und die 
Kanalisation durch technische oder organisatorische Maßnahmen zu unterbinden.  
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Umgang mit Kunststoffen und bewirken eine in die Zukunft ausgerichtete Planbarkeit der Re-
duktion von Kunststoffen.  

§ 5 formuliert allgemeine Ziele, die die Produktion, den Umgang mit und die Entsorgung von 
Kunststoffen betreffen. Enthalten sind hier Vorgaben für die Neuproduktion von Kunststoffen 
(orientiert am geplanten, aber vorerst 2024 gescheiterten internationalen Plastikvertrag, INC 
2024), standardisierte Mehrwegverpackungen, eine sichere Kreislaufführung, Standards für 
die Gestaltung und Recyclingfähigkeit von Kunststoffen (z.B. Reinheit der Kunststoffe) sowie 
allgemeine Recycling- und Rezyklatquoten.  

Einige der festzulegenden nationalen Ziele greifen die auf internationaler Ebene diskutierten 
Ziele eines weltweit gültigen Kunststoffvertrages auf. Insoweit regelt das Kunststoffgesetz Fol-
gendes:  

1. Das Kunststoffgesetz setzt das Verbot und eine schrittweise Abschaffung der schäd-
lichsten und problematischsten Kunststoffprodukte und Chemikalien um, beginnend 
mit denjenigen, die für die menschliche Gesundheit und die Umwelt am schädlichsten 
sind und deren Beseitigung möglich ist.  

a. Das Verbot erfasst Kunststoffprodukte, die mit hoher Wahrscheinlichkeit in die 
Umwelt gelangen, sich nicht für eine Kreislaufwirtschaft eignen oder als Schad-
stoffe Schaden anrichten können und auf die leicht verzichtet werden kann. Da 
Verbote in die unternehmerische Handlungsfreiheit eingreifen, hat der Gesetzge-
ber diese bezogen auf konkrete Produkte oder Produktgruppen selbst zu regeln 
(Wesentlichkeitsgrundsatz) und kann dies nicht der Bundesregierung überlassen. 
Im Gegensatz zur SUPD sollten aber nicht die Produkte im Mittelpunkt der Rege-
lung stehen (zur Kritik hieran Hentschel/Kaser, 2019), sondern allgemeine Anfor-
derungen an ein Verbot und ein schrittweises Auslaufen der Neuproduktion und 
Nutzung, die in Form eines Anhangs formuliert werden (zu diesem Vorgehen 
UNEP/PP/INC.5/4) und sodann produktbezogen zu konkretisieren sind. Das im Ge-
setz formulierte Verbot und dessen Anforderungen können mit einem Prüfauftrag 
an die Bundesregierung (oder das Umweltbundesamt oder die Kunststoffkommis-
sion) verknüpft werden, regelmäßig die Erweiterung der Liste zu prüfen und dem 
Gesetzgeber weitere Verbotskandidaten zu nennen, die dieser dann wiederum ge-
setzlich regelt.  

b. Die zu verbietenden Chemikalien erfassen solche, die als krebserregend, erbgut-
verändernd und fortpflanzungsgefährdend (CMR), endokrine Störungen verursa-
chend eingestuft sind oder eine - neben anderen Kriterien wie Persistenz, Bioakku-
mulation und Mobilität – signifikante Toxizität aufweisen. Auch sie sind in einem 
Anhang aufzunehmen, der bei Vorliegen neuer Informationen im Hinblick auf de-
ren Umweltrelevanz fortgeschrieben werden kann (UNEP/PP/INC.5/4).  

2. Zudem verbietet das Kunststoffgesetz absichtlich zugesetztes Mikroplastik bis 2030 
(angelehnt an Anhang Produkte UNEP/PP/INC.5/4) und setzt Anforderungen an ein 
verbessertes Design von Produkten zur Minimierung von Mikroplastik (Konkretisie-
rung des Grundsatzes) (angelehnt an Regelungen auf der EU-Ebene in Bezug u.a. auf 
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Reifen und Textilien) und zur Sicherstellung, dass alle Kunststoffe, die weiter produ-
ziert werden, sicher wiederverwendet (unterstützt durch das Chemikalienverbot) und 
recycelt werden können (UNEP/PP/INC.5/4).  

Zeitlich orientiert sich das Verbot von Produkten und Chemikalien zwar an der internationalen 
Vorgabe, bis 2040 der Plastikverschmutzung ein Ende zu setzen. Hierfür kann es allerdings 
erforderlich sein, Zwischenziele zu setzen. Zwischenziele für 2030 werden für bestimmte 
Kunststoffarten (EPS, PS, PVC, PVDC, PETG, oxo-abbaubare Produkte) in das Kunststoffgesetz 
aufgenommen. Dies bedeutet, dass deren Neuproduktion bereits zu diesem Zeitpunkt einzu-
stellen ist. Hiermit lehnt sich das Kunststoffgesetz an die Inhalte des Entwurfs des internatio-
nalen Plastikvertrages (UNEP/PP/INC.5/4) an, die Deutschland auf internationaler Ebene mit-
trägt. 

Für die Möglichkeit, weitere Zwischenziele zu formulieren, ist in die Zielregelung eine Verord-
nungsermächtigung für die Bundesregierung zur Konkretisierung der formulierten nationalen 
Ziele mit Zustimmung des Bundesrates aufzunehmen. Damit könnten weitere kurz- und mit-
telfristige Zielvorgaben formuliert werden. 

1.4.2.2.3. Monitoring 

Ein zentrales Element im Kunststoffgesetz bilden Vorgaben zur Erfolgsüberwachung und Kon-
trolle. Sie dienen einerseits dazu, sicher zu stellen, dass die gesetzlich vorgegebenen nationa-
len Ziele erreicht werden und sollen andererseits frühzeitig Abweichungen auf dem Zielerrei-
chungspfad identifizieren und ein schnelles Gegensteuern und Ergreifen von (weiteren) Maß-
nahmen ermöglichen.  

Die Implementierung einer Monitoringpflicht bildet die gesetzliche Grundlage für die Daten-
erhebung. Hierdurch werden Informationen darüber erhoben, wie hoch das Aufkommen von 
Kunststoffprodukten auf dem Markt ist (ggf. zu unterstützen mit einer Meldepflicht der Her-
steller an ein Register), welchen Recyclinganteil diese aufweisen, wieviel neue Kunststoffe 
produziert wurden, wieviele Kunststoffprodukte recycelt werden und wie groß die Menge an 
Kunststoffeinträgen in die Umwelt ist. Das Monitoring muss sicherstellen, dass Daten erhoben 
werden, die eine Einschätzung erlauben, ob der Zielpfad weiter verfolgt wird oder ob er ver-
lassen wurde. Zugleich stellen die erhobenen Daten die Basis für das zu erstellende und fort-
zuschreibende Kunststoffprogramm. Schließlich legt auch die Kunststoffkommission diese Da-
ten ihrer Bewertung, Empfehlung und Weiterentwicklung von Maßnahmen zum Umgang mit 
Kunststoffen und dem Schutz der Umwelt vor Kunststoffeinträgen zugrunde. 

§ 6 enthält somit Vorgaben zu einem Kunststoffmonitoring, das alle zwei Jahre zu erfolgen 
hat, und Berichtspflichten an das Umweltbundesamt. Das Monitoring hat auf wissenschaftli-
chen qualitativen und quantitativen Methoden zu beruhen, die auch gesetzlich festgeschrie-
ben werden können (siehe § 5 KSG). Die erhobenen Daten sind regelmäßig zu veröffentlichen 
und so der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Um die Monitoringaufgabe zu erfüllen, erhält 
das Umweltbundesamt das Recht, die erforderlichen Daten zu erheben.  
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1.4.2.3. Dritter Abschnitt – Planung zum Schutz der Umwelt vor Kunststoffeinträgen 

Der dritte Abschnitt des Kunststoffgesetzes fokussiert mit der regelmäßigen Aufstellung von 
Kunststoffprogrammen die Planung zum Umgang mit Kunststoffen und zur Erreichung der 
Umweltziele. Zudem enthält er die Berichtspflicht der Bundesregierung.  

Umfassende planerische Instrumente zum Umgang mit Kunststoffen gibt es auf politischer 
Ebene nicht. Die 2024 verabschiedete Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie adressiert zwar 
auch Kunststoffe und den Umgang mit ihnen in Bezug auf das Recycling (NKWS 2024). Eine 
gesetzliche Grundlage für das Erstellen umfassender Programme zum Schutz der Umwelt vor 
Kunststoffeinträgen existiert aber nicht, so dass auch den Vorgaben der Kreislaufwirtschafts-
strategie keine rechtliche Verbindlichkeit zukommt.  

1.4.2.3.1. Kunststoffprogramm 

Das Kunststoffprogramm wäre das zentrale Umsetzungsinstrument des Kunststoffgesetzes. 
Um die übergeordneten Gesamtziele des Gesetzes zu erreichen, sind in ihm die wesentlichen 
Detailziele, Maßnahmen und Strategien darzustellen. Vorrangiger Zweck des Kunststoffpro-
gramms ist es also, die in § 5 festgelegten nationalen Ziele mit konkreten Maßnahmen zu ver-
knüpfen und damit zu operationalisieren. Die mit der Aufstellung betraute Bundesregierung 
entwickelt allgemeine und bereichsspezifische Strategien und bestimmt geeignete Maßnah-
men, die zur Zielerfüllung beitragen und schreibt diese kontinuierlich fort. Das Kunststoffpro-
gramm bildet somit das Scharnier zwischen den allgemein formulierten Zielen in § 5 und den 
konkreten Maßnahmen zu deren Erfüllung (ähnlich § 9 KSG). 

§ 7 des Kunststoffgesetzes verpflichtet die Bundesregierung, ein vorsorgendes Kunststoffpro-
gramm aufzustellen, das regelmäßig hinsichtlich seiner Zielerreichung überprüft, bei Zielab-
weichung oder Zielverfehlung unverzüglich nachgebessert und bei neuen Erkenntnissen fort-
geschrieben wird. Die Vorschrift setzt den inhaltlichen Rahmen für das Kunststoffprogramm 
und die Konkretisierung der nationalen Ziele des Kunststoffgesetzes. Erste Strukturen für ein 
Kunststoffprogramm werden unter 1.4.3 skizziert.  

1.4.2.3.2. Berichtspflicht der Bundesregierung 

§ 8 des Kunststoffgesetzes regelt die Berichtspflicht der Bundesregierung. Eine solche Vorgabe 
dient neben dem Monitoring ebenfalls der Überwachung und Kontrolle der Erreichung der 
Ziele in § 5. Als Kontrollinstrument des Kunststoffgesetzes dient die Regelung dazu, sich über 
die Wirksamkeit ergriffener Schutzmaßnahmen zu vergewissern. Zugleich ist sie aber auch 
Ausgangspunkt für Überlegungen zu weiteren Maßnahmen zum Schutz der Umwelt vor Kunst-
stoffeinträgen. § 8 schreibt eine zweijährliche Berichterstattung der Bundesregierung fest. 
Diese leitet dem Bundestag und dem Bundesrat alle zwei Jahre einen Bericht zu, der die we-
sentlichen Erkenntnisse aus dem Monitoringbericht, eine Stellungnahme der Kunststoffkom-
mission und eine Bewertung der von der Bundesregierung unternommenen Maßnahmen bei 
Zielverfehlung enthält. 

1.4.2.4. Vierter Abschnitt – Kunststoffkommission 

Abschnitt vier des Kunststoffgesetzes regelt die Einrichtung einer Kunststoffkommission und 
deren Aufgaben. Auch hierbei orientiert sich das Kunststoffgesetz am Klimaschutzgesetz des 
Bundes. Die Einrichtung sachverständiger Gremien, denen eine Beratungsfunktion zukommt, 
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ist regelmäßiger Bestandteil unterschiedlicher gesetzlicher Regelungen (siehe § 11 KSG, § 51a 
BImSchG). Mit der Kunststoffkommission wird ein unabhängiges Gremium geschaffen, das 
wissenschaftlich fundierte Bewertungen und Empfehlungen abgibt und damit die Erreichung 
der nationalen Ziele unterstützt. Es ist neben dem Monitoring nach § 6 und der Berichtspflicht 
nach § 8 der dritte wesentliche Bestandteil der Erfolgsüberwachung. Diese wird durch Einset-
zung der Kunststoffkommission damit – neben dem Umweltbundesamt und der Bundesregie-
rung – auf eine weitere Institution ausgedehnt. 

1.4.2.4.1. Kunststoffkommission 

§ 9 fordert somit die Einsetzung einer Kunststoffkommission, die mit fünf unabhängigen Ex-
perten:innen besetzt ist, die die Bundesregierung bei der Fortschreibung des Kunststoffpro-
gramms beraten, aber auch die Einhaltung der Zielvorgaben überprüfen und ggf. Sofortmaß-
nahmen anstoßen. Die Kunststoffkommission ist verpflichtet, der Bundesregierung jährlich ei-
nen Bericht vorzulegen.  

1.4.2.4.2. Aufgaben der Kunststoffkommission 

§ 10 formuliert die Aufgaben der Kunststoffkommission umfassend und abschließend. Die 
Kunststoffkommission soll die Bundesregierung beraten und bei Erreichung der nationalen 
Ziele unterstützen. Diesbezüglich hat sie die Maßnahmen im Kunststoffprogramm nach § 7 
sowie deren Umsetzungsstand zu bewerten und die Einhaltung des Zielpfades in § 5 zu über-
prüfen. Zugleich kann sie selbst Maßnahmenvorschläge unterbreiten, mit denen sich die Bun-
desregierung auseinandersetzen muss.  

1.4.2.5. Fünfter Abschnitt – Vorbildfunktion der öffentlichen Hand 

Der fünfte Abschnitt des Kunststoffgesetzes hat die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand 
zum Gegenstand. Er formuliert bestimmte Anforderungen an die Träger öffentlicher Aufga-
ben. 

So regelt § 11 die Vorbildwirkung der öffentlichen Stellen zum nachhaltigen Umgang mit 
Kunststoffen und dessen Vermeidung, zum Beispiel bei der Beschaffung und bei Baumaßnah-
men. Dieser verpflichtet den Bund, aber auch die Länder beispielhaft auf Kunststoffprodukte 
bei Veranstaltungen zu verzichten, hier Mehrwegalternativen zu nutzen und bei Baumaßnah-
men darauf zu achten, kunststoffarm zu bauen und Maßnahmen gegen Kunststoffmissionen 
bei der Bautätigkeit zu treffen sowie in den Ausschreibungen Konzepte zum Umgang mit 
Kunststoffen auf Baustellen zu fordern (Erfüllung von Sorgfaltspflichten der Bauunternehmer). 
Die Aufzählung im Gesetz erfolgt beispielhaft, um eine eventuelle Öffnung der rechtlichen Re-
gelung für weitere Vorbildmaßnahmen der öffentlichen Hand zu ermöglichen. Eine solche 
Rechtsetzung ist nicht unüblich, wenn der Gesetzgeber keine abschließende Regelung treffen 
will und kann, er aber anhand von Beispielen die Regelung rahmen möchte. Für die Rechtsan-
wendung bedeutet dies, dass auch im Vergleich zu den genannten Beispielen ähnliche Maß-
nahmen und Vorgänge erfasst sind. Aufgegriffen und konkretisiert werden können diese im 
Kunststoffprogramm. 

Für die gemeinsame Erreichung der nationalen Ziele sollte das Kunststoffgesetz auch eine Re-
gelung enthalten, die die Zusammenarbeit von Bund und Ländern adressiert. So besteht die 
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Möglichkeit, dass sich die Bundesländer an der Erstellung des Kunststoffprogramms beteiligen 
und hier eigene Maßnahmen ergreifen. Die Zusammenarbeit regelt § 12. 

Schließlich verankert § 13 Bildungsmaßnahmen für einen nachhaltigen Umgang mit Kunststof-
fen. Die Regelung sieht Initiativen des Bundes vor, um die umwelt- und gesundheitsrelevante 
Problematik des Kunststoffeintrags in die Umwelt und einen nachhaltigen Umgang mit Kunst-
stoffen in Bildungsprogrammen zu verankern. Staatliche, kommunale und private Erziehungs-
, Bildungs- und Informationsträger sollen zudem angehalten und in die Lage versetzt werden, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten über Ursachen und Bedeutung eines nachhaltigen Umgangs 
mit Kunststoffen sowie über Aufgaben und Möglichkeiten in diesem Zusammenhang aufzu-
klären und das Bewusstsein der Öffentlichkeit für ein entsprechendes Handeln zu fördern.  

1.4.2.6. Gesetzesbegründung und Änderungsbedarf bestehender rechtlicher Regelungen  

Die Regelungen im Kunststoffgesetz sind – wie bei einem Gesetzentwurf üblich – mit einer 
Gesetzesbegründung versehen. Die Formulierung eines Rahmengesetzes ist durch Änderun-
gen in Fachgesetzen zu ergänzen. Hierfür hat das Projektteam geprüft, welche fachgesetzli-
chen Regelungen einer Anpassung bedürfen. Konkrete Änderungsvorschläge im Sinne von Än-
derungen eines bestehenden Gesetzes oder Verordnungstextes wurden hierbei nicht unter-
breitet. Aufzuzeigen war nur der Änderungsbedarf und die einzuschlagende Richtung der Än-
derung. Betroffen hiervon ist in erster Linie die Kreislaufwirtschaftsgesetzgebung nebst ihren 
untergesetzlichen Regelungen oder weiteren Konkretisierungen. Anpassungen sind im Kreis-
laufwirtschaftsgesetz, im Verpackungsgesetz und in der Gewerbeabfallverordnung vorzuneh-
men. Neben den kreislaufwirtschaftsbezogenen Regelungen sind aber auch Anpassungen am 
Wasserhaushaltsgesetz und an der Abwasserverordnung vonnöten. Schließlich hat der (euro-
päische) Gesetzgeber auch Vorgaben zum Produktdesign bereits regulierter Produkte anzu-
passen. Diese vielfach in diesen Spezialgesetzen zu regelnden Anforderungen an den Umgang 
mit Kunststoffen und kunststoffhaltigen Produkten könnten auch in einem Kunststoffpro-
duktegesetz zusammengefasst werden, welches das Kunststoffgesetz als Rahmengesetz er-
gänzt und den Produktbezug in den Mittelpunkt stellt. Ansatzpunkt wäre damit das Material, 
das Grundlage der Produkte und Verpackungen ist. Das eine solche Regelung möglich wäre, 
zeigen rechtliche Regelungen, die ebenfalls nicht an bestimmte Kategorien, wie Verpackungen 
oder Batterien ansetzen, sondern den Stoff in den Mittelpunkt der Regulierung stellen, wie 
die Altölverordnung oder die Altholzverordnung.  

1.4.3. Strukturen eines Kunststoffprogramms 

Parallel zur Ausgestaltung des Klimaschutz- und Klimaanpassungsrechts und wie für ein Res-
sourcenschutzgesetz ebenfalls diskutiert, ist das Kunststoffgesetz durch ein Kunststoffpro-
gramm15 zu flankieren. Die Skizzierung von Inhalten eines Kunststoffprogramms lehnt sich an 
andere von der Bundesregierung verfasste und verabschiedete Programme und Strategien, 
wie z. B. das Klimaschutzprogramm, die deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel, 
das Ressourceneffizienzprogramm sowie die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie an, stellt 
hier aber die spezielle Problematik der Kunststoffeinträge in die Umwelt in den Mittelpunkt. 

 
15 Dieses wird in § 7 des Kunststoffgesetzes aufgegriffen. Es ist die Pflicht der Bundesregierung, das Programm regelmäßig zu formulieren. In die 

Aufstellung des Kunststoffprogramms hat die Bundesregierung Länder, Kommunen, Wirtschaftsverbände und zivilgesellschaftliche Verbände so-
wie wissenschaftliche Begleitgremien der Bundesregierung, insbesondere die Kunststoffkommission in einem öffentlichen Konsultationsverfahren 
einzubeziehen. Das Projekt InRePlast zeigt notwendige Inhalte des Kunststoffprogramms auf.  
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Die Formulierung eines Kunststoffprogramms gestaltet sich ungleich schwieriger als die eines 
Klimaschutzprogramms, denn auf Grund des identifizierten NPSP-Problems lässt sich das 
Kunststoffprogramm nicht auf eine Handlung (Ausstoß von Treibhausgasen) herunterbrechen 
und diesbezüglich mit wenigen Maßnahmen adressieren. Vielmehr müssen alle im Projekt in 
AP 1 und AP 2 identifizierten Herausforderungen des Umgangs mit Kunststoffen – vielfältige 
Akteure, vielfältige Produkte und vielfältige Eintragswege inklusive umweltoffener Anwen-
dungen – dem Kunststoffprogramm zugrunde gelegt werden. Insofern greift das Kunststoff-
programm die Ableitungen aus dem Vorliegen eines Non-Point-Solution-Problems auf und for-
muliert diese auch zum besseren Verständnis der sodann zur Operationalisierung des Kunst-
stoffgesetzes konkretisierten Instrumente und Maßnahmen. Ohne diese Einordnung, sind die 
im Kunststoffprogramm skizzierten Maßnahmen sonst nicht zutreffend einzuordnen.  

Ausgangspunkt des Kunststoffprogramms ist das Vorsorgeprinzip, welches die Formulierung 
der weiteren Inhalte prägt. Das Vorsorgeprinzip ist als allgemeiner Rechtsgrundsatz im Um-
weltrecht anerkannt. „Vorsorge“ wird dabei als Pflicht zum Ergreifen von Maßnahmen ver-
standen, die geeignet sind, die bekannten Risiken auszuschalten, Umweltbelastungen an der 
Quelle vorzubeugen, sie zu verringern und nach Möglichkeit zu beseitigen. Es geht um eine 
Verwirklichung des Präventionsgedankens im Sinne einer vorausschauenden Vermeidung von 
Umweltbelastungen, und dies unabhängig davon, ob die Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge 
bekannt sind oder nicht. Dem Vorsorgeprinzip wohnt über diesen Präventionsaspekt hinaus 
auch ein Schadensminimierungsgedanke inne. Diese „ressourcenökonomische“ Komponente 
des Vorsorgeprinzips verlangt, Umweltbelastungen möglichst zu vermeiden, auch wenn sie 
für sich allein betrachtet (noch) keine ins Gewicht fallenden Umweltschäden verursachen oder 
aus umweltpolitischer Sicht „akzeptabel“ sind. Das Vorsorgeprinzip verlangt die Wahrung ei-
nes gewissen Abstandes zur identifizierten Gefahrenschwelle und die Nichtausschöpfung kri-
tischer Belastungsgrenzen, u.a. im Hinblick auf Schadstoffeinträge in die Umwelt. Unabhängig 
von geltenden Schädlichkeitsgrenzen soll das Vorsorgeprinzip das an Umweltqualität durch-
setzen, „was im Hinblick auf ein vorhandenes Potenzial an Vermeidungstechnologie realisier-
bar erscheint“. Bekannte Belastungen sind im Sinne einer Schonung der Umwelt soweit wie 
möglich zu reduzieren, um einen möglichst großen Freiraum unterhalb der Schädlichkeits-
schwelle zu schaffen.  

Ausgehend von den im Abschnitt 1.1.6 identifizierten Auswirkungen von Kunststoffen auf Um-
welt, Tiere, Menschen und den nicht bezifferbaren Schäden zu Lasten dieser Schutzgüter so-
wie der Tatsache, dass sowohl politische Vorgaben als auch der Rechtsrahmen bisher lücken-
haft sind, stellt die Non-Point-Solution-Problematik auch die Anwendung des Vorsorgeprinzips 
in Bezug auf Kunststoffeinträge in die Umwelt vor besondere Herausforderungen. Bei der For-
mulierung von Maßnahmen ist besonders darauf zu achten, dass die identifizierten Anknüp-
fungspunkte (Akteure, Wege, Handlungen) umfänglich adressiert werden. Die formulierten 
Maßnahmen und umweltpolitischen Instrumente sind an das NPSP-Problem rückzukoppeln 
und in ihrer Wirkung zu bewerten. Dabei sind auch Einschränkungen in der Wirkung umwelt-
politischer Ansätze oder Verstärkungen und Abschwächungen in der Wirkung zu berücksich-
tigen. Grundsätzlich sind die Maßnahmen und Instrumente daraufhin zu bewerten, in wel-
chem Umfang und in welcher Zeit sie zum Erreichen der in § 5 formulierten konkreten natio-
nalen Ziele und der allgemeinen Zielvorgabe in § 1 beitragen. Maßnahmen können aber auch 
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im Kunststoffprogramm aufgenommen werden, sofern sie nicht mit einer konkreten Zielvor-
gabe verknüpft werden können. So kann zum Beispiel die Innovationsförderung gesetzlich 
nicht vorgeschrieben werden, sie ist allerdings eine flankierende Maßnahme, die den Umgang 
mit Kunststoffen während des gesamten Lebenszyklus beeinflussen kann und indirekt einen 
Beitrag zur Zielerreichung zu leisten fähig ist.  

Anknüpfend an den Produkteigenschaften, den Akteuren und ihren Handlungen, den Eintrags-
wegen und den Auswirkungen auf Mensch, Flora, Fauna und Klima können die im Kunststoff-
gesetz formulieren allgemeinen rechtliche Vorgaben im Kunststoffprogramm mit konkreten 
Maßnahmen flankiert werden, die den gesamten Lebenszyklus des Kunststoffs in Bezug neh-
men und auch auf bisher weniger berücksichtigte Eintragungshandlungen und -wege wie 
Transport und Verarbeitung von Pellets abzielen.  

Die nachfolgende Tabelle verknüpft die mit den NPSP-Problem identifizierten Ansätze mit den 
im Kunststoffgesetz formulierten Vorgaben und identifiziert Maßnahmen, die in einem Kunst-
stoffprogramm aufzunehmen wären. 
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Tabelle 4:  Übersicht über die in einem Kunststoffprogramm zu regelnden Maßnahmen, inklusive Verknüpfung zu den Ansatzpunkten und dem Kunststoffgesetz 
 

Ansatzpunkte  Kunststoffprogramm (allgemein) Kunststoffprogramm (Maßnahmen) Kunststoffgesetz / andere gesetzliche Rege-
lungen sowie rechtliche Bezüge  

  I. Problemlage     

  

Kurze Darstellung der Umwelt- und Gesundheits-
auswirkungen von Kunststoffen. Hier sollte auf al-
les Bezug genommen werden, was dann ggf. bei 
den Maßnahmen adressiert wird. 
Auswirkungen von Kunststoffen auf Umwelt, Tiere, 
Menschen 
Rechtsrahmen nur lückenhaft auch politische Vor-
gaben nur sehr spezifisch für bestimmte Produkte, 
Eintragswege, etc, internationaler Vertrag geschei-
tert   

Gesetzesbegründung, Anlass, warum eine rechtli-
che Regelung überhaupt erforderlich ist.  

  
II. Herausforderungen eines nationalen 

Kunststoffprogramms      

  

1. Zu späte und nicht ausreichende Handlungen 
auf internationaler und europäischer Ebene    

§ 2 im Kunststoffgesetz legt Rahmen fest 

  2. Vielfältige Herausforderungen     

Vielfalt kunststoffhaltiger Pro-
dukte a. Vielfalt an kunststoffhaltigen Produkten 

  

Produkte könnten über ein Kunststoffprodukte-
gesetz ggf. adressiert werden, wenn der Anknüp-
fungspunkt "Kunststoff als Bestandteil des Pro-
duktes" ist 

Vielfalt Akteure b. Vielfalt an Akteuren im gesamten Lebenszyklus 
(Verursachende)   § 4 im Kunststoffgesetz (Sorgfaltspflicht)  

Eintragsursachen Vielfalt Handlun-
gen und Intentionalitäten  

c. Vielfalt an Handlungen und Intentionalitäten 
(Eintragsursachen)   

§ 4 im Kunststoffgesetz (Sorgfaltspflicht)  

Eintragsursachen Produktde-
sign/Material  

d. Produktdesign/Materialeigenschaften (Eintrags-
ursachen), umweltoffene Anwendungen!   

§ 4 im Kunststoffgesetz (Sorgfaltspflicht)  

Vielfalt Eintragswegen e. Vielfalt an Eintragswegen, auch Littering, breit-
flächige Verteilung     

§ 4 im Kunststoffgesetz (Sorgfaltspflicht jeden-
falls was den generellen Eintrag im deutschen 
Hoheitsgebiet betrifft)  

Schäden Flora, Fauna, Mensch und 
Klima 

f. Vielfach noch keine Kenntnis zu Umwelt- und Ge-
sundheitsauswirkungen    Rechtlich über Vorsorge zu adressieren 
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Ansatzpunkte  Kunststoffprogramm (allgemein) Kunststoffprogramm (Maßnahmen) Kunststoffgesetz / andere gesetzliche Rege-
lungen sowie rechtliche Bezüge  

Schäden Flora, Fauna, Mensch und 
Klima 

g. Reinigung der Umwelt überwiegend nicht mehr 
möglich     Rechtlich über Vorsorge zu adressieren 

  

3. NPSP – Problem 
One fits all funktioniert nicht, weil Problematik zu 
komplex – zentral muss sein, neue Einträge zu un-
terbinden und vorhandene Eintragspfade zu schlie-
ßen    

  

  
III. Leitlinien und Leitprinzipien eines nationalen 

Kunststoffprogramms IV. Maßnahmen 
  

  

1. Vorsorgeprinzip als Leitprinzip 
Schutzprinzip funktioniert nicht, weil Auswirkun-
gen noch nicht hinreichend bekannt und quantifi-
zierbar, wir wissen nicht, wann die gefährliche 
Schwelle überschritten wird oder ob sie es schon 
ist.  

  § 1 (allgemein) und § 4 (allgemeine Sorgfalts-
pflicht) im Kunststoffgesetz 

  

2. Förderung von Innovationen / Forschung als 
Leitlinie 
Innovationen und Forschung dienen dazu, neue 
Techniken zu entwickeln und neue Informationen 
/Daten zu generieren, sie führen in der Zukunft 
dazu, Probleme zu lösen, die heute noch nicht lös-
bar sind 

Förderung von Innovationen, Sicherstellung der Fi-
nanzierung, Förderprogramme, Forschungspro-
gramme  
Forschung u.a. an Subsitution, Verzicht, Recycling, 
Maßnahmen, damit bei Nutzung/Handhabung kein 
Kunststoff in die Umwelt eingebracht wird, Behe-
bung bestehender Verschmutzungen und Schäden  

  

  
3. Vermeidung von (neuen) Kunststoffeinträgen in 
die Umwelt als Leitlinie   § 1 und § 5 im Kunststoffgesetz  

Ansatz Produkte 
a. Der Kunststoffverbrauch die Kunststoffnutzung 
ist absolut zu mindern, so dass 2040 keine neuen 
Kunststoffe mehr in Verkehr gebracht werden. 

Minderung der Menge an Kunststoffgütern und -
verpackungen durch Verzicht auf Produkte und 
Verpackungen   
Für weiterhin bestehende Kunststoffprodukte (Gü-
ter und Verpackungen) Vorschrift der ausschließli-
chen Verwendung von Rezyklaten.  

§ 5 im Kunststoffgesetz - plus Monitoring und 
sonstige Kontrollpflichten 

Ansatz Produkteigenschaft 

b. Nicht notwendige Verwendungen, bestimmte 
kunststoffhaltige Güter, Einwegkunststoffverpa-
ckungen und Einwegkunststoffnutzungen sind zu 
verbieten 

Verbot bestimmter kunststoffhaltiger Güter (so-
wohl Einweggüter als auch weitere Fast Moving 
Consumer Goods bzw. Verbrauchsgüter) 
zeitlich gestaffeltes Verbot aller Einwegkunst-
stoffverpackungen 
Verbot bestimmter Einwegkunststoffnutzungen 
Verbot nicht notwendiger Verwendungen von 
Kunststoffen in Gütern und Verpackungen   

§ 5 im Kunststoffgesetz - plus Monitoring und 
sonstige Kontrollpflichten 
§ 4 im Kunststoffgesetz (Vorrang Mehrweg vor 
Einweg); konkrete Quoten im Kreislaufwirt-
schaftsgesetz oder einem Kunststoffproduktege-
setz zu regeln 
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Ansatzpunkte  Kunststoffprogramm (allgemein) Kunststoffprogramm (Maßnahmen) Kunststoffgesetz / andere gesetzliche Rege-
lungen sowie rechtliche Bezüge  

Ansatz Produkteigenschaft 
c. Problematische Stoffe (Additive, Zusätze) sind zu 
verbieten, Umweltrelevante und gesundheitsge-
fährdende Stoffe sind zu substituieren 

Verbot bestimmter Kunststoffe, Additive und Zu-
sätze, ggf. zeitlich gestaffelt, beginnend mit den 
problematischsten Stoffen zuerst und zeitnah  

§ 5 im Kunststoffgesetz -plus Monitoring und 
sonstige Kontrollpflichten; ggf. aber auch REACh-
Verordnung im Anhang?  

Ansatz Produkteigenschaft d. Produktdesign neu produzierter kunststoffhalti-
ger Produkte muss so gestaltet sein, dass 

Stärkung der Erweiterten Herstellerverantwortung 
(Ansatz am Verursacher), Vorgaben an das Pro-
duktdesign 

§ 5 im Kunststoffgesetz - plus Monitoring und 
sonstige Kontrollpflichten, umweltoffene Hand-
lungen - allgemeine Sorgfaltspflicht  

  (1.) keine Fragmentierung, kein Ablösen von Teilen 
stattfindet 

Anforderungen an Produkte, auch bei umweltoffe-
nen Anwendungen  ggf. Ökodesign-VO 

  (2.) diese langlebig und reparierbar sind 

Vorschriften zu Mehrwegsystemen, Einführung von 
Pfandsystemen, Verpflichtung der Hersteller, Repa-
raturmöglichkeiten für alle Nutzenden zu angemes-
senen Preisen sicherzustellen  

Änderungen im Kreislaufwirtschaftsgesetz oder 
Konkretisierung in einem Kunststoffproduktege-
setz, auch allgemeine Regelung in § 5 Kunststoff-
gesetz möglich  

  (3.) diese mehrfach recycelbar sind Vorschriften zu Recycling und Einsatz von Rezykla-
ten 

§ 5 im Kunststoffgesetz, aber auch Änderungen 
im Kreislaufwirtschaftsgesetz, ggf. Konkretisie-
rung in einem Kunststoffproduktegesetz (ähnlich 
ElektroG: Bezugspunkt wäre dann Kunststoff als 
Bestandteil des Produktes)  

Ansatz Akteure und Akteurshand-
lungen 

e. Handhabung von kunststoffhaltigen Produkten 
und Vorprodukten darf in keinem Stadium des Le-
benszyklus zu Eintragungen in die Umwelt führen  

Verbindliche Merkblätter zum Stand der Forschung 
zum Umgang mit den Kunststoffen für alle Akteure 
und Akteursgruppen, einschl. aller Wirtschafts-
zweige, in denen Kunststoff gehandhabt wird, öf-
fentliche Hand und Organisationen, im gesamten 
Lebenszyklus, einschließlich Transport, Lagerung 
und Verarbeitung.  

§ 4 im Kunststoffgesetz (allgemeine Sorgfalts-
pflicht)  

Ansatz an Eintragswegen  f. Bekannte Eintragswege sind zu schließen 

End of Pipe-Maßnahmen an Kläranlagen (Vierte 
Reinigungsstufe),  
Verbot des Ausbringens von Sandfang, Rechengut 
und Klärschlamm auf Böden 
Vorrichtungen an Gullys zum Auffangen von Pel-
lets, Reifenabrieb, etc.  
Filter für Waschmaschinen, Abläufe in Gebäuden 
etc. 
Schaffen von Entsorgungsmöglichkeiten   

Regelungen im Abwasserecht, Erweiterung der 
Kommunalabwasserrichtlinie der EU in Bezug auf 
Kläranlagen; Ökodesign-Anforderungen an 
Waschmaschinen im EU-Recht in Bezug auf Filter 
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Ansatzpunkte  Kunststoffprogramm (allgemein) Kunststoffprogramm (Maßnahmen) Kunststoffgesetz / andere gesetzliche Rege-
lungen sowie rechtliche Bezüge  

Ansatz an Flora, Fauna, Mensch 
und Klima  

g) Bekannte und behebbare Schäden sind zu besei-
tigen 

Stärkung der Erweiterten Herstellerverantwortung 
(Herstellerbegriff ist im Gesetz weit zu definieren 
und erfasst sowohl die Hersteller der Pellets als 
auch die Hersteller konkreter Produkte; erfasst 
werden der Entwickler, der Hersteller, der Be- oder 
Verarbeiter und der Vertreibende, erweitert um 
den Transporteur (angelehnt an Art. 8 und 8a Ab-
fallRRL)) durch konkrete Maßnahmen organisatori-
scher (Schulungen im Umgang mit Pellets während 
des gesamten Lifecycles) und ökonomischer Art 
(z.B. Finanzierung vierte Reinigungsstufe, Beseiti-
gung von Schäden), Informationspflichten (zu 
Kunststoffanteilen, Kunststoffarten, Additiven, etc. 
--> fließen in Kunststoffregister ein) 
Ausbau Kunststofffonds 

Erweiterte Herstellerverantwortung konkretisie-
ren in Kunststoffproduktegesetz 
Anpassung und Ausweitung des Kunststofffonds-
gesetzes 

Ansatz Akteure und Akteurshand-
lungen 

h) Alle Akteure sind über Kunststoffe und deren 
Folgen für die Umwelt zu informieren, Hersteller 
haben zu informieren 

Verpflichtung der Hersteller zur Abgabe der Infor-
mationen und Pflege der Daten (Aktualisierung) - 
Erweiterte Herstellerverantwortung ausbauen (Be-
richtspflicht für Unternehmen) 
Aufbau eines Kunststoffregisters (angelehnt an 
Verpackungsregister und REACh-Datenbank) und 
Verpflichtung, Handhabung von Kunststoffen in 
der Wirtschaftszweigsystematik einzutragen - ent-
sprechende Anpassung der Systematik auf europäi-
scher Ebene 
Produktpass für kunststoffhaltige Produkte 
Label 
Informationskampagnen 

Informationspflichten in einem Kunststoffpro-
duktegesetz 
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1.5. Erarbeitung von Vorschlägen für die Praxis (AP 7; alle Projektpartner) 

Um die Projektergebnisse breit zu streuen, hat sich das Projektteam intensiv an der Erstellung 
der im Rahmen der Begleitforschung formulierten Factsheets und anderer Publikationen be-
teiligt. Das Team erarbeitete hierzu die folgenden acht Factsheets:  

1. Plastik im Abwasser: Produkte, Eintragswege und Lösungsansätze 

2. Verlust industrieller Plastikpellets: Maßnahmen gegen den Eintrag in die Umwelt sind 
notwendig 

3. Obst- und Gemüsenetze aus Plastik: Geringer Nutzen und negative Auswirkungen in 
der Umwelt 

4. Zigarettenfilter im Abwasser: Plastikgehalt belastet die Umwelt – Ursachen und Maß-
nahmen  

5. Feuchttücher, Binden und Tampons im Abwasser: Plastikgehalt belastet die Umwelt – 
Ursachen und Maßnahmen  

6. Plastikmüll lokal vermeiden: Handlungsmöglichkeiten für Kommunen 

7. EU-Einwegkunststoffrichtlinie: Inhalte, Defizite und Anforderungen an ihre Weiter-ent-
wicklung 

8. Gegen Plastik in der Umwelt: Wie wirken Aufklärung, Labels und Gebühren? 

Zudem leistete das Projektteam bei dem Verfassen der „Kernbotschaften zum Forschungs-
schwerpunkt Plastik in der Umwelt“ (https://www.ecologic.eu/de/18589) vielfältige Beiträge. 
So beteiligte sich das Team aktiv als Autoren an 8 der 10 Arbeitsgruppen zu den folgenden 
Themen: 

• Quellen und Eintragspfade von Plastik in die Umwelt, 

• Plastik im Abwasser: erfassen, untersuchen, entfernen, 

• Unternehmen müssen mehr Verantwortung übernehmen, 

• Noch nicht ausreichend effizient: Abfallwirtschaft und Recycling, 

• Wie Kommunen zu weniger Kunststoffemissionen beitragen können, 

• Begrenzte Möglichkeiten: Welchen Einfluss haben Verbraucher:innen?, 

• Wesentliche Fortschritte in der Mikroplastik-Analytik, 

• Rechtliche Empfehlungen zur Reduktion von Kunststoffemissionen. 

Schließlich wirkten das UER und die AgUp entscheidend an dem mit anderen sozialwissen-
schaftlichen Partnern der Verbundprojekte gemeinsam geschriebenen Artikel „Wege zum 
nachhaltigen Umgang mit Kunststoffen: Kernbotschaften sozialwissenschaftlicher Forschung“ 
mit (10.14512/gaia.31.1.12) mit. 

Weiterhin wird im Frühjahr 2025 die Arbeitshilfe „Vermeidung von Plastikeinträgen in die Um-
welt - Handlungsmöglichkeiten für Kommunen“ veröffentlicht. Der Entwurf eines Kunststoff-
gesetzes als Rahmengesetz und die Skizzierung der Inhalte eines Kunststoffprogramms sowie 

https://www.ecologic.eu/de/18589
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die Ergebnisse der empirischen Untersuchungen werden im Jahr 2025 in einem Paper veröf-
fentlicht. Beides wird den relevanten Akteursgruppen zugänglich gemacht.  

Teil 2 Abschnitt ergänzende Angaben 

1. Wichtigste Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 

Gegenüber der Beantragung ergaben sich keine Änderungen der Fördersumme. U.a. bedingt 
durch die Änderungen in der empirischen Vorgehensweise, die durch Corona induziert wur-
den, und Veränderungen der Projektfragestellung und deren Zuspitzung erfolgten Umwid-
mungen der Mittel. Zudem wurden Projektverlängerungen beantragt und bewilligt, diese wur-
den kostenneutral umgesetzt. 

2. Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Projektarbeiten 

Die Arbeiten waren notwendig und angemessen. Für eine tiefgehende und aussagekräftige 
Analyse, Bewertung und Entwicklung des Kunststoffprogramms und des Rahmengesetzes zur 
Reduzierung der Kunststoffverschmutzung waren eine Verknüpfung von qualitativer und 
quantitativer Bestandsaufnahme in Entwässerungssystemen von vier Modellkommunen und 
sozialwissenschaftliche Erhebungen zu Erfolgs- und Hemmnisfaktoren von Instrumenten 
ebenso notwendig wie die diesen zugrunde liegenden konzeptionellen Arbeiten.  

Erst auf dieser Basis konnte sichergestellt werden, dass die Ergebnisse dem Gesetzgeber eine 
konkrete Grundlage bieten, den Eintrag von Kunststoffen in die Umwelt zu unterbinden oder 
wenigstens deutlich zu mindern. 

Hierzu war eine intensive Kooperation von Wissenschaft und Praxis sowie innerhalb der Wis-
senschaft eine interdisziplinäre Zusammenarbeit erforderlich. Die Mitwirkenden des Projektes 
waren fachlich sehr gut für die inter- und transdisziplinäre Bearbeitung aufgestellt. Die Durch-
führung der Arbeiten konnte kostengünstig durch die Antragsteller und die durch die Projekt-
mittel finanzierten wissenschaftlichen Mitarbeiter durchgeführt werden. Mit weniger Hoch-
schulpersonal wäre das Projekt nicht durchführbar gewesen. Die geleistete Arbeit war vor die-
sem Hintergrund notwendig und angemessen.  

3. Voraussichtliche Nutzung, insbesondere die Verwertbarkeit der Ergeb-
nisse – auch konkrete Planungen für die nähere Zukunft im Sinne des fort-
geschriebenen Verwertungsplans  

Die Erkenntnisse des Projekts können dazu beitragen, Politik, Verwaltung und Wirtschaft für 
die Relevanz von Kunststoffeinträgen über Entwässerungssysteme zu sensibilisieren. Die auf 
Basis der Projektergebnisse entwickelten Vorschläge zu einem Kunststoffprogramm und ei-
nem Kunststoffrahmengesetz bieten dem Gesetzgeber nicht nur eine Grundlage für Instru-
mente zur Unterbindung oder deutlichen Reduktion des Eintrags, sondern zeigen bis zur Wir-
kung von entsprechenden Instrumenten auch Wege für notwendige Übergangslösungen auf.  
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Wirtschaftliche Erfolgsaussichten 

Die Ergebnisse des Projekts sind erstens für die Politik interessant. Kunststoffprogramm und 
Kunststoffrahmengesetz können von den Gesetzgebungsorganen im Bund (was das Kunst-
stoffprogramm betrifft auch in den Ländern) aufgegriffen und umgesetzt werden. Vergleich-
bares gilt für die kommunalen Entscheidungsträger und die zuständigen Verwaltungsbehör-
den hinsichtlich der in der Arbeitshilfe „Vermeidung von Plastikeinträgen in die Umwelt – 
Handlungsmöglichkeiten für Kommunen“ formulierten Empfehlungen zum Vorgehen gegen 
Einträge von Kunststoffen in die Umwelt und die dort identifizierten kommunalen Handlungs-
möglichkeiten. 

Zweitens bieten die Ergebnisse auch für weitere Akteure (Kläranlagenbetreiber, Umwelt- und 
Verbraucherschutzverbände, Unternehmen) wichtige Anhaltspunkte, um sowohl die Öffent-
lichkeit und ihren Einflussbereich, einschließlich etwa des eigenen Unternehmens und der ei-
genen Verwaltung, auf das Problem des Kunststoffeintrags in die Umwelt aufmerksam zu ma-
chen, diese zu sensibilisieren und Verhaltensänderungen anzustoßen und umzusetzen. Es wer-
den Möglichkeiten aufgezeigt, wie Kunststoffeinträge in die Umwelt zu vermeiden sind und 
welche umweltpolitischen Instrumente wirkungsvoll und zielführend eingesetzt werden kön-
nen.  

Drittens bereichern die Projektergebnisse die wissenschaftliche und die gesellschaftliche Dis-
kussion zum Umgang mit Kunststoffen und potenziellen Handlungsansätzen zur Vermeidung 
und Verminderung des Eintrags dieser in die Umwelt. Die Ergebnisse sind, was die Steuerungs-
wirkung umweltpolitsicher Instrumente auf verschiedene Akteure betrifft, jedoch auch auf 
andere Themenbereiche, wie etwa die Klimapolitik, übertragbar.  

Eine kommerzielle Verwertung der Ergebnisse war von den Antragsstellern nicht vorgesehen 
und ist es auch weiterhin nicht. 

Wissenschaftliche Erfolgsaussichten 

Die Thematik der Kunststoffeinträge in die Umwelt und deren Vermeidung wurde durch alle 
Forschungsprojekte der Förderrichtlinie „Plastik in der Umwelt“ in den Mittelpunkt wissen-
schaftlicher Betrachtungen gestellt. Fokussiert wurden hier aber vor allem Mikrokunststoffe 
und End-of-Pipe-Lösungen. Während der Projektlaufzeit gab es kaum Forschung dazu, welche 
Politikinstrumente schon den Eintrag in die Umwelt verhindern könnten, an welchen Akteuren 
hierfür anzuknüpfen ist und welche rechtlichen Vorgaben eine Entwicklung zu weniger Einträ-
gen in die Umwelt beschleunigen. Zudem wurde und wird das Problem der Kunststoffver-
schmutzung kaum als Non-Point-Source-Pollution-Situation eingeordnet, was jedoch wichtig 
ist, da diese spezifische Situation einen erheblichen Einfluss auf die Wirksamkeit von Instru-
menten hat. Auch wird in diesem Zusammenhang, soweit den Autorinnen bekannt, die Wirk-
samkeit von Instrumenten gegen die Kunststoffverschmutzung aus der Perspektive der be-
schränkten und prozeduralen Rationalität nicht betrachtet. Die Fragestellungen des Projekts 
blieben also über die Projektlaufzeit hinweg und auch danach relevant; ebenso die erzielten 
Ergebnisse. Der transdisziplinäre (und Mixed-Methods-)Ansatz des Projekts erwies sich dabei 
als überaus sinnvoll, weil somit die jeweiligen Zwischenschritte und Ergebnisse rückgekoppelt 
werden konnten.  
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Wissenschaftliche und wirtschaftliche Anschlussfähigkeit  

Das Vorhaben war ohne Anschlussphase konzipiert und bildet insoweit eine in sich geschlos-
sene Einheit. Gleichwohl schließt es, wie im Antrag schon dargelegt, an die bisherige For-
schung der Partner an; die Ergebnisse können auch in die künftige universitäre sowie projekt-
basierte Forschung der Partner einbezogen werden.  

Durch die acht veröffentlichten Factsheets, den Diskussionsbeitrag „Kunststoffeinträge von 
Kunstrasenplätzen in Entwässerungssysteme – Aufkommen, Rahmenbedingungen und Mög-
lichkeiten der Eintragsminderung“ sowie weitere Veröffentlichungen im Rahmen des Projekts 
sind wesentliche Ergebnisse von InRePlast bereits für alle interessierten Akteursgruppen zu-
gänglich und können als Grundlage für weitere Untersuchungen in diesem Themenfeld ge-
nutzt werden. Mit der Veröffentlichung der Arbeitshilfe „Vermeidung von Plastikeinträgen in 
die Umwelt - Handlungsmöglichkeiten für Kommunen“ Anfang 2025 und einer Fachpublika-
tion mit aktualisierten Projektergebnissen zu den rechtlichen und verhaltensökonomischen 
Fragestellungen Mitte des Jahres 2025 werden nochmals Ergebnisse aus dem Projekt veröf-
fentlicht und wissenschaftlich und praktisch zugänglich gemacht. 

Durch die umfassende theoretische Analyse lassen sich die Projektergebnisse ohne Weiteres 
auf andere Forschungskontexte sowohl mit Kunststofffokus als auch allgemein im Umgang mit 
Umweltproblemen übertragen. Daher können zukünftig auf der Grundlage dieser Ergebnisse 
weitere Analysen in Kläranlagen stattfinden, um aktualisierte Daten zu Einträgen von Kunst-
stoffen zu erhalten und das Vorgehen zu verfeinern. Zudem ist eine Analyse des Handelns des 
Gesetzgebers in Bezug auf Instrumente zur Vermeidung von Kunststoffeinträgen in die Um-
welt auf unterschiedlichen Ebenen und adressiert an unterschiedliche Akteure möglich, und 
es können auf den Ergebnissen von InRePlast aufbauende Fragestellungen fokussiert werden. 
Schließlich können verschiedene Teilergebnisse Anknüpfungspunkt für weitere Untersuchun-
gen sein. So bieten sich z.B. aus verhaltensökonomischer Sicht weitere Forschungen der Wirk-
samkeit von weiteren umweltpolitischen Instrumenten an. Aus umweltökonomischer und 
rechtlicher Sicht gilt es, neue Aktivitäten des Gesetzgebers auf europäischer und nationaler 
Ebene kritisch zu hinterfragen und – unter Berücksichtigung der Ergebnisse aus den empiri-
schen Befunden von InRePlast und darüber hinaus – weiterhin Verbesserungsvorschläge zu 
unterbreiten. 

4. Fortschritt auf dem Gebiet des Vorhabens bei anderen Stellen  

Die Auseinandersetzung mit dem Stand der Forschung in verschiedenen relevanten Themen-
gebieten wurde bis zum Ende des Projekts fortgeführt.  

Hier ist zunächst festzustellen, dass im Rahmen der Förderrichtlinie „Plastik in der Umwelt“ 
eine Vielzahl von Publikationen erstellt wurden, die direkt oder indirekt über die Homepage 
der Förderrichtlinie zugänglich sind (https://bmbf-plastik.de/home.html).  

Auch ansonsten hat sich die Literatur zum Themenfeld seit Antragstellung in einem erhebli-
chen Maße ausgeweitet. Insbesondere gibt es Beiträge zum Ausmaß der Verschmutzung, 
möglichen Schäden, den umweltpolitischen Instrumenten, dem Akteursverhalten und auch 
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zur Lebenszyklusperspektive; zum Themenfeld Non-Point-Source-Pollution findet sich dabei 
in den einschlägigen wissenschaftlichen Suchmaschinen nur ein einziger Aufsatz.  

Beispielhaft für den Stand der Forschung werden nachfolgend einige Publikationen aus den 
verschiedenen Themenbereichen aufgeführt.  

Al-Zawaidah, H., Kammerer, M., Mitrano, D. M., & Waldschläger, K. (2025). Opportunities and 
Challenges of a Cap-and-Trade System for Plastics. Environmental Science & Technology. 

Cowger, W., Willis, K. A., Bullock, S., Conlon, K., Emmanuel, J., Erdle, L. M., ... & Wang, M. 
(2024). Global producer responsibility for plastic pollution. Science Advances, 10(17), 
eadj8275. 

Doumet, J, Lemperle, I. (2024). Das Einwegkunststofffondsgesetz – Stärkung und Fortentwick-
lung der Produktverantwortung, Zeitschrift für Umweltrecht (Heft 1), 24 ff.  

Feurich, K. S. (2020). Plastik als Rechtsproblem (Vol. 24). Mohr Siebeck. 

He, L., Ou, Z., Fan, J., Zeng, B., & Guan, W. (2022). Research on the non-point source pollution 
of microplastics. Frontiers in Chemistry, 10, 956547. 

Kamalakkannan, S., Abeynayaka, A., Kulatunga, A. K., Singh, R. K., Tatsuno, M., & Gamarala-
lage, P. J. D. (2022). Life Cycle Assessment of Selected Single-Use Plastic Products towards 
Evidence-Based Policy Recommendations in Sri Lanka. Sustainability, 14(21), 14170. 

Kumar, R., Verma, A., Shome, A., Sinha, R., Sinha, S., Jha, P. K., ... & Vara Prasad, P. V. (2021). 
Impacts of plastic pollution on ecosystem services, sustainable development goals, and need 
to focus on circular economy and policy interventions. Sustainability, 13(17), 9963. 

Lau, W. W., Shiran, Y., Bailey, R. M., Cook, E., Stuchtey, M. R., Koskella, J., ... & Palardy, J. E. 
(2020). Evaluating scenarios toward zero plastic pollution. Science, 369(6510), 1455-1461. 

MacLeod, M., Arp, H. P. H., Tekman, M. B., & Jahnke, A. (2021). The global threat from plastic 
pollution. Science, 373(6550), 61-65. 

March, A., Karasik, R., Roberts, K., & Evans, T. (2023). Limited knowledge of national plastics 
policy effectiveness may hinder global progress. Cambridge Prisms: Plastics, 1, e14. 

Nielsen, T. D., Hasselbalch, J., Holmberg, K., & Stripple, J. (2020). Politics and the plastic crisis: 
A review throughout the plastic life cycle. Wiley Interdisciplinary Reviews: Energy and Environ-
ment, 9(1), e360. 

Nitsch, S. (2024). Microplastics Litigation: eine rechtsvergleichende Orientierung, ZEuP (Heft 
2), 316-345. 

Rangel-Buitrago, N., González-Fernández, D., Defeo, O., Neal, W., & Galgani, F. (2024). Re-
thinking plastic entrapment: Misconceptions and implications for ecosystem services in 
coastal habitats. Marine Pollution Bulletin, 205, 116665. 

Simon, N., Raubenheimer, K., Urho, N., Unger, S., Azoulay, D., Farrelly, T., ... & Weiand, L. 
(2021). A binding global agreement to address the life cycle of plastics. Science, 373(6550), 43-
47. 
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Suzuki, G., Uchida, N., Tanaka, K., Matsukami, H., Kunisue, T., Takahashi, S., ... & Osako, M. 
(2022). Mechanical recycling of plastic waste as a point source of microplastic pollution. Envi-
ronmental Pollution, 303, 119114. 

Soares, J., Miguel, I., Venâncio, C., Lopes, I., & Oliveira, M. (2021). Public views on plastic pol-
lution: Knowledge, perceived impacts, and pro-environmental behaviours. Journal of hazard-
ous materials, 412, 125227. 

United Nations Environment Programme (2020). National guidance for plastic pollution 
hotspotting and shaping action - Introduction report. Boucher J.,; M. Zgola, et al. United Na-
tions Environment Programme. Nairobi, Kenya. 

United Nations Environment Programme (2021). Addressing Single-use Plastic Products Pollu-
tion Using a Life Cycle Approach. Nairobi. 

Virdin, J., Karasik, R., Vegh, T., Pickle, A., Diana, Z., Rittschof, D., ... & Caldas, J. (2020). 20 Years 
of Government Responses to the Global Plastic Pollution Problem: The Plastics Policy Inven-
tory. 

Von Ameln, S. (2024). Das Einwegkunststofffondsgesetz, ZLR, 298 ff. 

5. Erfolge und geplante Veröffentlichungen  

Nachfolgend sind alle im Laufe des Vorhabens entstandene Publikationen dargestellt. Die Ver-
öffentlichungen sind auf der Projekt-Webseite www.inreplast.de zu finden  

Breitbarth / Hentschel, Arbeitshilfe Vermeidung von Plastikeinträgen in die Umwelt – Hand-
lungsmöglichkeiten für Kommunen, 2025 i.E. 

Breitbarth / Hentschel / Kaser, Kunststoffeinträge von Kunstrasenplätzen in Entwässerungs-
systeme – Aufkommen, Rahmenbedingungen und Möglichkeiten der Eintragsminderung, so-
fia-Diskussionsbeiträge 22-1 (2022), online verfügbar. 

Seeger / Masur / Hentschel / Lorenz / Barrelet / Fedder / Gräwe / Günther / Kroll / Olschewski 
/ Rubel / Wegner / Werner, Handlungsoptionen für Kommunen zur Reduktion des Plastik-
müllaufkommens: Kommunale Regelungsmöglichkeiten. Runder Tisch Meeresmüll, AG Land-
basierte Einträge, Unterarbeitsgruppe Kommunale Vorgaben, 2022. www.muell-im-meer.de 

Beyerl / Bogner / Daskalakis / Decker / Hentschel / Hinzmann / Loges / Knoblauch / Mederake 
/ Müller / Rubik / Schweiger / Stieß, Wege zum nachhaltigen Umgang mit Kunststoffen – Kern-
botschaften sozialwissenschaftlicher Forschung, in: GAIA – Ecological Perspectives for Science 
and Society, 01 (2022) S. 51 – 53, online verfügbar 

Breitbarth / Werner / Grimminger / Maier / Heckhausen, Pfandsysteme als wertgebendes Len-
kungsinstrument für spezifische Abfallströme zur Reduzierung des Eintrags von Müll in die 
Meere. Runder Tisch Meeresmüll, AG Landbasierte Einträge, Unterarbeitsgruppe Pfandsys-
teme, 2021. www.muell-im-meer.de 

Hentschel, Erweiterte Herstellerverantwortung als Beitrag zur Stärkung der Kreislaufwirt-
schaft, in: Hentschel / Hornung / Jandt (Hrsg.), Mensch – Technik – Umwelt: Verantwortung 

http://www.inreplast.de/
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für eine sozialverträgliche Zukunft, Festschrift für Alexander Roßnagel zum 70. Geburtstag, 
Baden-Baden 2020, S. 717-738. 

Müller / Schönbauer / Decker / Hentschel / Lippl / Loges / Obermeier / Schweiger / Steinhorst, 
Plastik in der Umwelt: Sozialwissenschaftliche Perspektiven, Diskussionspapier des Quer-
schnittsthemas „Soziale und Politische Dimensionen von Plastik in der Umwelt“, März 2020. 
Abrufbar unter https://bmbf-plastik.de/sites/default/files/2020-04/Diskussionspa-
pier_QST4_Plastik_%20in_der_Umwelt_2020.pdf 

Ludwig / Hentschel, Verbote, Steuern und Abfallvermeidungspläne – Kommunale Maßnah-
men zur Plastikvermeidung, Zeitschrift für Abfallrecht 2020, S. 1-8. 

Breitbarth, Eintrag von Kunststoffen in deutsche Fließgewässer – Relevanz der kommunalen 
Entwässerung, Beitrag im Tagungsband zur 52. Essener Tagung vom 20. – 22. März 2019 in 
Aachen. 

Hentschel / Kaser, Von Plastiktüten und Einwegplastikprodukten – Rechtlicher Umgang mit 
Plastik auf europäischer und nationaler Ebene, in: Hebeler/Hofmann/Proelß/Reiff (Hrsg.), 
Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 2019, S. 55-94. 

Zudem hat sich UER an folgenden Veranstaltungen des Forschungsschwerpunktes „Plastik in 
der Umwelt“ beteiligt: 

• Webinar „Von Plastikvermeidung bis zur Reduzierung von Plastikeinträgen in die Um-
welt – Regulierungsoptionen auf nationaler Ebene“, Mittwoch, 18. Mai 2022 | 10:00 - 
11:30 Uhr 

• Webinar „Wo stehen wir im Kampf gegen die globale Plastikverschmutzung? Plastik-
Politik(en) zwischen nationaler und internationaler Ebene“, Dienstag, 15. März 2022 | 
14:00 - 15:30 Uhr 

Tagungen 

Hentschel, Regulierung von Kunststoffen – Regulierungsansätze auf internationaler, europäi-
scher und nationaler Ebene, Vortrag auf dem 20. Kreislaufwirtschafts- und Deponieworkshop 
am 29./30.10.2024 in Liberec, Tschechien. 

Hentschel, Nationale Lösungen für ein globales Problem? Auf dem Weg zu einem internatio-
nalen Plastikabkommen, Vortrag auf dem Fachtag "Kunststoff reduzieren, Herausforderungen 
und Chancen“ an der Justus-Liebig-Universität Gießen am 14.12.2023 in Gießen. 

Hentschel, Regulierungsansätze zu Mikroplastik auf nationaler und internationaler Ebene, 
Vortrag auf dem DWA-Seminar „Mikroplastik im Abwasser – Einordnung und Handlungsemp-
fehlungen“ am 20.10.2022 in Hannover. 

Hentschel, Ideen für ein nationales Kunststoffrahmengesetz, Vortrag auf dem Webinar „Von 
Plastikvermeidung bis zur Reduzierung von Plastikeinträgen in die Umwelt – Regulierungsop-
tionen auf nationaler Ebene“ am 18.5.2022, Präsentation und Videomitschnitt verfügbar unter 
bmbf-plastik.de 
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Hentschel, Plastik im Abwasser – Was landet in den Kläranlagen? Strategien zur Vermeidung, 
Umgang mit der Belastung, Vortrag auf der Veranstaltung „Plastikmüll und kein Ende?“ der 
Landfrauenvereinigung des Katholischen Deutschen Frauenbundes am 25.11.2019 in Heppen-
heim. 

Breitbarth, Polystyrole aus der Bauwirtschaft, Vortrag in der „Berliner Workshopreihe zu Mik-
roplastik in der marinen Umwelt“ zum „Runder Tisch Meeresmüll“, 2. Veranstaltung „Vermei-
dung des Mikroplastikeintrags“ am 18./19.11.2019 in Berlin. 

Breitbarth, M.: Eintrag von Kunststoffen in deutsche Fließgewässer – Relevanz der kommuna-
len Entwässerung, Vortrag auf der 52. Essener Tagung vom 20. – 22.3.2019 in Aachen. 
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7. Anhang  

7.1. Online-Experiment 
Deskriptive Statistik und nichtparametrische Gruppenvergleiche der durchschnittlichen unsachgemäßen Entsorgung Y in den 
Kommunen der einzelnen Treatments und Treatmentvarianten 

Experimentvarianten  N Anzahl  
durchschnittlich 

unsachgemäß 
entsorgter  
Produkte  

Std.  
Abweichung  

unsachgemäß 
entsorgten Pro-

dukte 

Minimum  
Unsachgemäß 
entsorgter Pro-

dukte 

Maximum  
Unsachgemäß 
entsorgter Pro-

dukte 

Baseline 92 218.07 74.04 32 371.55 
Baseline - ohne 31 220.43 78.18 32 325.8 
Baseline – Info Nabu 31 217.53 73.84 72.3 371.55 
Baseline – SUPD Label 30 216.19 72.31 36.5 351.15 

Strafgebühr - 1 Eintrag 90 203.99 93.05 0 328.45 
Strafgebühr 1 - ohne 30 216.96 85.92 0 328.45 
Strafgebühr 1 - Info Nabu 30 169.33** 112.62 0 301.95 
Strafgebühr 1 - Label 30 225.69 67.81 5 307.2 

Strafgebühr - 2 Einträge 91 192.58# 65.40 3 341.2 
Strafgebühr 2 - ohne 30 202.24 62.17 3 308.8 
Strafgebühr 2 - Info Nabu 30 178.53** 80.23 7.95 341.2 
Strafgebühr 2 - SUPD Label 31 196.83** 50.62 117.25 332.15 

No 91 213.29 75.67 0 328.45 
Info 91 188.78+ 91.78 0 371.55 

Label 91 212.73 64.56 5 351.15 
Hinweise: N bezieht sich auf die Anzahl der Kommunen (á 4 Haushalte). Für jede Kommune wurde der Durch-
schnitt von der unsachgemäßen Produktentsorgung über 20 Runden berechnet und darüber Gruppenvergleiche 
mithilfe des nichtparametrischen Mann-Whitney-U-Tests berechnet: unterschiedlich zur Baseline, p<0.1, +: un-
terschiedlich zu ohne, p<0.1, **: unterschiedlich zu Baseline - ohne, p<0.05. Quelle: Zwischenbericht InRePlast 
2022 

 

Lineare Regressionsanalysen der unsachgemäßen Entsorgung (Y) der Kommunen.  

Hinweise: N bezieht sich auf die Anzahl der durchschnittlichen Entscheidungen der Kommunen über 20 Runden. 
Robuste Standardfehler sind geclustert auf Ebene der Kommunen. Spezifikation (1) analysiert den gesamten Da-
tensatz, Spezifikation (2) alle Treatmentvarianten ohne Zusatzinformation, Spezifikation (3) alle Treatmentvari-
anten mit NABU-Text und Spezifikation (4) alle Treatmentvarianten mit Einwegkunststoffrichtlinie als Zusatzin-
formation. Referenzkategorie der Strafgebühre ist Baseline. **: p<0.05, ***: p<0.01. Quelle: InRePlast Zwischen-
bericht 2022 
 

 

 

 (1) Unsachgemäße 
Entsorgung  

(2)  Unsachgemäße 
Entsorgung  

     ohne 

(3)  Unsachgemäße 
Entsorgung 

    Info 

(4)  Unsachgemäße 
Entsorgung 
Label 

Koeffizient Std. 
fehler 

Koeffizient Std. 
fehler 

Koeffizient Std. 
fehler 

Koeffizient Std. 
fehler 

Strafgebühr         
1 -14.08 12.44 -3.48 20.84 -48.19** 24.21 9.50 17.91 
2 -25.49** 10.29 -18.20 17.87 -39.00** 19.56 -19.36 15.86 

Runde 4.83*** 0.25 4.98*** 0.43 4.43*** 0.39 5.08*** 0.46 
Konstante 167.36*** 7.94 168.14*** 12.09 171.00*** 13.40 162.86*** 11.55 

N 5460 1820 1820 1820 
R2 0.09 0.09 0.09 0.12 

Adj. R2 0.09 0.09 0.09 0.11 
F, p-Wert 136.31, p<0.01 46.86, p<0.01 54.49, p<0.01 43.79, p<0.01 
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7.2. Soziodemographische Merkmale  

Soziodemographische 
Merkmale  

Verteilung in 
% 

  

Soziodemographische Merk-
male  

Verteilung in 
% 

Alter Haushaltsnettoeinkommen 
unter 20 1,74% Unter 500 € 1,24% 
20 bis 39 28,37% 500 bis unter 1.000 € 2,43% 
40 bis 59 38,20% 1.000 bis unter 1.500 € 5,56% 
60 bis 79 30,10% 1.500 bis unter 2.000 € 8,69% 
80 bis 99 1,59% 2.000 bis unter 2.500 € 11,18% 
Geschlecht 2.500 bis unter 3.000 € 12,22% 
männlich 52,36% 3.000 bis unter 3.500 € 12,82% 
weiblich 47,49% 3.500 bis unter 4.000 € 10,23% 
divers 0,15% 4.000 bis unter 5.000 € 16,74% 
Bundesländer 5.000 € und mehr 18,88% 
Nordrhein-Westfalen 19,42% Haushaltsgröße 
Bayern 19,27% 1-Personen Haushalte 25,14% 
Baden-Württemberg 12,02% 2-Personen Haushalte 43,37% 
Niedersachsen 9,39% 3-Personen Haushalte 15,30% 
Hessen 7,25% 4-Personen Haushalte 12,57% 

Rheinland-Pfalz 5,02% Haushalte mit 5 u. mehr Perso-
nen 3,63% 

Sachsen 5,27% Anzahl Kinder unter 18 Jahren im Haushalt 
Berlin 4,62% 1 Kind 48,55% 
Schleswig-Holstein 3,87% 2 Kinder 40,53% 
Brandenburg 3,33% 3 Kinder 9,58% 
Sachsen-Anhalt 2,78% 4 Kinder 0,89% 
Thüringen 2,58% 5 Kinder und mehr 0,45% 
Hamburg 2,04%   
Mecklenburg-Vorpommern 1,84%   
Saarland 0,65%   
Bremen 0,65%   
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7.3. Ordinalskalierte Fragen  

Frage  
N 

Mittel-
wert 

Me-
dian Gül-

tig 
Fehlend/ 

Filter 
Ich wüsste gerne besser darüber Bescheid, welche der Verbrauchsgüter Plastik ent-
halten und welche nicht. 2013 0 4,68 5,00 

Bei den meisten Verbrauchsgütern, die ich benutze, ist mir bekannt, ob sie Plastik 
enthalten oder nicht. 2013 0 3,74 4,00 

Mir ist es wichtig, dass Verbrauchsgüter nicht nur einmal, sondern mehrfach verwen-
det werden können. 2013 0 4,98 5,00 

Ich finde es sehr wichtig, dass es solche plastikfreien Alternativen zu kaufen gibt.  2013 0 5,19 6,00 

Wenn es mir möglich ist, wähle ich immer plastikfreie Alternativen.  2013 0 4,41 5,00 

So viele Menschen benutzen Verbrauchsgüter aus Plastik, da spielt es keine Rolle, ob 
ich persönlich darauf achte, Verbrauchsgüter ohne Plastik zu verwenden. 2013 0 1,93 1,00 

Mir nahestehende Personen  2013 0 3,65 4,00 

Plastikfreie Alternativen      

… müssen dieselben für mich wichtigen Eigenschaften aufweisen wie dasselbe Ver-
brauchsgut mit Plastik.       2013 0 4,74 5,00 

… müssen billiger sein als dasselbe Verbrauchsgut mit Plastik.   2013 0 3,10 3,00 

… dürfen teurer sein als dasselbe Verbrauchsgut mit Plastik. 2013 0 3,31 3,00 

… dürfen dann teurer sein als dasselbe Verbrauchsgut mit Plastik, wenn sie länger 
halten.  2013 0 4,42 5,00 

… sollten klar als plastikfrei gekennzeichnet sein.  2013 0 5,38 6,00 

… müssen umweltfreundlicher sein als dasselbe Verbrauchsgut aus Plastik.  2013 0 5,49 6,00 

Ich weiß sehr genau, wo es plastikfreie Alternativen zu den von mir genutzten Ver-
brauchsgütern zu kaufen gibt. 2013 0 2,99 3,00 

Ich benutze lieber plastikhaltige Verbrauchsgüter, die ich schon kenne, als plastikfreie 
Alternativen auszuprobieren. 2013 0 2,25 2,00 

Ich achte immer sehr darauf, Verbrauchsgüter ohne Plastik zu nutzen. 2013 0 3,76 4,00 

Ich möchte in Zukunft viel mehr darauf achten, Verbrauchsgüter ohne Plastik zu be-
nutzen. 2013 0 4,55 5,00 

Ich kann es mir derzeit finanziell gar nicht leisten, darauf zu achten, ob Verbrauchs-
güter plastikfrei sind oder nicht. 2013 0 2,63 2,00 

Ich habe derzeit überhaupt nicht die Zeit, mich darum zu kümmern, ob die Ver-
brauchsgüter Plastik enthalten oder nicht. 2013 0 2,69 2,00 

Ich habe im Moment wichtigere Probleme, als mich darum zu kümmern, ob Ver-
brauchsgüter plastikfrei sind oder nicht. 2013 0 2,80 3,00 

Sind Sie schon mal auf die Einwegkunststoffrichtlinie aufmerksam geworden, etwa 
durch Freunde, Bekannte und/oder durch (soziale) Medien?  2013 0 2,31 2,00 

Wie gut kennen Sie die Einwegkunststoffrichtlinie?  2013 0 1,82 1,00 

Wie stark wird Ihrer Meinung nach die Einwegkunststoffrichtlinie dazu beitragen, 
dass weniger Plastik in die Umwelt gelangt?  965 1048 3,56 4,00 

Bitte geben Sie an, inwieweit Sie die nachfolgenden Güter in den letzten 12 Monaten 
genutzt haben. 

    

Feuchttücher (für die Körper- und Haushaltspflege – Beispiele: Babyfeuchttücher, 
feuchtes Toilettenpapier, feuchte Brillenputztücher, Feuchttücher für die Boden-, 
Kühlschrank- oder Autoreinigung) 

2013 0 2,89 2,00 

Zigaretten mit Zigarettenfiltern  2013 0 1,86 1,00 

Damenbinden / Slipeinlagen   959 1054 3,57 4,00 

Tampons   959 1054 2,32 1,00 

Ist Ihnen bekannt, dass die folgenden Verbrauchsgüter in der Regel Plastik enthalten?     
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Frage  
N 

Mittel-
wert 

Me-
dian Gül-

tig 
Fehlend/ 

Filter 
Feuchttücher (für die Körper- und Haushaltspflege – Beispiele: Babyfeuchttücher, 
feuchtes Toilettenpapier, feuchte Brillenputztücher, Feuchttücher für die Boden-, 
Kühlschrank- oder Autoreinigung) 

2013 0 2,06 2,00 

Zigaretten mit Zigarettenfiltern  2013 0 2,03 2,00 

Damenbinden / Slipeinlagen   959 1054 1,79 2,00 

Tampons  959 1054 2,18 2,00 

Inwieweit hatten Sie bei diesem Verbrauchsgut in den letzten 12 Monaten bewusst 
eine plastikfreie Alternative genutzt?  

    

Feuchttücher (für die Körper- und Haushaltspflege – Beispiele: Babyfeuchttücher, 
feuchtes Toilettenpapier, feuchte Brillenputztücher, Feuchttücher für die Boden-, 
Kühlschrank- oder Autoreinigung) 

1417 596 2,34 1,00 

Zigaretten mit Zigarettenfiltern  433 1580 1,61 1,00 

Damenbinden / Slipeinlagen   684 1329 2,14 1,00 

Tampons  364 1649 2,10 1,00 

Inwieweit können Ihrer Meinung nach die folgenden Akteure einen Beitrag dafür leis-
ten, dass kein Plastik in die Umwelt gelangt? 

    

Städte, Gemeinden  2013 0 4,58 5,00 

Stadtreinigung/Kläranlagenbetreiber 2013 0 4,43 5,00 

Jeder und jede Einzelne    2013 0 5,20 6,00 

Sie persönlich  2013 0 4,92 5,00 

Die Unternehmen, die Plastik und plastikhaltige Verbrauchsgüter herstellen  2013 0 5,34 6,00 

Die Bundesregierung  2013 0 4,86 5,00 

Umweltorganisationen  2013 0 4,09 4,00 
Was halten Sie von den folgenden staatlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Herstellung und der Nutzung von plastikhaltigen und plastikfreien Verbrauchsgü-
tern? 

    

Verbot der Herstellung von plastikhaltigen Verbrauchsgütern, wenn es bereits Alter-
nativen auf dem Markt gibt bzw. diese leicht produziert werden können   2013 0 4,74 5,00 

Förderung der Herstellung von plastikfreien Verbrauchsgütern   2013 0 5,22 6,00 

Einführung einer einheitlichen Kennzeichnung aller plastikhaltigen Produkte   2013 0 5,27 6,00 

Verteuerung der Herstellung und des Kaufs von plastikhaltigen Verbrauchsgütern 
(etwa durch Steuern und Abgaben)   2013 0 3,90 4,00 

Informationskampagnen  2013 0 4,70 5,00 

Was halten Sie von den folgenden staatlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Entsorgung von plastikhaltigen Verbrauchsgütern? 

    

Verhängen von Bußgeldern bei falscher Entsorgung von plastikhaltigen Verbrauchs-
gütern   2013 0 4,29 4,00 

Verpflichtung der Hersteller von plastikhaltigen Verbrauchsgütern für Schäden, die 
durch Plastik in der Umwelt entstehen, aufzukommen   2013 0 4,69 5,00 

Verpflichtung der Hersteller von plastikhaltigen Verbrauchsgütern, diese nach Ge-
brauch einzusammeln und zu recyceln   2013 0 4,64 5,00 

Informationskampagnen über die Folgen der Herstellung, Nutzung und Entsorgung 
von plastikhaltigen Verbrauchsgütern für Mensch und Umwelt   2013 0 4,72 5,00 

Das Ausmaß und die Folgen der Umweltverschmutzung durch Plastik werden derzeit 
weltweit untersucht. Bitte geben Sie an, inwieweit Sie den folgenden Aussagen zu-
stimmen. 

    

Ich befürchte, dass Plastik in der Umwelt auch für meine Gesundheit schädlich ist. 2013 0 4,64 5,00 

Der Gedanke, dass zukünftige Generationen mit Plastik in der Umwelt leben müssen, 
beunruhigt mich. 2013 0 4,51 5,00 
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Frage  
N 

Mittel-
wert 

Me-
dian Gül-

tig 
Fehlend/ 

Filter 
Ich achte sehr darauf, dass die Umwelt durch mein tägliches Handeln nicht durch 
Plastik verschmutzt wird. 2013 0 4,64 5,00 

Das Thema Verschmutzung der Umwelt durch Plastik spielt für mich eine große Rolle.   2013 0 4,40 5,00 

Ich würde gerne mehr darüber Bescheid wissen, ob und wie Plastik für Mensch und 
Umwelt schädlich ist. 2013 0 4,15 4,00 

Es gibt wichtigere Umweltprobleme als Plastik in der Umwelt. 2013 0 2,72 3,00 

Durch Corona ist mein Plastikmüllaufkommen stark gestiegen.  2013 0 2,97 3,00 

Inwieweit stimmen Sie persönlich angesichts der aktuellen Krisensituation den fol-
genden Aussagen zu? 

    

Ich denke, mit Maßnahmen zur Verminderung von Plastik in der Umwelt sollte ge-
wartet werden, bis die aktuellen Krisen gelöst sind. 2013 0 2,03 2,00 

Ich habe Bedenken, dass auf Grund der aktuellen Krisen das Thema Umweltver-
schmutzung durch Plastik für die Gesellschaft nicht hinreichend angegangen wird. 2013 0 4,34 5,00 

Klimaschutzmaßnahmen sind jetzt erstmal wichtiger als Maßnahmen gegen die Plas-
tikverschmutzung.  2013 0 2,90 3,00 

Meiner Meinung nach wird genug dafür getan, dass die Umwelt nicht durch Plastik 
verschmutzt wird. 2013 0 2,00 2,00 

Geben Sie bitte an, inwieweit folgende Aussagen in der aktuellen Krisensituation für 
Sie persönlich zutreffen. 

    

Die steigenden Preise sind ein großes Problem für mich. 2013 0 3,65 4,00 

Ich wähle immer bewusst günstige Verbrauchsgüter. 2013 0 3,58 3,00 

Ich gehe sehr sparsam mit Verbrauchsgütern um.  2013 0 4,43 5,00 

Ich überlege oft, ob ich ein Verbrauchsgut wirklich benötige oder nicht.  2013 0 4,32 5,00 

Trotz der Krise achte ich immer darauf, dass ich möglichst ökologische und/oder fair 
hergestellte Verbrauchsgüter benutze.  2013 0 3,94 4,00 

  Auch ohne die Auswirkungen der Krise sind meine finanziellen Möglichkeiten stark 
eingeschränkt.  2013 0 2,88 3,00 

Wer sich nicht genügend um seine eigenen Interessen kümmert, kommt am Ende 
meist zu kurz. 2013 0 3,37 3,00 

Ich engagiere mich sehr im Umweltschutz – Beispiele: Müllsammeln, Vereine, Um-
weltschutzorganisationen.  2013 0 2,30 2,00 

Mir ist es wichtig, dass das, was ich mache, die Umwelt nicht schädigt. 2013 0 4,73 5,00 
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7.4. Regressionsanalyse mit CATREG 

Modellübersicht    

Multiples R R-Quadrat 
Korrigiertes R-

Quadrat 

Offensichtlicher 
Vorhersagefeh-

ler   
0,704 0,496 0,490 0,504 

   
Abhängige Variable: F4_4_Intention_Nutzung_plastikfreie_Verbrgüter    

ANOVA  

  
Quadrat-
summe df 

Mittel 
der 

Quad-
rate F Sig.  

Regression 998,968 26 38,422 75,250 0,000 
 

Residuum 1014,032 1986 0,511     
 

Gesamt 2013,000 2012       
 

 

       
Koeffizienten  

 

Standardisierte Koeffizienten 

df F Sig. 

 

Beta Bootstrap   
F2_4_Norm_Nahesteh_Personen_plastik-
freie_Verbrgüter 

0,127 0,021 5 36,849 0,000 
 

F3_1_Alternativen_müssen_umwelt-
freundlicher 

0,135 0,023 4 33,849 0,000 
 

F1_1_Infobedarf_Plastikgehalt_Verbrgü-
ter 

0,210 0,023 4 80,485 0,000 
 

! CATPCA_F21_1F21_2F21_4 0,244 0,023 1 109,949 0,000 
 

RE_F2_3_Einstellung_Einzelverhal-
ten_keine_Rolle 

0,119 0,021 4 31,339 0,000 
 

RE_F4_2_Routine_Nutzung_plastikhal-
tige_Verbrgüter 

0,110 0,023 4 22,911 0,000 
 

RE_F4_6_Kontrolle_zeitlich_unmöglich 0,164 0,028 4 33,486 0,000 
 

Abhängige Variable: F4_4_Intention_Nutzung_plastikfreie_Verbrgüter 
 

       
Korrelationen und Toleranz 

 

Korrelationen 

Wich-
tigkeit 

Toleranz 

Nullter 
Ordnung Partiell Teil 

Nach 
Transfor-
mation 

Vor Trans-
formation 

F2_4_Norm_Nahesteh_Personen_plastik-
freie_Verbrgüter 

0,382 0,162 0,117 0,098 0,839 0,846 

F3_1_Alternativen_müssen_umwelt-
freundlicher 

0,336 0,178 0,128 0,091 0,903 0,893 

F1_1_Infobedarf_Plastikgehalt_Verbrgü-
ter 

0,469 0,254 0,186 0,199 0,786 0,763 

Faktor F21_1F21_2F21_4 0,548 0,272 0,200 0,270 0,672 0,661 

RE_F2_3_Einstellung_Einzelverhal-
ten_keine_Rolle 

0,416 0,144 0,103 0,100 0,751 0,751 

RE_F4_2_Routine_Nutzung_plastikhal-
tige_Verbrgüter 

0,415 0,132 0,094 0,092 0,738 0,728 
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RE_F4_6_Kontrolle_zeitlich_unmöglich 0,455 0,196 0,142 0,151 0,745 0,734 

Abhängige Variable: F4_4_Intention_Nutzung_plastikfreie_Verbrgüter 

7.5. Faktoranalyse mit CATPCA (Hauptkomponentenanalyse)  

 

Modellübersicht 

Dimension 
Cronbachs Al-

pha 

Erklärte Varianz 

Gesamt (Eigen-
wert) % der Varianz 

1 0,810 2,175 72,496 

2 -1,815 0,453 15,084 

Gesamt ,929a 2,627 87,580 

a. Die Summe von Cronbachs Alpha basiert auf der Summe der Eigenwerte. 

 

Komponentenladungen 

 

Dimension 

1 2 
F21_1_Sorge_eigene_Gesundheit 0,833 0,548 

F21_2_Sorge_zukünftige_Generationen 0,856 -0,338 

F21_4_Eigene_Relevanz_Plastikverschmutzung  0,866 -0,193 

Normalisierung mit Variablen-Prinzipal. 
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